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Vorwort. 


Die vorliegende Arbeit entstand in einer Zeit, als die hier 
behandelten Fragen im Mittelpunkt des Interesses mittelalterlicher 
Forschung standen. Sie lag in-ihren Grundzügen im Jahre 1913 
der Philosophischen Fakultät der Universität Rostock als Inaugural¬ 
dissertation vor. Heeresdienst vor und während des Krieges 
verhinderte ihre Drucklegung. t Die Muße eines Lazarettaufent¬ 
halts infolge einer Verwundung ließ mich Ende 1917 erneut an 
die Probleme herantreten. Die Arbeit erfuhr eine durchgreifende 
Umgestaltung, und namentlich eine große Reihe inzwischen er¬ 
schienener Literatur wurde berücksichtigt. Die nunmehr erfolgte 
letzte Durchsicht mußte auf die großen Druckschwierigkeiten in¬ 
sofern Rüdesicht nehmen, als die letzten Kapitel, die den Nieder¬ 
schlag der weltlichen und geistlichen Anschauung in der theore¬ 
tischen Literatur der zweiten Hälfte des XIII. Jahrhunderts, so 
namentlich in der Determinatio compendiosa und bei Thomas von 
Aquino, fortgelassen würden. Ihre Veröffentlichung wird hoffent¬ 
lich später möglich sein. 

Die mehrfache Redaktion des Buches Wird manche Mängel 
hervortreten lassen. Eine Reihe von kritischen Aufsätzen der 
letzten Jahre konnte nicht mehr berücksichtigt werden, um den 
ohnehin schon großen kritischen Apparat nicht noch gewaltiger 
aitschwellen zu lassen. Aber auch so wird dem Leser beim ersten 
Kapitel manche Mühe entstehen, weil gerade die Grundlagen, auf 
denen es aufzubauen galt, eine besonders eingehende Ausein¬ 
andersetzung mit der einschlägigen Literatur erforderten. 

Ich yidrne das Buch meinem lieben Lehrer Herlmanin 
Retin cke-Bloch, der vor 10 Jahren mir die erste Anregung 
zu den vorliegenden Forschungen gab, und der dem Fortgang der 
Arbeit mit unermüdlicher Teilnahme zur Seite stand. 

Schwerin (Meckl.), Herbst 1920. i 

Dr. Walther Neumann. 
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Erstes Kapitel •, 

Die deutsche Königswahl seit dem Ausgang 
Friedrichs II. 

1. Die Erhebungen Heinrich Raspes und Wilhelms von Holland. 

In der Geschichte der deutschen Königswahlen ist der Doppel¬ 
wahl des Jahres 1257 von jeher eine verfassungsrechtlich be- 
sonders wichtige Stellung zugewiesen worden. Die ihr zugrunde¬ 
liegenden Normen und vor allem die hier erstmalig in Ersehen 
nung tretende Siebenzahl der Kurfürsten hat immer wieder das 
Interesse des Forschers auf sich gelenkt. Durchweg wurde er¬ 
kannt, daß ,yon dem bedeutsam Neuen dieser Wahl Fäden hin¬ 
überführten zu den Formen der Wahl bei Rudolf von Habsburg, 
wo die später rechtlich festgelegten Normen zum ersten Mal 
bewußt in Anwendung kamen. Weniger hat man die Blicke 
vom Jahre 1257 zurückgelenkt auf die unmittelbar vorhergehen¬ 
den Jahre. 1 Und doch sind die Beziehungen dieser Wahl zur 
Vergangenheit ungemein wichtig, ja für die Beurteilung der Ge¬ 
samtentwicklung geradezu entscheidend und grundlegend. 2 

Die Doppelwahl von 1257 steht noch mitten in dem Kampf 
zwischen geistlicher und weltlicher Macht, der seit der Wende 
des 12. zum 13. Jahrhundert unaufhörlich mit dem Schwert und 
mit den Waffen des Geistes geführt wurde. 

Soll also die Wahl von 1257 im Zusammenhang dieses) 
Kampfes Gegenstand einer Untersuchung bilden, so wird be¬ 
wußt zurückgegriffen auf die Zeit Innozenz’ IV., der zuletzt mit 
allen den im Kampf gesammelten Mitteln und Erfahrungen den 
vernichtenden Schlag gegen das Kaisertum als die Vertretung) 
der weltlichen Macht zu führen gedachte. 

Es sind die Wahlen Heinrich Raspes und Wilhelms von 
Holland, die den Ausgangspunkt dieser Betrachtung geben sollen. 

1. Außer der im folgenden angeführten neueren Literatur vgi auch 
Krammer, Wahl und Einsetzung. Dort sind gleichfalls die Wahlen vor 
1257 mich! erschöpfend mit in Betracht gezogen’. 

2. Die Grundlage für eine erneute Untersuchung der Doppelwahl von 
1257 gaben mir die Forschungen von B1 o c h, Kaiserwahlen der Stauferzeit, 
der hier den Weg für die weitere Forschung angedeutet hat, 
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Die Absetzung des Staufers Friedrich II. war der Weit 
mit flammenden Worten verkündet worden. Innozenz IV. sah 
sich zum ersten Mal recht eigentlich in der Lage, seinen kirch¬ 
lichen Machttheorien die praktische Verwertung folgen zu lassen. 
Er hat in der Tat nicht damit gezögert. 

Der Befehl Innozenz? IV., Heinrich Raspe zu wählen, ist 
eine erste Aeußerung des Gedankens, daßi das Kaisertum nichts 
anderes als ein durch den Papst zu vergebendes, der Kirche 
dienendes Amt sei. Es war ein konsequenter Schritt auf deit 
mit Friedrichs Absetzung besChrittenen Bahn. Durch kanonische 
Wahl sollte der neue „Vogt der Kirche“ in sein Amt eingesetzt 
werden. 3 

Wenn nun auch bei der Wahl von 1246 von einem bewußt 
kanonischen Vollzug noch nicht die Rede sein kann, 4 so geben 


3. Daß Innozenz IV. der eigentliche Urheber der Idee ist, die Formen 
dier kirchlichen Wahl auf die Königswahl zu übertragen (Bloch, ebd. 171 f.), 
daran ändert auch nichts die von Kra mmer, KurfürstenkoUeg 93, 1 hervor¬ 
gehobene Tatsache, daß bereits Innozenz III. diesen Gedanken gehabt habe 
Schon Bloch, a. a. O. 1811!., 207, betont, daß Innozenz IV. auf dem Boden 
weiterbaute, den Innozenz 111. geebnet hatte. Daß Innozenz IV. aber über 
ihn ihinausgeht, hat Krammer a. a. O. nicht bemerkt. Innozenz III. hat 
aus dem kanonischen Recht nur seine Pflicht abgeleitet, die deutsche Königs¬ 
wahl zu prüfen. Innozenz IV. ist in seinem Kommentar zu der Forderung 
vorgeschritten, daß bereits die Wahl selbst in den Formen der kirchlichen 
Wahl sich vollziehe. Daß er es ist, der somit theoret isch das Eindringen kano- 
nistischer Formen in die deutsche Königswahl vorbereitet, hat Wunder¬ 
lich, die neueren Ansichten 89, der von Büchner ln der Besprechung: 
Hist. Jabrto. 36 (1915) 1, 114 wegen seiner Ablehnung der bewußten Rezeption 
kanondstischer Wahlgsbräudhe gelobt wird, gar nicht in Erwägung gezogen. 
Ich werde unten noch hierauf zurückkommen müssen. — Was die von Bloch, 
a. a. O. 175 betonte strenge päpstliche Bevormundung der Wahl Heinrich 
Raspes betrifft, so kann ich die von Krammer a. a. O. 93ff. dagegen ge¬ 
machten Einwändle nicht stichhaltig finden. Am den entscheidenden Stellen 
in den Briefen Const II, 346 und 347 kann von einem besonders milden 
„bittenden und beschwörenden“ Ton durchaus nicht die Rede sein. In dem 
einen braucht der Papst den entschiedenen Ausdruck „mamdare“, wie Kram- 
mer (S. 92) selbst zugestehen muß, in beiden nachdrücklich: „absque dila- 
tdonis dispenddo“; das war doch deutlich genug. Innozenz selbst hat sich 
des Befehls zur Provision' des Reichs gerühmt (Böhmer-Ficker, Reg. nr. 7556, 
7557). — lieber die Haltung Innozenz' IV. bei' den Bischofswahlen vgl auch 
Aldinger, Die Neubesetzung der deutschen Bistümer unter Innozenz IV., 
dessen reiche Ergebnisse Krammer garnicht berücksichtigt Aus dieser 
Arbeit hätte er z. B. entnehmen können, was Innozenz IV. unter einer „freien“ 
Wahl versteht. „ , ' V-.iyS 

4. Krammer a. a. O. 93, 1 sucht zu widerlegen, daß Innozenz IV. 
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doch ihre Rechtsfolgen bereits ein getreues Abbild der Pländ 
des Papstes. Gewiß von dem anwesenden Legaten beeinfluß^ 
nannte der Kürspruch Heinrich als „König von Deutschland und 
Herrscher der Römer“ und deutete so die vom Papste gewollte 
Teilung des Herrschaftsgebietes an. 5 Mochte die Erhebung jeu 
der ersten der beiden Gewalten den Rapst weniger berühren, — 
der Herrscher im gesamten römischen Reich bedurfte als künf¬ 
tiger Kaiser der Bestätigung der Kirche. Die bald nach der Wahl 
ins Reich ergangenen Weisungen, Heinrich zu gehorchen, be¬ 
weisen, daß die Approbation stattgefunden hat Erst nach Ein¬ 
treffen der Gesandtschaft Heinrichs, die über die Wahl berichr 
tete, wenn nicht selbst den eigentlichen Wahlbericht überbrachte, 
hat der Papst den König als rex Romanorum 1 angenommen. 6 

Wir wissen, daß diesem gewaltsamen Versuch Innozenz’ IV., 
seine Ideen zu verwirklichen, ein praktischer Erfolg versagt blieb. 
Neue Gegner entstanden dem Papste in den deutschen Fürsten^ 
die bislang mit ihrer Wlahl, und in dem Kölner Erzbischof, 
der mit seiner Aachener Krönung die Waltung im römischen 
Reich hatte veigeben wollen. 

Als schon im folgenden Jahre eine Neuwahl nötig wurde, 
befleißigte sich Innozenz daher äußerlich der größten Zurück¬ 
haltung. Und wenn auch der päpstliche Einfluß auf die Wahl 
Wilhelms von Holland hinter den Kulissen nicht geringer war, 


1246 bereits die Wahl dem Kirchenrecht unterworfen habe. Das hait aber 
Bloch durchaus nicht behauptet. B. sagt im Gegenteil ausdrücklich (S. 
344), daß der eigentliche Wahlvorgang 1246/7 noch nicht angetastet ist; viel¬ 
mehr ließ dieser Vollzug nur die kanonistische Deutung zu und gewinnt 
so seine Bedeutung für die späteren Wahlen. S. unten S. 29 f. Immer hin 
fehlt es an Ansätzen damals schon nicht, wie z. B. die Einholung des Kon¬ 
sensus etecti“ zeigt; vgl Bloch ebd. 345. 

5. Warum dieser Kürspruch gebraucht worden ist, tritt m. E. Idar aus 
den Ideen des Papstes, die der Legat bei der Wahl vertrat, hervor. Im 
Gegensatz dazu sucht Krammera. a. O. 4t f. aus seiner Anschauung her¬ 
aus eine andere Begründung dieser Form des Kürspruchs zu entwickeln. Er 
stützt ach dabei auf die Tatsache, daß Innozenz später wieder in der alten 
Weise von dem „römischen König, der zum Kaiser zu 'befördern sei“, spricht, 
Dabei aber 'hat Kr. nicht bemerkt, daß Innozenz IV. den „deutschen König“ 
— den die Fürsten wählen — eben nur durch sei ne Approbation zum „rö¬ 
mischen König“ erhebt. Es ist also ganz selbstverständlich, daß der Papst 
an den von ihm bestätigten König immer als an den „rex Romanonmi“ 
schreibt, und seine Worte beweisen deshalb nicht das geringste dagegen, daß 
er den Kiirspruch den Deutschen in den Mund gelegt hat, der ihr Recht auf 
das deutsche Königtum nur auf eine einfache Designation zur Herrschaft 
im „regnum Romaimm“ beschränkte. 

6. B. F. Reg. nr. 7649. 
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so gewann doch hier der Erzbischof von Köln, Konrad von Höch- 
staden, dem Papste ein wertvolles Zugeständnis ab. Innozenz 
durfte, um endlich einen tatsächlichen Erfolg zu erzielen, das 
Ehrenrecht der Kölner Kirche und ihres Trägers nicht kränken. 
So wurde Wilhelm zum „römischen König“ gewählt und dem 
Erzbischof das Recht zugestanden, ihn für sein kaiserliches 
Amt zu weihen. 7 Drei Faktoren also t Wahl, Aachener Krönung 
und päpstliche Approbation, schufen hier den neuen Gebieter 
im Imperium, und es war wohl bei alledem klar, daß der Papst 
die Uebertragung der Kaisergewalt letzten Grundes nur von 
seinem Entscheid abhängen lassen wollte. An sich unversöhnliche 
Gegensätze waren hier für den Augenblick zurüdkgetreten. Daß 
aber der scheinbare Rückzug des Papstes in Wahrheit §in Schritt 
zum Siege war, zeigt die Tatsache, daß Wilhelm die Approbation 
Innozenz’ erbat und erhielt. 8 


7. Zu völlig abweichenden Ergebnissen gelangt K ramm er a. a. O. 
88 ff. Seine Gedankengänge müssen in diesem Zusammenhang kurz wieder¬ 
gegeben werden. Kr. geht aus von dem Gegensatz zwischen dem römischen 
Kaisertum der Pläne .Heinrichs VI. und einem bereits AdoU von Köln zu¬ 
geschobenen fränJdschen-deuftschen Reichsgedanken. Dieser Gedanke sei von 
jener Anschauung durch eine Wahlreform Friedrichs IIv von. 1237 verdrängt 
und bei der Erhebung Heinrich Raspes zum Ausdruck gekommen. Bei der 
Wahl Wilhelms dagegen sei wieder eine Aenderumg eingetreten, indem Kon¬ 
rad von Hochstaden das fränkisch-deutsche Reich durch Wahl und Krönung 
vergeben und die Waltung im Imperium erst durch den Papst verliehen 
wissen wollte. Der Reformplan Konrads, der auch dem Papste suggeriert (!) 
sei, sei nun dahin gegangen, daß zwar durch die deutsche Erhebung nur die 
Herrschaft in Deutschland und erst durch die päpstliche Approbation die 
Wal hing im Imperium übertragen werde, daß aber der Papst nur dem-in 
Aachen gekrönten Herrscher in die 'Herrschaft des Kaiserreichs ein weisen 
könne. Diesen Gedanken habe Konrad durch das falsche Karlsprivileg ge¬ 
stützt, das allerdings (!) eigentlich auch imperialistisch-sfaufische Tendenz 
habe, aber eben von Konrad in seinem Sinne ausgelegt sei. Krammers 
Annahme (a. a. O. 105 f.), „Konrad von Hoohsitaden lebte in der Anschauung, 
das Königtum sei eine auf Deutschland beschränkte Gewalt“, ist durch 
nichts zu begründen und widerspricht ebenso den Vorgängen von 1252 
(s. u. S. 7), wie den Wahlen von 1257, die Konrads Anschauung aufs 
klarste dahin eikennen lassen, daß die Aachener Krönung die kaiserliche 
Herrschaft gibt. Uebrigens spricht Kr. wenige Seiten darnach (9. 110) seähsit 
davon, daß „die Aachener Krönung einen völlig imperialen Charakter ange¬ 
nommen .habe“ Vgl. auch die Besprechung des Krammerschen Buches durch 
Büchner, Hist. Jahrb. 36 (1015) 2, 336 ff. 

8. Gonst. II nr. 352 (iKrammer, Quellen I, S. 73). Der in diesem Briefe 
Innozenz’ IV. an den Rektor in Cosmedin erhaltene Wahlbericht ist von 
höchster Bedeutung und wird unten in der Beilage I ausführlich untersucht 
werden. 
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Fast noch wichtiger, wenn auch zunächst nicht so merk¬ 
lich, war der Vorteil, den die Kirche aus der Form der beiden 
Wahlen von 1246/7 ziehen konnte. Für Innozenz galten die Wah¬ 
len Heinrichs und Wilhelms als förmlich abgeschlossene Hand¬ 
lungen, die beiden Fürsten als rechtmäßige Herrscher des rö¬ 
mischen Reiches. Und doch waren sie zweifellos nur von einem 
kleinen Teil der berechtigten Wähler gewählt worden. Waren 
diese Wahlen auch nach der deutschen Anschauung vom Wesen 
der Königswahl gültig? Der germanische Genossenschaftsgedanke, 
der den Gesamtwillen in der Summe der EinzeliwiHen findet* 
band keineswegs sämtliche Untertanen, sondern nur die Teil¬ 
nehmer an der Wahl. Und wenn auch in der entscheidenderf 
Abstimmung innerhalb der Wahlberechtigten die Majorität den 
Ausschlag gab, * so pflegte doch die Minorität formell 1 dem Mehr¬ 
heitsbeschluß beizutreten und dadurch die Fiktion der einmü¬ 
tigen Wahl durch alle Berechtigten aufrecht zu erhalten. 9 Darum 
hatten die wiederholten Nachwahlen, z. B. die Philipps im Jahre 
1205, Ottos 1208 und Friedrichs II. 1212 stattgefunden. Allein 1247 
hielt mit dem Papst ein Teil der Wähler ihre Wahl für gültig, weil 
sie am rechten Ort und zur rechten Zeit auf ordnungsmäßige 
Ladung hin erfolgt sei. Wer nicht erschienen war, verzichtete 
eben auf sein Wahlrecht. Damit war zum ersten Mal in den 
Vollzug der deutschen Wahlen etwas hineingetragen, was dem 
deutschen Staatsrecht fremd, der kirchlichen Wahlanschauung aber 
wohl vertraut war: das Prinzip der „unitas actus“. Indem deut¬ 
sche Wähler zugleich mit dem Papst sich dieser Anschauung 
bedienten, war angebahnt, was der Papst erstrebte: die deutsche 
Königswahl hatte mit einem rein kanonistischen Gedanken ge¬ 
arbeitet, um ihre Rechtmäßigkeit zu erweisen. 10 Welche Be¬ 
deutung mußte diese Tatsache erst gewinnen bei der nächsten! 
Wahl, bei der derselbe Mann, der sich für die Wahl Wilhelms in 
langen Verhandlungen zu Lyon mit dem Papst geeinigt hatte, 
Konrad von Hochstaden, die führende Rolle spielte! Hier liegt 

9. Gierte, Genossenschaftsrecht III 568 u. Mayer, Zu den gern». Königs- 
wahlen, Zsdtr. d. Sav.-Stülg. 23, 1902 (G. A.) 1 ff. 

10. Bloch a. a. O. 343 ff. zeigit außerdem die Möglichkeit, daß der 
Papst die beiden Wahlen im kanonistischen Sinne als Inspiration®wählen ge¬ 
deutet habe. Wenn Rosenstock in seiner Besprechung des Bloch- 
echen Buches, Zsohr. d. Sav.-Stiftg. G. A. 34 (1913) S. 499, dagegen Einspruch 
erhebt, daß 1246/7 Lnspirationswahkn stattgefunden haben, so übersieht er 
völlig, daß nicht dies von Bloch behauptet ist, sondern dort nur dargetan 
wird, wie der Wahlvorgang 1246/7 dem Papst die Möglichkeit eröffnete, sie 
als lospinatioflswahlen zu deuten und somit wirklich als kanooistische Wahlen 
auszulegen, wie er sie für die Erhebung eines rex Romanorum theoretisch 
gefordert hatte. 
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also im letzten Grunde der gewaltige Erfolg, den dias Papst¬ 
tum schon bei der Wahl Wilhelms erzielt hat 11 Die deutsche 
Wählerschaft selbst hat bald erfahren, weiche Gefahr hier dem 
deutschen Wahlgedanken drohte. 

Die Braunschweiger Tagung von 1252, das Weistum und 
die Nachwahl Wilhelms waren ein Protest gegen den Macht- 
anspruch der Kurie. Recht im Sinne des staufischen Staats¬ 
gedankens trat hier der Wille der sächsischen und thüringischen 
Landschaften und Städte hervor, die kaiserliche Gewalt nur aus 
einer einmütigen Wahl der Deutschen abzuleiten. Nicht die Ein¬ 
heit der Handlung, sondern die einmütige Wahl durch alle Be¬ 
rechtigten sollte den Herrscher erheben. Durch eine förmliche 1 
Nachwahl seitens des sächsischen und des brandenburgischen 
Fürsten wurde dies zum Ausdruck gebracht. 12 Erst indem beide 
zu der Worringer Wahl hinzutraten, brachten sie die förmliche 
Wahlhandlung zum Abschluß. Erst seitdem galt den Städten 
Wilhelm von Holland als der wahre römische König. Nicht die 
Krönung, nicht die päpstliche Approbation, sondern die „ein¬ 
mütige“ Wahl hatte ihn geschaffen. Allein Innozenz IV. hat es 
verstanden, sich in kluger Weise auch mit dieser Tatsache abzu¬ 
finden. 13 

Die Erhebung Wilhelms von Holland Läßt also deutlich drei 
Parteien hervortreten, die durch prinzipielle Gegensätze bei der 
Schaffung des römischen Königs gekennzeichnet sind. Hier der 
alte deutsche Wahlgedanke der Stauferzeit, vertreten durch Städte 
und weltliche Fürsten in Braunschweig, dort der Anspruch des 
Kölner Erzbischofs, mit seiner Krönung den wahren römischen 
König zu schaffen, und beiden gegenüber der mächtig anstrebende 
Wille der Kurie, die deutsche Wahl der päpstlichen Hierarchie 
zu unterwerfen. Alle drei schufen mit- oder nebeneinander Wil¬ 
helms Königtum. 


11'. Das hat Klammer a. a. O. durchaus nicht erkannt 

12. Vgl Bloch a. a. O. 236 ff. — Das vom Zeumer entdeckte Braun- 
sdrweiger Weistum {zitiert unten Kap. I 3, Anm. 13) mit der Glosse Hein¬ 
richs von Susa ist abgednuakt bei K r a m m e r, Quellen 1 75. 

13. Ebd. 243. — In gleicher Weise wie gegen die Inöpirati/onswaMen 
(s. o. Anm. 10) wendet sich Rosenstock a. a. O. 500 dagegen, daß die 
Nachwahl von 1252 eine Wahl „ad cautelam“ im kanonisii sehen Sinne ge¬ 
wesen sei. Aber auch dies hat Bloch a. a. O. 241 f. durchaus niaht be¬ 
hauptet. Es handelte sich vielmehr darum, daß die Deutung der Nach¬ 
wahl als eine „ad cautelam“ vo*-genommene der Kurie erst die Möglichkeit 
gab, sich mit ihr abzufinden, wenn anders sie nicht die Wahl von 1247 als 
ungültig amsehen wollte. Der Legat hart daher außerordentlich geschickt den 
grundsätzlichen Standpunkt Innozenz' IV. und die politischen Ereignisse, die 
er nicht verhindern konnte, in Einklang gebracht 
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Allein, wer aiif die- Kämpfe vergangener Jahrzehnte zurück-' 
blickt, versteht, daß diese Gegensätze zu 'tief ' wurzelten,' als daß 
ein kampfloses Nebenemattdergehep mef>r als vombergehend sein 
konnte. 

Schon kurze Zeit später, auf dem Frankfurter Reichstage 
von 1252, stellte Kpnrad v>em Höchstadeo seine Anschauung mit 
aller Bestimmtheit der päpstJichen entgegen, Als es sich darum 
handelte, festzustellen* von '.welchem Augenblick an dem Könige 
Reichsrechte, so u a, die Mutung der leben, zustande da ur¬ 
teilten Hermann von^Würzbürg und Heinrfcii van Straß barg, bei¬ 
des Parteigänger erfolgter Wahl, päpst- 

! ich er -Approbation und ■'Aachener Krönung, , Kom ad von 
Hochstaden dagegen nur: nach erfolgter W-a h I und Krön u n g: u 
mit keinem Worte gedachte er der päpsllicfien Bestätigung; 

Dem prinzipiellen Gegensatz folgte alsbald der offene Kampf. 
Indessen ihm nachzugehciij bedarf liier nicht; Für uns kommt 
es darauf .an, mit 'grundaäuücber Schärfe die Weiterentwick¬ 
lung der in den drd Parteien lebendigen. Anschauungen klarair 
legen. 


• >. 

\ l C&m. u m |vOn K T4 m rw e ^ Quellen I 75 kMtet' gmz un* 
voHstätuHg sbgedrucki), Dies« Tateabte muß jliüer um so mehr noch einmal 
betont - werden, als K ramme r, Kurfür®tefikoli<g 121.k, dumha/us ver¬ 
borgen geblieben ist. Daß aaeh aüedem cfcie treibenden Krähe bei den ge¬ 
nannten drei Patteie«; nicht aber fit ttem Qqgeitaa Iz einer von K r a m m e r 
ahne genügende Qudfeabeze.ug.iing beha-upieien ,,Aötossdwti* < Königswahfe 
• idee 025) zu suchen sind, ist tu. E, nicht jm bezweifeln. Auch Rosen- 
stock a, 3 - O. 530 lehnt dies angeblich von Adolf ?t r K.ölä geplante, rein 
Iraokische Königtum ab, — Unverständlich bleibt; mir jedoch -die Behaup¬ 
tung fco-st- «stock« a. a, O. 500C., daß tnan aus dem Frankfurter Weis- 
ijttm. ^^itsii;.^«r’'den Hen schAltsbegnun entoehtnen könne. Daß gerade auch 
das Braun^dt'-veiger Weistum — gegen das skJi'.dää^ Frankfurter' richtet — 
Vöo dem Kardinal von Gsrtia als Weis'.um über den. B e g i n rr der kaiserlichen 
Herrschaft, nicht, »« K rammet will, ilbtsf den Umkng der Rechte des 
Gewählten angesehen worden ist, .sfcöt' doch diese Bedeutung aucäi lü,r das 
Frabkfurfer sicher genug, Heinrich von Susa fügte dem' Weistum die • Be¬ 
merkung -bittzu: sed. quiequid üli indk-a.ver.HU, non videtur. r^od/'babearjxv 
testatem banc, quuus .qm? per sedem äposlolicam. tnerit approbakss. Auch 
die Wägt-mig der Lübeolorr, Wilhelm. anzuerkermtri; weil ihm tüe SHmmen 
iÜSaohsäfertÄ und Brandenburgs fehälen. {Comx. II 6'3I nri. 459) zeigt deuibch, daß 
die Pr^c A-är, von welchem Augenblick aii W, ate reehiTaaßiger^.Herr&dier 
.V.?; '■ ' • ... ■ 
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2. Die rechtlichen und politischen Voraussetzungen der 
Doppelwahl won 1257. 

Alexander IV., Iifnozenz’ IV. Nachfolger seit Dezember 1254, 
ging in der Politik die Wege seines Vorgängers. Mochte er von 
Charakter milder und versöhnlicher sein, mochte er als Kardinal 
sogar nicht immer mit den Maßnahmen Innozenz’ einverstan¬ 
den gewesen sein, 1 — der Oedankenflug des großen Vorgängera 
riß auch ihn mit fort auf die Bahn, die das Papsttum einmal be¬ 
schritten hatte. 2 So hat Alexander IV. in seinen Briefen kaum 
minder scharf den grundsätzlichen Standpunkt des Papsttums zum 
Ausdruck gebracht. 

Die Gelegenheit, sich prinzipiell über die Thronfrage zu 
äußern, gab dem Päpste einmal die schon zu Lebzeiten Wil¬ 
helms in Deutschland auftauchende Absicht, einen neuen .König 
einzusetzen, 3 und dann die ein Jahr später geplante Erhebung 
des Staufers Konradin. 4 

Innozenz selbst scheint aus den Schreiben, die Alexander IV. 
deswegen nach Deutschland sandte, zu uns zu sprechen. „Wie 
kann man es wagen, an die Erhebung eines neuen Herrschers 
zu gehen, wo doch bereits ein solcher durch Wahl und Appro¬ 
bation zur Würde des rex Romanorum erhoben ist!“ 5 Wohl¬ 
gemerkt, Alexander schreibt an den Erzbischof von Köln, ohne 
auch nur mit einem Wort die Aachener Krönung zu erwähnen. 
Klar stellt er sich wieder auf den Standpunkt, den Innozenz IV. 


1. Vgl. Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands V 1, 161 

2. Vgl. Tenckhoff, Alexander IV., 139. Es war nicht zuletzt a/uch 
die große Zahl der Kardinale aus der Schule Innozenz’ IV., die das Fest¬ 
halten an den Ideen dieses Papstes gewährleistete. — Krammer a. a. Q. 
1391. läßt, wie überhaupt die Bedeutung Innozenz' IV. bei ihm zuriidetritt, 
auch hier Alexander IV. als den durchgreifenden Faktor und nicht als geisti¬ 
gen Erben seines großen Vorgängers erscheinen, ohne allerdings nachhaltige 
Gründe dafür Vorbringen zu können. Diese Auflassung steht allem, was wir 
sonst über die Politik des Papstes wissen, entgegen. 

3. Vgl. unten S. 11. — Für unsere Betrachtung entscheidend sind die 
beiden päpstlichen Schreiben B. F. 9006/9 (Fontes rer. Austr. II 25, 186 und 
189). 

4. Päpatl. Schreiben vom 20. Juli 1256: Epp. pont. Hl, S. 397 ff. Kram¬ 
mer, Quellen I 77). 

5- Font. rer. Austr. II 25, S. 186 (Krammer, Quellen I, 9. 76): in cuilus 
personam vota eorum, quorurn intererat, convenerunt, quem 
apostolicus favor prosequilur. — Ebd. S. 190: — -quem fidelium 
principum legittimus approbavit consensus et apostolicus fa¬ 
vor assiumpsit imperiali culmine sublamandum. — Von der Aachener Krö¬ 
nung ist bereits keine Rede mehr! 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



1247 nur notgedrungen hatte aufgeben müssen, daß nämlich nur 
durch Wahl und Approbation der rex Romano rum geschaffen 
wird. Nur Wilhelm, dem von der Kurie approbierten Herrscher, 
wird er in nächster Zeit die Kaiserkrone aufs Haupt setzend 
Und als nun nach dessen Tode wirklich zu einer Neuwahl ge¬ 
schritten werden muß, da ist die Frage, wen allein der Plapst 
zur Verwirklichung seiner Pläne gebrauchen kann. Um den 
„Vogt und Verteidiger der Kirche“ handelt es sich. 
Nur eine .geeignete Persönlichkeit“ wird dies hohe Amt 
verwalten können, die der Kirche „treu und ergeben“ ist. 7 
Niemals wird der Staufer, der ja noch ein Kind ist, dazu passen. 8 
Freilich es könnte möglich sein, daß man ihn trotzdem wählte. 
Dann könnte er sich ein Recht auf das Gebiet Deutschlands 
im pngeren Sinne anmaßen. Denn die Herrschaft dort untersteht 
ja der päpstlichen Approbation nicht. 8 Allein niemals wird die 
Wahl, die doch eine Vorbedingung zur Erlangung des Kaiser¬ 
tums ist, 10 eine rechtmäßige — wir wissen, das heißt für den 
Papst „kanonische“ •— sein; denn der Staufe kann als Minder- 


6. Font. rer. Austr. S. 190: ipsum in' Romanum principem imperi¬ 
al is honore dyadematis proximo ddsponimus sublimare. 

7. Krimmer, Quellen I 77i — ubi de advocatoecclesie agitur, 

de ‘ipsLus defensore traotatur-Quia — de adivocato viel defensare 

i d o n e o debeat ecolesie provideri. — exptlorandum —, ut talis eügatur, qui 
fidelis et devotus existait et de prosapia processerit devotorum ac 
idoneus et suf fiele ns merito reputaliur ad optinendum tanh honoris 
oulmen et imperii regdmen exercendum. — Vgl. „Venerabilem“: niuntqudd — 
apostoiica sedes advocato et defensore carebit? dazu Bloch a. a. O. 
171, 1; ferner die dort 174, 2 zitierte Stelle: facias eidem eedesie de per¬ 
sona idonea per electionem canonicam providere. — Die Aufzählung 
dieser Eigenschaften ist stereotyp geworden für die Ansprüche, die der Papst 
an die Person des „advocatus eodesiac“ stellte, und 1 für die Empfehlung des 
Gewählten in den Wahldekreten, die die Fürsten an den Papst sandten. 

8. Krammer, Quellen I 77: — propter imfantiam nimi-umque defeotum 

etatis-ineldgibdlis. Aehmlich hatte im Jahre 1200 Innozenz HI. die Eig¬ 

nung des jungen Friedrich II. für den Kaiserthron zurückgewiesen. 

9. Eibcl:-iu9, quod ex electione provenire consuevit.-Nec per 

hoc etiam consuleretur amplo et spatioso regno Theotoniede rege vel 
rectore condigno . . . Aus dieser Stelle geht offenbar dasselbe hervor, was 
schon Albert Beham (vgi. Bloch a. a. O. 153, 4) ausgesprochen hatte: „audio 
Chuonradum dfnsoopum Frisingensem dicere nos nihil iuris in Alaman- 
nia habere“, und was Bloch a. a. O. f84Ff. und 206 ff. für die Auffassung 
Innozenz’ IV. nachgewiesen hat. 

10. Ueber die später vom Papste ausdrücklich verlangte possessio Afa- 
raaoniae vgl. unten S. 59. 
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jähriger den erforderlichen coiUx-iiiUo ukut geben. 11 So haften 
an seiner Person zui „offenbare Mängel“, 12 als daß den 
Papst jemals seine Wahl approbieren könnte. Nachdrücklich wird 
verboten, Konradin zu wählen oder auch nur vorzuschlagen oder 
seiner Wahl zuzustimmen. 13 

Wir sehen, das System, das Innozenz IV. sich aufgebauj) 
hatte, steht auch hier wieder klar vor uns. Das Kaisertum soll 
als ein Amt der Kirche durch Wahl und Approbation einer ge¬ 
eigneten Persönlichkeit besetzt werden. Und wenn der Thron 
verwaist ist, dann tritt der Pjatpst als der nächst Höhere in des 
Kaisers Rechte ein, bis ein neuer approbierter Herrscher vor¬ 
handen ist. Auch hier hat Alexander recht eigentlich im Sinne 
des Vorgängers gehandelt, wenn er nach Wilhelms Tode var 
cante imperio Reichsrechte ausübte. 14 


11'. Ebd.: . . . cum propter puerilem efatem, que discretione caret et 
legitimum oomsen&um vel dissensum non habet, electdomi, si de ipso tieret, 
consenüLre non passet. Vgl. dazu aus der Lectura des Heinrich von Susa die 
Glosse zu 7. X I, 6 Cleriris saue. s. v. si contra formam: puta: minoris 
etatis, illegitimum, male vite hominem vel iiMitteratiwn. Ueber den im 
kanonischen Recht verlangten „mutuus consensus“ vgü. Bloch a. a. O. 340 ff. 
Gerade dies Schreiben spiegelt, wie kein anderes, die Auffassung Innozenz’ IV. 
wieder, daß das Kaisertum ein kirchliches Amt sei, bei dessen Besetzung Be¬ 
stimmungen des kirchlichen Aemterrechts heranzuziehen seiet!; vgl dem¬ 
gegenüber die Behauptung Wunderli chs a. a, O. 831. > 

12. ... propter tat patentes defectus . . . 

13. ... mandamus, quatanus prefatum Gonradum puerum uuUaienus in 
regem eligas nec nomines neque consentias in eundem. Aehnll Wortlaut in 
den beiden oben zitierten Briefen B F 9008/9. — Für die Deutung des Wortes 
rjiominare“ vgl. unten Beilage II. 

14. Schreiben Alexanders an den Bischof von Verdun vom 28. März 

1286, Epp. III S. 390: . . . regalia huiusmodä, cum vmperium vacet adpre- 
sens, vice regia auotoritate presentium tibi duxiinus concedenda, ita tarnen, 
quod pro ipsis futuro regi Romanorum, cum per sedem apostolicam sua 
fuerit dectio oonfi rmatai, iidelitatis debile iuramenta exhibeas. Vgl; dazu 
Bloch, a. a. O. 163 ff., 168. — Ebenso bestätigte der Papst dem Thomas 

Fogliano die Grafschaft Romagna, „cum Romanum imperiium vacet ad pre- 
sens“. Haimpe, Beiträge zur Gesch. d. letzten Staufer Si 67 mr. 1. — Daß 
Alexander mit diesem Vorgehen Innozenz IV. folgte, wird von Krimmer 
a. a. O. 139, 2 bestritten. In der Glosse Innozenz’ IV. ist jedoch der An¬ 
spruch vollkommen eindeutig ausgesprochen, s. Bloch 163, 3—5, für 
Deutschland überdies B. F. 7766, zitiert ebd. 165, 5. Der prinzipielle 
Schritt ist bei Innozenz IV. geschehen; Alexander IV. ist nur einen Schritt 
weiter in Lehnssachen vorgegangen. Den von Bloch ebd. 168 angeführten 
Belegen kann ich eine weitere interessante Stelle hinizufügen: 14 X I, 6 (Cum 
terra) . . . vacamti ecdesiae de persona idonea valeaat providere. Quo facto 
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Der zielbewußten Auffassung der Kurie stand der Anspruch 
der Kölner Kirche gegenüber, mit der Aachener Krönung) 
den des Imperium waltenden römischen König zu schaffen. Er 
gewann Kr,aft und Ausdruck in der überragenden Persönlichkeit 
eines Konrad von Hochstaden. 15 Schon 1252 auf dem Reichs¬ 
tage zu Frankfurt hatte er seinen Standpunkt mit aller Entschie¬ 
denheit dem päpstlichen entgegengestellt. So fand der Gedanke 
einer Neuwahl, der für Anfang 1254 aus dem vornehmlich an 
ihn gerichteten Verbot des Papstes sowie aus den dieser Zeit 
entstammenden Bamberger Stilübungen 16 nachzuweisen ist, in ihm 
vielleicht den vornehmsten Förderer. Er war der Mann, der den 
Konflikt hätte verhindern können, 17 allein er ging seine eigener), 
Wege. Wir wissen, in welchen scharfen Gegensatz Konrad zu 
dem einstmals von ihm unter des Papstes Auspizien gewählten 
und gekrönten Herrscher trat. 18 Ob seine Pläne ebenfalls auf 
eine Wahl des Böhmenkönigs hinausliefen, ist nicht festzusteifen; 
Sicherlich lassen seine kriegerischen Maßnahmen vermuten,, daß 
er eher daran dachte, Wilhelm zu stürzen, als ihn zu freiwilligem! 
Rücktritt zu bewegen. 19 

Vor allem aber wird man vermuten können, daß der Kölner 
nie seinen Schritt von der päpstlichen Genehmigung abhängig 
zu machen gedachte, wie dies der Verfasser der Bamberger Stil¬ 
übungen für Ottokar von Böhmen und dein Kreis seiner deut¬ 
schen Anhänger als notwendig ansieht.- 0 Für ihn kam es darauf 
an, bei einer neuen Erhebung die Bedeutung seines Krönung#- 
rechts entscheidend zu behaupten. 

Die tatkräftige Hilfe, die Wilhelm von verschiedenen Seiten 
her erstand, mag Konrads Absichten noch hinausgeschoben haben. 
Nach Wilhelms Tode war für seine Pläne der Weg frei. 


non prohibemus, quia regis seu patriarchae, qui pro tempore Juerit, requira- 
üur asaensus. Dazu bemerkt H. v. Susa s .v. requiratur: et redpialur, si 
prestare voluerit, et a papa vacamte negno vice regia. 

15. Vgl. Cardauna, Konrad von HoAtaden, 351t 

16. Verölfeniioht und entscheidend beurteilt von Scheffer-ßoichorst M. 
I. Oe. O. VI, 558 ff.; daselbst eingehende Darstellung des Plane® einer Thron¬ 
umwälzung. Vgl. Cardaun® a. a. O. 37. 

17. In dem oben (Amm. 5) zitierten Brief des Papstes: . . . pro certo 
tenentes, quod ,per te reprimi poterit efficadter, si qudd super eo (sc W.) 
atiquorurn temeritas attemptavit ... 

18. Vgl. B. F. 5213 a, 11668. 

19. Scheffer-Boichorst a. a. O. S. 576. 

20. Ebd. S. 561 in Brief 4: . . . dummodo communiter in vos eonveni- 
ant toid, quorum interes.t regem eligere, neanon apostalico coo- 
spectui presentare, qudsnam electionem examinans ipsam fcrmaradam ducat 
aut previ» radooe pendtiis iuiLrmandam. 
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Die Städte waren es recht eigentlich gewesen, deren Be¬ 
mühungen zu den bedeutsamen Entscheidungen von 1252 in 
Braunschweig geführt hatten. 21 Im Verein mit den Fürsten des 
niedersächsischen Kreises hatten sie die der päpstlichen Auf¬ 
fassung prinzipiell so widersprechende Nachwahl Wilhelms durch¬ 
gesetzt. Auch diese Partei, die sich in den Braunschweiger Tagen 
erfolgreich zusammengefunden hatte, hat in den folgenden vier 
Jahren einen einheitlichen Standpunkt gegenüber dem Königtum 
einzunehmen versucht. Der ungefähr zwei Jahre später gegrün¬ 
dete Rheinische Städtebund 22 wurde zum Ausdruck ihres ge¬ 
meinsamen Strebens auch in dieser Richtung. Westfälische und 
niedersächsische Städte hatten sich dem Bunde nach und natdh 
angeschlossen. 23 Folgerichtig war er es, der Wilhelms König¬ 
tum in jeder Weise zu stützen suchte. 2 - Selbständig und im Bei¬ 
sein des Königs sehen wir ihn Maßnahmen zum Wohle des 
Reiches treffen. 

Grundsätzlich bedeutsam wurde aber seine Stellungnahme 
nach dem Tode Wilhelms. Mitte März 1256 schon finden wir 
die Städte des Bundes in Mainz vereinigt. 25 Das drohende Un¬ 
heil einer TDoppelwahl steht ihnen vor Augen. Da verpflichten 
sie sich eidlich, während der Vakanz sich des gesamten Reidisr 
gutes anzunehmen, 26 niemals einen zwiespältig Gewählten an¬ 
zuerkennen, wohl aber den aus einer einmütigen Wahl her¬ 
vorgegangenen Herrscher mit allen ihren Kräften zu unterstützen,®? 
Die Fürsten aber bitten sie, eine solche Wahl zu bewirken. 

— . ; t i ' . i • ■. 

21. Vgl. Bloch a. a. O. & 238ff. 

22. Vgi. über ihn Becker, Die Initiative bei der Stiftung des Rhein. 
Bundes. Die Stellungnahme des Bundes in der Thronfrage stützt m. E. 
zweifellos auch das Ergebnis Beckers, daß der Bund nicht der Initative des 
Papstes entstammt, sondern daß sein Ursprung rein städtischen Geistes ist. 

23i Vgl Becker, a. a. O. 56. 

24. B. F. 11 601; vgl*. Becker a. a. O. 66. 

25. Conet II, 566 Nr. IX, 593 Nr. 434. 

26. Ebd. S. 593: Et quonaam nunc vaca/t imperiutn . . ., omnia bona 
imperii, dooec vacat imperiutn, totis viribus famquam nostra de- 
fendere volumus et tmeri. Wie bezeichnend: gegenüber dem päpstlichen Vika- 
riatsanspnuch! 

27. Ebd. S. 494: Statuimus eciam sub debito iuramenti, quod si i n 
d i sco r di a plures edeoti fuerint, nuEi eorum in aliquam civifaitem vel opi- 
dum pateat aditus, tidetitatem vel servicrum eis nullomodo prestabitnus . . . 
Aebitlich $. 586. Das entspricht der von Kern, Reichsgewalt 56ff. er¬ 
schlossenen Rezeptioostheorie. Ebd.: „Si aufem prindpes unum dominum 
in regem elegerint, tili continuo sine omni contradictione servicia 
debil« et honores exhibebitnm — Sie machen' ihre Anerkennung nur von 
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Wenige Monate später hat sich dann die gesamte Partei 
von 1252 wieder zusammengefunden. Albert von Sachsen, Jo¬ 
hann und Otto von Brandenburg, der Braunschweiger Herzog, 
sie alle danken voller Freude den Städten für das Streben nach 
einer einmütigen Wahl, die auch ihnen am Herzen liegt. 
Zugleich bringen sie aus ihrem Kreise Otto von Brandenburg 
als geeigneten Kandidaten in Vorschlag. 28 

Ohne aber sich gleich für diesen zu entscheiden, wollen 
die Städte — und das erscheint für unsere Frage so wesentlich 
— die einmütige Wahl abwarten. Sie erneuern ihren Schwur 
für den I^ill einer zwiespältigen Wahl mit den entscheidenden! 
Worten, so lange mit ihrer Anerkennung und Hülfe warten zu 
wollen, „bis ihnen ein Herrscher dargeboten würde, der von 
rechts wegen an der Spitze des römischen Reiches stehen 
dürfe/* 29 

Das Recht also ist es, woran sie ihre Entscheidung knüp¬ 
fen wollen. Wir spüren darin den Geist von 1252 und fühlen 
aus ihren Worten dieselbe Fragestellung heraus, die in Braun¬ 
schweig so bestimmte Antwort erhielt: Wer ist es, der von 
rechtswegen im Reiche wie ein Kaiser waltet? — Der König 
der Römer, sobald er in Eintracht erwählt ist. 

ln diesen drei Richtungen treten also die Anschauungen, die 
damals über die Erhebung des rex Romanorum bestanden, uns 
vor Augen. i ! ' 

Es ist unsere Aufgabe, uns in kurzen Zügen zu vergegen¬ 
wärtigen, wie die Männer, die sich um die deutsche Krone be¬ 
warben, ihnen sich anzuschließen oder durch sie zu ihrem Ziele 
zu gelangen suchten. 

Da ist es nun überaus bemerkenswert, daß die Partei, die 
sich 1252 in Braunschweig erfolgreich durchgesetzt und eben 
noch eine so entschiedene Sprache geführt hatte, völlig versagte. 
Weder der Wahltag vom 23. Juni 1256 in Frankfurt, bei dem 
auch die Städte beteiligt waren, 30 und auf dem vielleicht über 


der Wahl abhängig; von Krönung oder gar päpstlicher Bestätigung ist nicht 
die Rede. — Bitte an die Fürsten: S. 594, Abs. 3. 

28. Ebd. S. 587 ff. {1256 Aug. 15): . . . gratias referentes, . . . quod — 
nos et alios prindpes ad communem eit concordem Romani regds 
elecdonem tarn soMicdte instigare curastds ... In sämtlichen Briefen der 
Fürsten an den Bund wiederholt sich der ausdrückliche Hinweis, daß die 
Städte zu einer „concors deolio“ auJgefordert haben. VgJ. auch S. 594, Abs. 5. 

29. Ebd. S. 589: . . . donec nobis ttnus presentatur, quu de iure Ro¬ 
mano regno debeat preesse. 

30. Ebd. S. 587 Nr. X. 
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eine Erhebung JConradins verhandelt worden ist, 31 noch der ^uf 
den 8. September ausgeschriebene Termin, wo man Otto von 
Brandenburg wählen wollte, 32 hatte irgend einen Erfolg. Bei den 
Fürsten begannen die Verlockungen des ausländischen Oeldes 
bereits zu wirken, und der Städtebund war kaum in sich genügend 
gefestigt, um’ seine Pläne durchzusetzen. 33 Zweifellos waren ihnen 
ja auch die beiden anderen Anschauungskreise weit überlegen 
dadurch, daß der eine durch eine überragende Persönlichkeit/ 
vertreten wurde, hinter dem anderen obendrein eine in Tat und 
Schrift niedergelegte Tradition stand. Gerade in dem Mangel 
eines Mannes, d^r die in der Partei von 1252 ohne Zweifel 
ruhenden Kräfte zu voller Entfaltung hätte bringen können, liegt 
ihr Mißerfolg begründet. 

Es ist ungemein bezeichnend für die Auffassung der da¬ 
maligen Welt, daß man die Regelung der Thronbesetzung nicht 
anders als von Rom her erwartete. Beide Ausländer, die sich 
zur Leitung des Imperium berufen glaubten, haben sich zunächst 
an den Papst gewandt. 

Heinrich III. von England, dessen Interesse an der Be¬ 
setzung des Thrones bekanntlich in seiner sizilischen Politik be¬ 
gründet lag, 34 wandte sich zwei Monate nach Wilhelms Tod 
in dieser Angelegenheit an die Kurie. 35 Erst als hier kein Erfolg 
zu verzeichnen war, wurden Unterhandlungen in Deutschland 
angeknüpft, die auf eine Wahl von Heinrichs Bruder Richard 
hinausliefen. 36 

Die Interessen des Engländers begegneten sich mit denen 
Konrads von Köln. Lebhafte Handelsbeziehungen und traditionelle 
Freundschaft vereinigte das niederrheinische Gebiet mit England. 
Gewann Richard in dem Erzbischof den einflußreichsten Förderer 
seiner Erhebung, so hatte andererseits Konrad die Aussicht, bei 
der Erhebung des durch sein Geld allmächtigen Fürsten seinem 
Krönungsrecht nachhaltige Geltung zu verschaffen. Die Wahl¬ 
verträge, die Richard bezw. seine Beauftragten mit Konrad und 
dem Pfalzgrafen abschlössen, zeigen einen bezeichnenden Unter¬ 
schied. Während die Verpflichtung Ludwigs sich nur auf die 
Wahl Richards erstreckt, 37 ist in den Abmachungen mit jlem 
Kölner stets von einer proinotio Richards zum rex Roma- 


31. Dafür spricht das Wahlverbot des Papstes. Möglicherweise wurde 
sie durch Pfalzgraf Ludwig vertreten, vgi. Hampe, Konradin 13. 

32. Const. H, S. 589. 

33. Kempf, Interregnum 182. 

34. Vgl. Busson, Doppelwahl von 1257, 10. 

35. B. F. 5287, vgl. Kempf a. a. O. 183. 

36. 13. Juni 1256, B. F. 5288. 

37. Const. II, S. 480IL, Nr. 379-382. 
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norum die Rede. 38 Wir wissen, für Konra;ds Auffassung genügt 
eben die Wahl nicht; offenbar hat Konrad nur die Oesamterhebwng, 
bestehend aus Wahl und Krönung, im Auge, die nach seiner An¬ 
schauung erst den rex Romanorum schafft. 

Ganz besonderes Interesse gewinnt aber noch ein Punkt 
in diesen Abmachungen. Bekanntlich war der Erzbischof 
damals in offenem Konflikt mit der Kurie. 3a An einer Fortdauer 
dieses Zustandes konnte ihm zwar nichts liegen. Darum sollte 
Richard ihm helfen, den Streit beizulegen. 40 Allein, — und das 
läßt uns tiefer hineinschauen in die politischen Ideen Konrads 
— sollte es nicht zu einer Versöhnung mit dem Papste kommen, 
so Ist er entschlossen, gegebenen Falls auch gegen den Pfapsi 
Stellung zu nehmen. Richard mußte versprechen, ihm für diesen 
Fall seine Unterstützung zu Teil werden zu lassen. 41 

Den Bemühungen der englisch-kölnischen Partei gelang es, 
Ludwig Von Bayern, den Führer der Pfälzer Stimme, 42 auf ihre 
Seite zu ziehen. Zwar vertrat dieser tals Vormund Konradin^ 
Interessen. Allein eine Wahl des jungen Staufers erschien ihm 
sicherlich aussichtslos. Das englische Geld und die Hoffnung, 
eine englische Prinzessin heiraten zu können, gaben den Aus¬ 
schlag. 43 Immerhin wird in den Abmachungen die Wahrung der 
Rechte Konradins durch Richard ausdrücklich hervorgehbben, 
sicherlich nicht ohne bewußten Gegensatz zu Alfons' staufischen, 
auf Schwaben gerichteten Ansprüchen. 44 t 

Der Mainzer Erzbischof befand sich in Gefangenschaft des! 
Braunschweiger Herzogs. Seine Stimme wurde ebenfalls mit ei¬ 
ner großen Summe erkauft, mit der er sich dann auslösen konnte. 46 
- !•■;*.! I • 

38. EM. Nt. 363: . . . ipse R. in regem Romanorum promotu» - 

Nr. 384: . . . quam cito in regem Romanonnn promoti iuerimus. 

30. Er war vom Kardinallegaten Petrus Capocri, dem Verfechter der 
Anschauung Innozenz’ IV., gebannt worden; vgl. Maubach, Die KardinUe 
und ihre Politik 71. 

40. Const. II. Nir. 383: Item titteram suam dabit patentem, quod omnem 
offensam et rancoris materiam, quam dominus Petrus Capudus cardinaLis 
srive curia Rocnana habent con'ra ipsum Coloniensem archiepiscopum, ipse 
R. in regem Romanorum promotus deponet inlra pentheoostes. 

41. EM ... et nihilominus ipse R. ipsum archiepiscopum non dere- 
iinquet durante discordia . . . 

42. Vgl. Zeumer, Zur böhm. und bayer. Kur im 13. Jahrh. Hist. Zschr. 
2. F. 56, 213. 

43. Conet. II 479 f., Nr. 377 und 378. 

44. EM Nr. 381, vgt auch Nr. 386. Schon Alfons’ Ansprüche mußten 
üm auf die Seite Richards treiben; vgl. Schirrmacber, Geschichte Spaniens 
IV 463. 

45. Bussen a. a. O. 16. Damit wurde auch der Herzog von Braun- 
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Auf der anderen Seite wandte sich, wie gesagt, auch Alfons 
mit seiner Bewerbung an den Papst. Es waren eine Reihe von 
Gründen, die ihn überhaupt dem Gedanken näher gebracht hatten, 
sich um die Krone zu bemühen. Als Nachkomme der Stautet 
hielt sich der ehrgeizige Kastilier für berechtigt, nicht nur inr 
Herzogtum Schwaben, sondern auch in Italien das staufische 
Erbe anzutreten . 46 Seine Pläne erstreckten sich ferner auf das 
in Händen der Sarazenen befindliche Nordafrika. Und hierbei, 
nämlich bei dem Plan eines Kampfes, gegen die Ungläubigen,, 
trafen sich seine Interessen mit denen des Papstes. Ehe diesen 
jedoch einen entscheidenden Schritt unternahm, erfolgte die merk¬ 
würdige Erhebung Alfons’ durch die ghibellinischen Städte Pisa 1 
und Marseille . 47 Mit i hnen hatte Alfons schon vorher Bündnisse 
abgeschlossen im Hinblick auf seine afrikanischen Pläne. Jetzt, 
nach dem Tode Wilhelms von Holland, erwählten sie an Stelle und 
im Namen des ganzen Reiches Alfons zum römischen König und 
Kaiser unter der Rechtsfiktion, sein Erbanspruch auf Schwaben 
erstrecke sich auch auf das ganze Reich. Zu Grunde lagen 
dieser seltsamen Erhebung also durchaus staufische Reichsge* 
danken. Aber jeder Gegensatz zum Papsttum wurde dabei ver¬ 
mieden, im Gegenteil, diese staufische Lösung der Thronfrag'e 
wurde möglichst annehmbar für den Papst dargestellt . 48 

Wurden so Alfons’ Pläne durch diese Vorgänge gestärkt, so 
führten auf päpstlicher Seite politische Gründe alsbald zur Entschei¬ 
dung. Alexanders IV. Beziehungen zu dem Kastilier gingen schon 


schweig, der, obwohl kein Kurfürst, immerhin einen großen Einfluß in der 
Partei von 1252 hatte, von dieser gelöst; vgl. den Bericht Thomas de Wykes 
(Böhmer, Fontes II 451) und unten S. 24 

46. Vgü. Schirmadier ar. a. O. 449, Busson a. ai O. 20, Herrmann, Al¬ 
fons X. von Kastilien 19. 

47. Darstellung u. Einzelheiten bei Busson a. a. O. 21 ff. und beson¬ 
ders Sehe!fer-Boichorst, Zur Gesch. Alfons' X. v. Kastilien, M.J. 
Oe.G. IX, 226«. 

48. Die beiden Urkunden Const II 490, Nr. 392 und 498, Nr. 395; 
erstere auch bei Krammer, Quellen I, 79. Ueber die Form dieser Wahl 
vgl. Scheffer-Boichorst a. a. O. 233 f. Zu 'beachten ist, daß, obwohl sich Al¬ 
fens’ Kandidatur auf staufische Ansprüche stützte, hier alles auf die über¬ 
ragende Stellung des Papsttums eingestellt ist. Alfons erscheint geeignet, weil 
■man von ihm weiß „veritalem et misericordiam et iustitiam ddligenfem et 

esse pre aliis christiamissdmum et arca eedesdajn Romanam-devotdssd- 

mum et fidelem et-ad ampliationem honoris ntalris eedesie Romane — 

tato animo aspirantem-•“ vgl. oben Anm. 7 und unten Beilage I. Er ist 

Nachkomme des schwäbischen Herzoghauses, „ad quam de privilegio prind- 
pum et de concessione Romane ecclesie pontificum Impe¬ 
rium i uste et digne dignosaftur pertinere“-. 
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auf die Regieiiungszeit Wilhelms zurück. Wir wissen, daß. er 
1255 die Großen Schwabens aufgefordert hatte, Alfons in der 
Verfolgung seiner Ansprüche mit Rat und Tat beizustehen. 40 Der 
Plan, England für einen Kreuzzug zu gewinnen, war Inzwischen 
gescheitert, ja, auch die viel dringlichere Hilfe gegen Konradin lumd 
Manfred blieb aus. Alfons dagegen war für einen Kreuzzug) 
bereits gewonnen, und durch seine Gegnerschaft gegen alle son¬ 
stigen staufischen Ansprüche erschien er geeignet als „defensor 
ecclesiae“ aufzutreten. 50 Der Einfluß Frankreichs, des geborenen 
Gegners englischer Machtentfaltung, ausgeübt durch die franzö¬ 
sischen Kardinale an der Kurie, tat ein übriges. 51 Kurz, Alexan¬ 
der entschloß sich, nachdem er schon bei Gelegenheit des Ver¬ 
bots, Konradin zu wählen, die Fürsten auf ihre Wahlpflicht hin¬ 
gewiesen hatte, 52 den deutschen Fürsten die Wahl: Alfons’ zui 
empfehlen. 53 

So war mit diesem Schritt die päpstliche Politik — wenn 
auch vielleicht erst im Zwang äußerer Umstände — wieder völlig 
in die Bahnen Innozenz’ gedrängt Nicht anders wie bei der Er- 


49. Epp. III 336 Nr. 372. 

50. Vgl Schimmacher a. a. O. 451; Herrtnann a. a. O. 30 ff.; Otto, 
Alexander IV. und der deutsche Thronstreit, M. I. Oe. G. XIX, 77. 

51. Ma,ubach a. a. O. 71 f.; Tencfchoff a. a. O. 152. 

52. S. oben Annt 4. — Aehnlich war das Vorgehen Innozenz' IV. ge¬ 
wesen, der 1246 zuerst ein allgemein gehaltenes Schreiben abschickte, in einem 
zweiten dann Heinrich Raspe empfahl. 

53. Die wichtigen Zeugnisse hierfür sind: Der Bericht Bischof Eber¬ 
hards von Konstanz v. 23. Aug. 1257 über die Anzeige der Wahl am Hofe 
Alfons’, wobei unter anderem Briefe des Papstes vorgelesen seien, „quibus 
monendo persuasLt eledoribus hunc regem in Romanorum regem prae ce- 
terfs eligendum“. Gonst. II 646, Nr. 395 a. (Krammer, Q. 1 82). — Am 21. 
Oktober 1258 schreibt Alfons an Siena: . . . dectionem ad honorem dei et 
exaltationem fidei Christiane et sacrosancte Romane ecdesde, auctricis 
et originis budus fach, recepimus . . . Nunc autem per ven. virum patriarcam 
Gradensem, qui ad presentiam nostram e parte apostolice sedis acoessit, de 
voluntate ac favore summt pontdficis ac venerabiiiutn fratrum 
suorum plenius d n f o r m a t d, labores premittimus . . . (Winkelmann, Akts 
I, S. 464). — In einem Rechtfertigungsschreiben aus dem Jahre 1267 heißt es, 
die Fürsten hätten Alfons gewählt „habentes ante oculos per litteras apostoh- 
c as aisdem iam presentatas apostolice sedis Consilium et mandatum“ und 
„eleotioni huäusmodi, que a Deo et previa apostolice sedis ordinatione ces- 
serat . (Const. II 500, Nr. 397, Art. 26 und 29). — Eine weitere Reihe 
von Zeugnissen hat zusammengesteHt Hermann a. a. O. 38. — Eingehende 
Würdigung bei Hauck, Kirchengeschichte V, 1, 26, Anm. 2. Auch ich 
glaube, daß Alexander durch die Kandidatur Ottos von Brandenburg veran¬ 
laßt wurde, aus seiner zunächst abwartenden Haltung herauszutreten. 
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hebüng Heinrich Raspes gab der Papst hier den deutschen Wäh¬ 
lern die ihm zusagende Persönlichkeit an. 54 

Allein das Vorgehen Alexanders kam zu spät, um die DoppeT- 
wahl noch zu verhindern. 

Es gelang der kastilisch-päpstlichen Partei, den Erzbischof 
von Trier zu gewinnen. Vielleicht ein bewußter Gegensatz zu 
dem mächtigen Kölner, sicherlich nicht zuletzt die Tatsache, daß 
er schon bei Wilhelms Wahl im päpstlichen Sinne mitgehanddl 
hatte, vor allem aber das kastilische Geld 55 veranlaßte ihn, Al¬ 
fons’ Sache zu der seinen zu 'machen. Sachsen und Brandenburg 
widerstanden nach dem erfolglosen Wahltag vom 8. September 
und bei der völligen Aussichtslosigkeit anderer Kandidaturen den 
Angeboten Alfons' auch nicht länger. 56 Endlich rechnete man auch! 
noch auf die bohmisChe Stimme. 57 

So war also der Zwiespalt unvermeidlich.' Zwei Parteien, 
zwei völlig verschiedene Anschauungen standen sich gegenüber. 
Am 13. Januar 1257 wurde Richard, am 1. April Alfons zum 
römischen König erwählt. 

3. Der Abschluß des Kurflirstenkollegs. 

Im engsten Zusammenhang mit den daigelegten Ereignissen 
der Zeit seit 1252 und den geltenden Anschauungen von der 
deutschen Wahl steht die Frage naCb dem Abschluß des Kur¬ 
fürstenkollegs. Noch immer ist der Kampf der Meinungen Un¬ 
entschieden, wie und wann dieser Abschluß zu Stande gekommen 
ist. Wenn auch in diesem Zusammenhang die Frage noch ein¬ 
mal aufgerollt werden soll, so gilt es nicht so sehr, das Für Und 
Wider der einzelnen Ansichten gegeneinander abzuwägen, als 
vielmehr den Versuch zu machen, auf den bisherigen festen Er¬ 
gebnissen aufzubauen. 

Das spätere Kollegium der 7 Kurfürsten hat 1257 zum ersten 
Male tatsächlich allein gewählt, wird wenige Jahre später in 
dem Rechtsgutachten der Kölner Partei in seiner Siebenzahl als 
feststehend angesehen. 1 In der Zeit seit der letzten Wahl, also 
1247 bezw. 1252, bis zur Doppelwahl von 1257, so hat man 
geschlossen, muß also der Zusammenschluß des Kollegiums als 


54. Vgl. Bloch a. a. O. 176 tf. 

56. VgL Busacxn a. a. O. 32. 

56. Vgl. Ketnpf a. a. O. 197. 

57. Die gesta Treverorum {M. O. SS. XXIV, 412) betonen Allons* Eigen¬ 
schaft als „iUoistris regis Bohemie nepotem“; vgL Bu&son a. a. O. 31. — Lieber 
Ottokars Verhalten bei der Wahl vgl. unten S. 26 i 

1. In dem Entwurf der bekannten BuUe „Qui celum“ Gonst. II 522, Nr. 
405, § 5. (Rrammer, Quellen I, 84). 
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der allein wahlberechtigten Körperschaft unter Hintansetzung des 
Konsensrechtes der übrigen Fürsten erfolgt sein. Aus diesen 
Erwägungen heraus hat man bereits versucht, bestimmte Antwort 
auf die Frage nach idem Zeitpunkt zu geben. 

Zeumer, dem wir die wichtige Entdeckung desi Braunschweiger 
Weistums von 1252 verdanken, hat angenommen, daß eine all¬ 
gemeine Einigung auf das Kurfürstenkollegium erst nach August 
1256 stattgefunden habe. 2 Er stützt sich dabei auf folgende Tat¬ 
sachen. Im März schickten die Städte des rheinischen Bundes aus 
Mainz Botschaften an die Fürsten, denen die Königswahl zin¬ 
stand (principes, ad quos spectat regis electio) mit der Bitte* 
einmütig einen König zu wählen. 3 Auf dem Städtetag vom 15. 
August desselben Jahres in Würzburg wurden ihnen fast gleich¬ 
lautende Antwortschreiben vorgelegt, und zwar vom Herzog Al- 
brecht von Sachsen, von den Markgrafen Johann und Otto von 
Brandenburg und von Herzog Albrecht von Braunschweig. 4 Städte 
und Fürsten, so schließt Zeumer, müssen demnach überzeugt 
gewesen sein, daß auch dem Braunschweiger ein Vorrecht zustehe. 
Bei den späteren Wahlverhandlungen aber wird der Braunschwei¬ 
ger nicht mehr erwähnt, 1257 hat er nicht mitgewählt. Also müsse 
eine Einigung auf die Siebenzahl in der Zwischenzeit erfolgt sein. 

Zur Annahme eines ganz bestimmten Termins gelangt 
Krammer. 5 Den Ausführungen dieses Forschers müssen wir etwas 
ausführlicher nachgehen. Krammers Anschauungen fußen, wie 
bereits oben bemerkt, auf einem angeblichen Gegensatz zwischen 
dem römischen Kaisertum und einem von den Kölner Erzbischöfen 
vertretenen fränkisch - deutschen Königtum. Gerade Konrad 
v. .Hochstaden soll es gewesen sein, der dieses Königtum, das 
noch dazu „römisch-päpstlicher Natur“ sein soll, vertreten und 
sich nutzbar gemacht hat. Wir haben oben bereits darauf 
hingewiesen, daß der genannte Gegensatz schlechterdings durch 
nichts zu belegen ist 6 Wir glauben, auch den Nachweis er¬ 
bracht zu haben, in welcher Richtung sich die Pläne Konradsf 
erstreckten. Gerade auch die Doppelwahl von 1257 brachte, wie 
' wir noch sehen werden, dafür eine weitere nachdrückliche Be¬ 
stätigung. Krammer interpretiert jedoch nunmehr die Wahlen 
von 1246 und 1247 im Sinne jener Konrad zugeschobenen An¬ 
schauung. 1246, so meint er, waren noch alle ,principes' wahl- 

2. iN. Arch. XXX, 415 (und Hist. Zschr. N. F. 58, 2111 Schon Kemp!, 
Interregnum, meinte, daß auf den Reichs Versammlungen v. 1256 die Frage 
der Wahlberechtigung entschieden worden sei. 

3. Const. II 594, Nr. 434, 3. 

4. Ebd. 587, Nr. 428, XL 

5. Krammer, Kurfürstenkolleg 88ff. 

6. Vgl. oben Kap. I 1, Anm. 7 und 14. 
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berechtigt, 1247 dagegen wählten nur die drei rheinischen Erz¬ 
bischöfe. 7 Ohne sich' darüber klar zu werden, warum die übrigen 
Fürsten bei der Worriijger Wahl weder mitwählen wollten noch 
konnten, 8 nimmt Krammer zwischen beiden Wahlen einen Bruch, 
eine „Neuordnung der Verfassung“ an, und dal diese nirgendswo 
quellenmäßig belegt ist, so schreibt er sie wiederum der Initiative 
Konrads zu. Konrad soll es durchgesetzt haben, daß von 1247 
an nur die drei rheinischen Erzbischöfe wahlberechtigt waren. 
Und diese Wandlung, so schließt Krammer, indem er die zweite 
durch die erste Hypothese stützt, soll im engen Zusammenhang 
stehen mit dem gleichfalls damals erfolgten „Uebergang von der 
Idee der römischen Kaiser- zum Oedanken der deutschen 
Königswahl“. 9 10 Diese seltsame Konstruktion richtet sich selbst 
dadurch, daß ,Kraimmer gezwungen ist, wegen der Nachwahl von 
1252 und des schließlich ganz anders gestalteten Wählerkreises 
wenige Jahre später einen neuen Bruch anzunehmen. Und wieder¬ 
um soll es Konrad von Hochstaden gewesen sein, der auf der 
Frankfurter Wahlversammlung vom 8. September 1256 den Zu¬ 
sammenschluß des neuen, endgültigen Kollegs bewirkt habe, in¬ 
dem er die „Häupter von ihrem Gefolge“, d. h. die Fürsten von 
den Bemühungen des rheinischen Städtebundes, trennte. Hier 
soll dann auch der Consens der übrigen Fürsten abgeschafft 
sein.* 0 

Zu der Annahme dieses festen Termins kommt Krammer 
im übrigen durch dieselben Erwägungen, die Zeumer über, die 
Schreiben von und an Albrecht von Bratmschweig anstellte. 

Demgegenüber steht eins fest: alle angesetzten Wahlversamm¬ 
lungen blieben völlig erfolglos, nirgends berichtet eine Quelle 
von gefaßten Beschlüssen, von sonstigen Reichsversammlungen 
haben wir keine Kenntnis. Daher erscheint es im hohen Grade 
hypothetisch, wenn Zeumer und Krammer behaupten, eine so 
wichtige Versammlung habe stattgefunden, ohne daß auch nur die 
geringste Nachricht vorliegt. Es muß zuerst hervorgehoben wer- 


7. Krammer a. a. O. 112. 

6. Vgl Bloch a. a. O. 216«. 

9. J Daß Krammer hierbei <S. 113) zu einer ganz willkürlichen Inter¬ 
pretation des Sachsenspiegels gelangt, mag nur beiläufig erwähnt werden. 
Iihm selbst erscheint es zweifelhaft, ob Eike von Repgow das gemeint hat, 
was er aus ihm herausliest 

10. Krammer ebd. 126«. Gegen die Abschaffung des Konsenses 
der übrigen Fürsten spricht allein' schon die Tatsache, daß er bei Alfons' 
Wahl noch erfolgte, wie die gut unterrichteten „Gesta Trevirorum“ (M. G. 
SS. XXIV, S. 412) berichten, ferner auch die Beteiligung Heinrichs von Bayern 
an der Wahl Richards, s. unten S. 29, Anm. 2. 
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den, daß bei solchen Voraussetzungen die nächstliegende Frage 
nicht die ist: welchen Tag kann man für eine solche Reichsver¬ 
sammlung annehmen? sondern: hat sie überhaupt stattgefunden, 
lag überhaupt die Möglichkeit dazu vor? — Wir wenden den 
Blick zurück auf die im vorigen Abschnitt behandelte Zeit von 
lj252 —1257. Wir sphen, welche Gegensätze unmittelbar nach 
der Nachwahl ^Vilhelms wieder auftraten, verfolgten die Bildung 
von Parteien und ihre Stellung zu den ausländischen Thronb'eh 
Werbern und müssen gestehen, daß es in der Tat n irgend £ 
in den fünf Jahren einen Zeitpunkt gibt, an dem mit einiger) 
Wahrscheinlichkeit eine Reichsversammlung, eine Einigung der 
Fürsten in der Wählerfrage erfolgt sein kann. Jene klaffendeit 
Gegensätze,“die schon 1252 auftraten, brachten ja eben als Frucht 
die Doppelwahl von 1257, sie lassen uns auch die Erfolglosigkeit 
der vorangegangenen Wahltage verstehen. Daß man über diese 
Spaltung hinweg sich in der Zwischenzeit über die Kur¬ 
fürstenfrage einigte, erscheint somit völlig ausgeschlossen. Oder 
sollte man annehmen, daß die Fürsten, die sich um die angesetzten 
Wahltage überhaupt nicht kümmerten, in plötzlicher Eintracht 
zur Erledigung einer prinzipiellen Frage zusammenkamen, um 
dann ohne den geringsten praktischen Erfolg, also ohne eine Wahl, 
wieder auseinanderzugehen? Warum hat man am 8. September 

— wenn überhaupt irgend jemand diesen Wahltag besucht hat 

— nicht auch gleich eine Wahl vorgenommen, wenn man sich doch 
über eine so wichtige Frage wie die der Zusammensetzung des 
Kollegs zu einigen vermochte? Nein, die Gegensätze lagen zu 
tief, alles steuerte unaufhaltsam der Doppefwahl zu, eine Einigung 
und rechtliche Festlegung, wie sie von Zeumer und Krammer 
vermutet wird, war bei der seit langem bestehenden Spaltung der 
Fürsten und verschiedenen Parteien gar nicht möglich. 

Immerhin wird der Abschluß unter dem Einfluß vorangegan¬ 
gener Abmachungen oder Beschlüsse gestanden haben. Darum 
wird man wieder den letzten großen Reichsversammlungen von 
1252 aüch in der Wählerfrage erneute Aufmerksamkeit schenken 
müssen. Und in der Tat sprechen alle Merkmale dafür, daß der 
Braunschweiger Tag, auf dem man den Mangel an Wilhelms 
Worringer Wahl besserte, an dem jenes wertvolle, von Zeumer 
entdeckte Weistum gefunden wurde, 11 den weitgehendsten Ein¬ 
fluß jauf den Abschluß des Kurkollegs gehabt hat. Damals handelte 
es sich um die Frage nach dem Beginn der Herrschaft. 12 Die 
von den drei Erzbischöfen vollzogene Worringer Wahl Wilhelms, 

11. Ich halte an der Datierung Zeutners und Bl ochs fest trotz der Ein- 
wände von Rosenstock a. a. O. 510f. 

12. Ich verwerte im Folgenden die Forschungsergebnisse von 1 Bloch 
e. a. O. 228 fi, 350 ff. 
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deren Rechts mäßigkeit hier angefochten wurde, setzte den fca- 
nonistischen Gedanken von der Einheit der Handlung und dem 
ausschließlichen Wahlrecht der Anwesenden voraus. Indem man 
sich in Braunschweig gegen diese Auffassung erklärte und nach 
der in Deutschland herrschenden Anschauung die Forderung ver¬ 
trat, daß. nur, wer einmütig gewählt sei, Anspruch auf 
die kaiserliche Herrschaft habe, 13 mußte man selbstverständlich 
sich darüber klar werden, welche Wahl als einmütig zu gelten 
habe. Die Antwort mußte sich notwendig anschließen an die 
Form der Wahl, die sich in Deutschland im XIII. Jahrhundert aus¬ 
gebildet hatte, und in der, wie es uns die Wahl von 1237 lehrt, 
das Vorstimmrecht der Erzbeamten bereits zum eigentlichen Kur¬ 
recht geworden, das Wahlrecht der übrigen Fürsten auf den 
Konsens beschränkt war. Jetzt wurde in Braunschweig im be¬ 
wußten Gegensatz zu den Wahlen von 1246/7 festgelegt, daß eine 
Wahl erst dann zum Antritt der Herrschaft berechtige, wenn 
alle Kurfürsten einmütig den Herrscher erkoren hätten. 

Der prinzipiellen Entscheidung folgte die praktische Anwen¬ 
dung auf die Wahl Wilhelms von Holland. 

Wir wissen, daß man sich damals unter Anerkennung der 
früheren Wahl durch die drei rheinischen Erzbischöfe mit der 
Nachwahl des sächsischen und des brandenburgischen Fürsten 
begnügte, da der Pfalzgraf bei Rhein im Bann war. Es ist also 
in der Tat damals, gleichviel in welcher Form, eine Mindestfor¬ 
derung festgesetzt worden, die man an eine einmütige Wahl 
zu stellen .gedachte. 14 Und diese Mindestforderung konnte sich, 
wie gesagt, nur erstrecken auf den Kreis derjenigen, die bisher eine 


13. Ebd. 236 ff. —. Daß bei dem Wortlaut des Weistums: „Rex autem 
Romanorum, ex quo electus est in concorcki a, eandetn potestatem habet quam 
et Imperator“ der Nachdruck auf „in concondia“ liege, ist von Bloch an der 
Hand der Vorgeschichte festgesiellt. Diese Deutung wird von Krammer 
a. a. O. 119 bestritten und auch von Rosenstock a. a, O. 519ff. abge¬ 
lehnt Letzterer lobt <538) sogar Krammers Gegenbeweis, obwohl dieser 
sich darauf beschränkt, daß ,^man aus den Quellen soviel nicht heraus zu 
lesen brauche“! Der Nachweis Bloohs, daß 1252 die „concors electio“ ge¬ 
fordert ist, wird dadurch verstärkt daß diese Forderung eine dauernde, so¬ 
zusagen prinzipielle, blieb. Immer wieder betonten die Städte, die ja auch 
Wilhelms Nachwahl mitverandaßt halten, daß eine „einmütige“ Wahl zu voll¬ 
ziehen sei, daß sie nur den aus einer solchen hervorgegangenen Herrscher 
anmehmen wollten. Das ist auch gegenüber Hugedmann, Wirkungen der 
Kaiserweihe 42 f. hervorzuheben, der „concors electio“ auch für 1252 kano- 
nistisch deuten möchte. VgL auch vor der Wahl' Rudolfe von Habsburg unten 
Seite 75. 

14. Bloch a. a. O. 246ff. 
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Einzelstimme bei der Kur führten, auf die Erzbeamten, die schon 
1237 bei der Wahl Konrads IV. allein die Kur vollzogen hatten. 15 

Die in Braunschweig getroffene Entscheidung ist von größter 
Nachwirkung gewesen, sie rief recht eigentlich den ra¬ 
schen Zusammenschluß, des Kurfürstenkollegs hervor. Wa¬ 
ren hier einmal nur die Stimmen der Vorwähler für notwendig er¬ 
achtet worden, so konnte es nur natürlich sein, daß früher odefi 
später die sonstigen Einzelstimmrechte und das Konsensrecht der 
übrigen Fürsten ganz in den Hintergrund traten. Die Mindest¬ 
forderung mußte zur ausschließlichen Berechtigung führen. 

Daß dieser letzte Schritt nicht auf einer Reichsversammfuing, 
nicht durch eine Einigung der Fürsten vollzogen sein kann, ha¬ 
ben wir festgestellt. Daraus ergibt sich geradezu die Frage, ob 
denn überhaupt die Annahme eines solchen Rechtsaktes not¬ 
wendig ist. Und auch dies muß verneint werden. 

1257 kam es für jede Partei darauf an, ihre Wahl als die 
allein gültige und rechtmäßige hinzustellen. Wir werden unten 
sehen, wie dazu beiden das kanonische Recht die Handhabe bot. 
Möglich aber war die Anwendung der kanonistischen Grundsätze 
nur, wenn ein abgeschlossenes Kollegium vorhanden war, wie 
bei der Papst- oder Bischofswahl. So wurde die Entscheidung 
von 1252 den Parteien eine willkommene Hilfe. Wenn sie, was 
damals als Mindestforderung erhoben war, jetzt als allein not-, 
wendig ansahen, so hatten sie die Möglichkeit, die kanonistip 
sehen Lehren anzuwenden, nach denen auch eine Wahl, die nur 
mit einem Teil der Stimmen vollzogen war, gültig sein konnte. 16 
Und nun ist wohl zu beachten, daß alle beide Parteien dazu 
gezwungen waren, ein abgeschlossenes Kollegium anzunehmen, 
wenn anders sie überhaupt ihre Wahlhandlung auch nur jnit 
einem Schein des Rechts umgeben wollten. So bedurfte es nicht 
jenes unwahrscheinlichen Reichstages, sondern das Kurfürsten¬ 
kolleg von 1257 wurde die natürliche Folge der Braunschweiger 
Mindestforderung in Verbindung mit den äußeren Umständen, 
mit der Tatsache der Doppelwahl überhaupt. Beide Parteien/ 
brauchten das abgeschlossene Kollegium, beide nahmen es 
stillschweigend so an, wie der Braunschweiger Tag es vorbe¬ 
reitet hatte. 

Wir sehen, der Abschluß des Kurfürstenkollegs beruht nicht 

15. Ebd. 332 ff. — Es sei> auch hier noch einmal darauf hingewdesen, 
wie gänzlich in den Ausführungen Krammers der Gegensatz der Frankfurter 
Erklärungen zu der Braunschweiger verwischt ist; s. oben Kap. I, 1, Arnn. 
14 In Frankfurt wird gesagt: am Wahl, Krönung, Approbation, bezw. am 
Wahl und Krönung entsteht die kaiserliche Herrschaft, hier: nur der „einmütig 
Gewählte“ hat kaiserliche Gewalt. 

16. S. unten & 29 f., 44 ft 
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auf einem Rechtsakt, sondern lediglich auf der politischen 
Entwicklung. 17 Der Braunschweiger Herzog konnte also 1256 
noch sehr wohl in den Kreis der Wähler einbezogen sein. Seine 
Wahl berechtigung bestand damals noch unbestritten. Nur 
die Notwendigkeit, gerade seine Stimme zu berücksichtigen, 
lag seit jener Mindestforderung vom Jahre 1252 nicht mehr vor. 
Auch war das Konsensrecht bisher unbestritten, der Braunschwei¬ 
ger also auch nach dieser Seite hin als wahlberechtigt anzusehen,» 
So wandten sich die Städte 1256 an ihn als einen Wähler. 18 
1257 aber gab man sich aus politischen Gründen mit der 1252 
gefundenen Mindestzahl zufrieden. 10 

17. Ich stelle fest, daß auch Mayer, Deutsche und franz. Verfassung»- 
geschieht« II, 398 zu dem Ergebnis kommt, der „Vorrang habe sich von 
selbst in ausschließliches Recht verwandelt 4 '. 

18. Büchner, Entstehung der Erzämter, der ganz unabhängig von 
Bloch .und auf Grund anderer Anschauungen zu einer gleichen Bewertung 
des Braunschweiger Tages gekommen ist, untersucht S. 248 die Briefe der 
Städte an die Fürsten; vgl. oben Anm. 3 und 4. Er bemerkt einen Unter¬ 
schied zwischen dem Antwortschreiben des Braunschweigers und dem des 
Brandenburgers. Dieser schreibt, er werde Otto von Brandenburg wählen, 
jener, er werde ihm, wenn er zum König erhoben sei, anhangen. Büchner 
meint, man habe es absichtlich vermieden, von einem Kurrecht des Braunschwei¬ 
gers zu sprechen. Allein er muß dabei schon selbst darauf hinweisen, daß 
der Text des Briefes Albrechts von Sachsen, dessen Kurrecht unbestritten 
war, mit dem des ßraunschweigers übereinstimmt. Ein Uebersehen des 
Schreibers an dieser Stelle anzunehmen, halte ich für unzulässig. Daß man 
alle für wahlberechtigt ansah, geht m. E. daraus hervor, daß alle vier, also 
auch der Braunschweiger, in denselben Briefen „ad communem et concor- 
dem electiooem“ aufgefordert werden. — K ramm er a. a. O. 125 f. betont 
ebenfalls die gleiche Berechtigung der genannten Fürsten. Für die Bewer¬ 
tung des Braunschweiger Tages von 1252 ist das jedoch ohne Bedeutung. 
Ueber Krammers Beurteilung der genannten Schreiben sowie seine son¬ 
stige Stellung zum Braunschweiger Tag vgl. vor allem die vielfach treffende 
Kritik von 1 Büchner, Hist. Jahrb. 36, H. 2, 361 f. 

19. Es sei an dieser Stelle auch noch der Ansicht L i n d n e r s gedacht, 
auf die Wunderlich a. a. O. seine Beurteilung der neusten Forschungs¬ 
ergebnisse stützt. Nach L i n d n e r soll die Theorie Eike von Repgows von 
der Wahl und dem Elektorenkolleg der Sechs 'beim Abschluß des Kurfürsten- 
koEegs wirksam gewesen sein. Dieser soll durch einen Staatsstreich des 
Pfalzgrafen Ludwig bei der Doppelwahl 1257 'herbeigeführt sein: Bei einer 
Doppelwahl könnten sich „neue Anschauungen um so besser und ungehin¬ 
derter durchsetzen, als ihnen hierbei die Verwirrung der Verhältnisse zu 
Hilfe kommt“. (Wunderlich a. a. O. 143). Diesem aphoristischen Satz 
kann man nur immer wieder die Frage entgegenhalten: wie und wo sollen 
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Indem aber so der Abschluß des Kurfürstenkollegs in die 
politische Entwicklung der Zeit eingereiht ist, eröffnet sich uns 
eine weitere wichtige Erkenntnis. Der Gedanke, mit der kano¬ 
nischen Wahl die Erhebung jedes der Kandidaten zu stützen, 
hängt aufs engste zusammen mit der Tatsache des endg|ültigj 
abgeschlossenen Kollegs. Die Dpppefwahl, die nach dem Ver¬ 
hältnis der Parteien unvermeidlicli war, ließ beide zu dem längst 
ihnen dargebotenen Mittel der kanonischen Wahl greifen, diese 
aber setzte den abgeschlossenen Wählerkreis voraus. So hat 
im entstandenen Kurfürstenkolleg die kanonistische Wahlanschau¬ 
ung und damit der päpstliche Machtgedanke überhaupt einen 
gewaltigen Erfolg errungen. 

Allein zwischen dem Braunschweiger Ergebnis und der Be¬ 
merkung in den Rechtsausführungen von 1263 bleibt noch einei 
Unstimmigkeit. 1252 wurden als Mindestmaß die Stimmen von 
6 Fürsten festgelegt. Die Stimme des Böhmen wurde nicht für 
notwendig erachtet, obwohl er Erzbeamter war und bis dahin ohne 
Zweifel Führer einer Vorstimme. Wir wissen, daß schon Eike 
von Repgow sein Vorstimmrecht abgelehnt hatte, weil er kein 
Deutscher %ei. 20 Auf jeden Fall steht fest, daß die böhmische 
Wahlberechtigung in bestimmten Kreisen angezweifelt wurde. 

Also 1252 werden die Stimmen der Erzbeamten außer dem 


sich zwei in Anschauung und Politik so gänzlioh verschiedene Parteien noch 
1257 über eine prinzipielle Frage geeinigt haben? Etwa in Frankfurt, wo 
die eine Partei der andern den Eintritt in die Stadit mit Waffengewalt ver¬ 
wehrte? Auch der „Staatsstreich“ des Pfalzgrafen ist eine Unmöglichkeit 
und durch nichts zu belegen. Auf dem Braunschweiger Tag von 1252, wo 
man die Anschauungen des Sachsenspiegels teilte und zum Ausdruck brachte, 
wurde das KurfüratenkotUeg — nicht der Absicht, wohl aber der Wirkung 
nach abgeschlossen. Die Doppelwahl von 1257 ist der erste Beleg für diese 
Wirkung. Das erscheint mir eine natürliche, in gleicher Weise auf den theo¬ 
retischen wie den politischen Umständen der Zeit aufgebaute Folgerung zu 
sein und am ehesten der Forderung Wu n d erl i c h s (S. 98) zu entsprechen, 
daß man „Umbildungen aus ihrer inneren Notwendigkeit heraus im Zuge der 
Gesamterttwi cklu ng der Zeit erklären müsse.“ 

20. Auch Albert von Stade (z.. Jahr 1240) mit derselben Begründung. 
Heinrich von Susa, dem diese Ablehnung bekannt gewesen sein muß, schiebt 
der böhmischen Stimme nur die Entscheidung 'bei Doppelwahlen zu, jeden¬ 
falls mit Rücksicht auf 1257; vgl. Bloch a. a. O. 363, Anm. 1. Daß 1252 in 
Braunschweig die Stimme des Böhmenkönigs hinzugezogen sei, um die ge¬ 
forderte Sechszahl zu erreichen, hat Büchner, Bayerns Teilnahme usw. 
60 f. und ders., Die deutschen Kgswahlen und das Herzogtum Bayern, 77, 
ohne zwingende Gründe angenommen. 1252 hafte man sich auch nicht dar¬ 
über geeinigt, wieviel Stimmen zu einer Wahl in concordia nötig seien, 
sondern wessen Stimmen. 
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Böhmen für notwendig angesehen, 1257 stimmen dieselben mit 
dem Böhmen; 1263 im Rechtsgutachten wird die Sieben zahl aus¬ 
drücklich betont 81 

Daß noch unmittelbar vor der Doppelwahl eine allgemeine 
Anerkennung der böhmischen Stimme erfolgt ist, erscheint bei 
den daigelegten Gegensätzen unter den Wählern ganz aiusge- 
geschlossen. 

Da verdient ein anderer Gesichtspunkt einige Beachtung. 
1257 hatten beide Parteien hervorragendes Interesse daran, den 
mächtigen Böhmenkönig, der dazu noch persona graita an der. 
Kurie war, für ihr^n Kandidaten zu gewinnen. An ihn wandte 
sich Alfons im Vertrauen auf seine verwandtschaftlichen Bezie¬ 
hungen. Um seine Stimme für Richard zu gewinnen, reiste der 
Erzbischof von Köln im Juli 1256 nach Prag. 82 Ottokar sah 
sich von beiden Seiten umworben, beiden Parteien unentbehrlich 
— es war für ihn die denkbar günstigste Gelegenheit, von beiden 
Seiten die ausdrückliche Anerkennung seiner Kurstimme zu for¬ 
dern. Das war ja das Bestreben seines Hauses gewesen. Schon 
sein Vorgänger hatte 1252 — gleichsam, um nicht ganz in den 
Hintergrund gedrängt zu werden — durch Geschenke sein Ein¬ 
verständnis mit der Wahl Wilhelms bezeigen lassen. 23 

Trifft unsere Vermutung das Richtige, so fällt mit einem 
Schlage helles Licht auf das rätselhafte Verhalten des Böhmen¬ 
königs ibei den Wahlen von 1257. In den Verhandlungen vorher läßt 


21. Dieser frühesten Erwähnung' der Siebenzahl kann ich eine inter¬ 
essante Notiz einer norwegischen Quelle hinzufügen, diie ich einer Mitteilung 
des verstorbenen Göttinger Recbtshistorikens Lehmann verdanke. In der 
von dem norwegischen Hofhistoriographen Sturla verfaßten Hakonaesaga 
wird zum Jahre 1260 berichtet, daß der norwegische König an den Herzog 
Albrecht von Sachsen-Lauenburg eine Gesandtschaft wegen einer Heirats- 
aaigetegenheit schickte, „weil er der größte Häuptling war und einer von 
den sieben Männern, die den Kaiser wählen sollten, und 
er Truchseß des Kaisers jedesmal, wenn er nördlich der Alpen sei, sein soll“ 
Verfaß! ist der ‘Bericht zwischen 1260 und 12(70. Er zeigt, daß auch das 
Ausland schon so früh die Siebenzahl kannte. Nebenbei mag hervorgehoben 
werden, daß der Norweger wohl auf Grund sächsischer Nachrichten aus¬ 
drücklich von einer Wahl zum Kaiser spricht. 

22. Cont. Gosm. chron. Prag (M. G. SS. XI 170). An diese Reise 
knüpften sich bisher allerlei unbestimmte Vermutungen, vgi. Busson a. a. O. 
13, Kempf a. a. O. 192. Vielleicht gewinnen wir 'hier einen kleinen Einblick 
in den wahren Inhalt der Verhandlungen. K r a mm e r a. a. O. 128 berührt 
die böhmische Frage nur ganz oberflächlich. 

23. Arm. Erphord. fraitr. Praedicatorum, ed. Holder-Egger 111: Rex 
etdam BoetnLe pretiosis atque regaiifous muneribus in sigmun elecfeioms ipsurn 
boooravit. 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 



27 


er sich von beiden Parteien die Berechtigung seiner Wahlstimme 
anerkennen und verspricht seine Unterstützung. In politischem 
Ränkespiel wählt er dann nacheinander erst Richard, dann Al¬ 
fons. 24 Der Erfolg ist: beide Parteien, ateo alle übrigen Wähler, 
sind berechtigt, seine Stimme als ihnen zugefalfen mitzuzählen, 25 
beide somit gezwungen, das böhmische Wahlrecht unbedingt anzu¬ 
erkennen. Die Kölner Partei kann in ihrem Gutachten nicht 
von 6, sondern nur von 7 Stimmen reden. 

So würden also die politischen Verwicklungen bei der Doppel- 
waht als seltsames Nebenergebnis die Anerkennung der böhmi¬ 
schen als der siebenten Kurstimme gezeitigt haben. 

An diesen Erklärungsversuch muß sich noch eine weitere 
Vermutung schließen. Das Geschichtswerk des Engländers Tho¬ 
mas de Wykes, der als Abgesandter Richards sich über die 
Rechtsverhältnisse im Reich doch einigermaßen orientiert haben 
muß, nennt außer den 6 allgemein anerkannten Kurfürsten nicht 
den König von Böhmen, sondern den Herzog von Oesterreich. 26 
Herzog von Oesterreich aber war damals eben Ottokar von 
Böhmen. 27 Es liegt also die Möglichkeit sehr nahe, daß man 
damats, um jener Anschauung des sächsischen Kreises zu be¬ 
gegnen, für Ottokars Wahlberechtigung einen anderen Rechts¬ 
titel zu finden suchte und durch den Hinweis auf den Besitz 
Oesterreichs sein Deutschtum bekräftigen und damit seine Wahl¬ 
berechtigung erweisen wollte. 

24. Vgl. den späteren Vorwurf des Papstes: Raynald anm. ecd. 1263, 55, 
58; 1266, 46. Ottokar hat sich niemals dagegen verteidigt! — Der Erklärungs¬ 
versuch von Lindner, Entstehung des Kurfürstentums und' die deutschen 
Königswahlen 1561. kann nicht befriedigen. Büchner, Bayerns Teilnahme 
usw. 60 trifft mit seiner Vermutung das Richtige. 

25. Für Richard bezeugt durch „O. c.“ § 9 und vor allem B. F. 5291. 
Bei Alfons war die Stimme des Böhmen wegen der Betonung der Majorität 
ja geradezu notwendig. Daß er mit ihm in Verhandlungen gestanden hatte, 
ist oben S. 16 erwähnt 

26. Böhmer, Fontes II, 451; 

27. Vgl. Bachmann, Geschichte Böhmens I, 546 ff. 
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Zweites Kapitel. 

Die Rechtsanschauungen bei der Doppelwahl von 

1257. 

1. Die Wahl Richards von Cornwallis. 

Ueber die Vorgänge bei der Doppelwahl von 1257 sind wir 
durch Quellen und Aktenstücke verhältnismäßig gut unterrichtet 
Besonders eingehenden Aufschluß gibt uns der bekannte Ent¬ 
wurf der Bulle „Qui celum“ von Jahre 1263. 1 Hier sind die beiden 
Erhebungen mit aller Schärfe einander gegenüber gestellt Die 
Erhebung Richards ist dort besonders scharf umrissen. Denn die 
Gesandten, die Urban IV. die Rechtslage auseinandersetzten, brach¬ 
ten neben dem ausführlichen Bericht über die Vorgänge bei der 
etwa 5 Jahre vorher vollzogenen Erhebung auch eine eingehende 
theoretische Darlegung über ein angeblich bestehendes Recht 
(oonsuetudines) für die Erhebung des rex Romanorum. Vor¬ 
nehmlich aus ihnen soll versucht werden, ein geschlossenes Bild 
dieser Erhebung zu gewinnen. 

Wir haben gesehen, daß es nicht allein materielle Vorteile 
waren, die Konrad von Hochstaden aus Richards Erhebung zu 
ziehen erwartete, sondern daß ihm besonders daran gelegen war, 
seinen prinzipiellen Einfluß auf die Thronbesetzung, der als eine 
Richtlinie seiner Politik seit 1247 verfolgt werden konnte, hier 
entscheidend durchzusetzen, selbst auf die Gefahr hin, mit demi 
Papste in Konflikt zu bleiben. Es kam somit für den Erzbischof 
vor allem darauf an, diese Erhebung so zu gestalten, daß sie 
ein durchschlagender Erfolg wurde, daß sie möglichst von keiner 
Seite anfechtbar war. 

Mit einer Zustimmung der Kurie zu dieser Erhebung war 
zunächst auf keinen Fall zu rechnen, — sie hatte sich ja für 
Alfons entschieden. So näherte sich Konrad mit der Betonung 
der Selbständigkeit der deutschen Erhebung den Kreisen des! 
Braunschweiger Tages von 1252. Andererseits rechnete er mit 
den politischen Verhältnissen. Eine Doppelwahl war nicht zu 
vermeiden. Jene Partei von 1252 war im Augenblick ohne Geltung. 
Beim Papste lag letzten Grundes immer die Entscheidung, wem er 
den kaiserlichen Namen und die Kaiserkrone, diese wichtigen 
äußeren Zeichen der Würde, geben sollte. Auch dem -mußte 


1. Const. II 522, Nr. 405. (Krammer, Quellen I, 84). 
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Rechnung getragen werden, wenn anders der Kandidat des Köl¬ 
ners zur höchsten weltlichen Würde der Christenheit gelangen 
sollte. Somit galt es für Konrad bei dem Versuch, den eigenen 
Plan zu verwirklichen, sich den politischen Umständen anzu¬ 
passen, die Wahl so einwandfrei zu gestalten, daß selbst der 
Kurie gegenüber das Recht auf der Seite Richards stand. 

Die Tatsache, daß er die bevorstehende Wahl mit nur einem 
Teil der berechtigten Stimmen, von deren Trägem sogar nur zwei 
am Wahltage anwesend sein konnten, vollziehen mußte, zwang 
den "Erzbischof, schon einmal betretene Wege zu gehen. Für 
eine Wahl, bei der nur drei der berechtigten Stimmen zur Ver¬ 
fügung standen, 8 bot der deutsche Wahlrechtsgedanke, wie er 
noch 1252 auf dem Braunschweiger Tage zum Ausdruck gebracht 
war, keinen Raum. Es war also genau dieselbe Lage, vor der 
man 1247 nach der Worringer Wahl stand. Konrad selbst hatte 
damals mitgewählt und diese als eine rechtmäßig vollzogene durch 
seine Krönung sanktioniert. 

Als Konrad sich in Lyon mit Innozenz IV. einigte^ als er 
die Notwendigkeit erkannte, die nur von den drei Erzbischöfen 
vollzogene Wahl Wilhelms als rechtmäßig zu erweisen, da wurde 
es ihm bereits klar, welche wertvolle Waffe im kanonischen Wahl¬ 
recht lag. Nach diesem Recht kann es ja nicht auf die Ein¬ 
mütigkeit aller Wahlberechtigten an, sondern auf die Ein¬ 
heit von Ort und Zeit, auf die E in h ei t der Wa hlhan dlung 
(unitas actus), so daß am festgesetzten Termin nicht erschienene 
Wähler ihres Wahlrechts verlustig gingen, die Wahl aber trotz- 

2. Daß auf Ottokars Stimme nicht ganz bestimmt gerechnet wurde, 
zeigt die Abmachung Richards mift dem Kölner, sich mit den 3 Stimmen zu¬ 
frieden zu geben: Coust II 483, Nr. 383. Die viel erörterte Frage der Teil¬ 
nahme Heinrichs von Bayern an der Wahl Richards braucht (hier nur kurz 
berührt werden. Büchner, Bayerns Teilnahme usw. 62ff. wirf Die deut¬ 
schen Königswahlen und das Herzogtum Bayern 90 ff., hat die verschiedenen 
Ansichten neuerdings zusammengestellt und überprüft. Er kommt zu dem — 
auch von anderen gefundenen — Ergebnis, daß die quellenmäßig bezeugte 
Teilnahme Heinrichs weder auf ein vorläufiges Einschieben für die böhmische 
Stimme (Scheffer-Bodchorst) noch auf einem Anteil an der Pfälzer Stimme be¬ 
ruht. Da die Stimme des Bayemherzogs 1252 nicht gefordert sei, habe man 
auch 1257 keine Veranlassung gehabt, sie in den Aktenstücken als abgegeben 
zu vermerken. Man ließ ihn mitwäblen; faktisch war es nichts als ein Kon¬ 
sens. — Diese Ausführungen Büchners werden durch die genannte Ab¬ 
machung Richards noch erhärtet. Zweifellos wäre diese vierte Stimme auch 
herangezogen und erwähnt, wenn, sie notwendig gewesen wäre, man also 
einen Vorteil davon gehabt hätte. Dagegen legte man auf diie nach der Wahl 
erfolgte Zustimmung des Böhmen doch so viel Gewicht, daß sie in dem 
W ahlb ericht der Bulle Qui cedum ausgenommen wurde. 
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dem als „canonica et concors“ galt. 3 In diesem Sinne gaH 
die Wahl Wilhelms für den Pjapst wie für die Erzbischöfe ab 
vollkommen rechtmäßig. Wir bezeichneten diese Tatsache be¬ 
reits als einen ersten Erfolg der innozentischen Theorie von der 
kanonischen Besetzung des kaiserlichen Amtes. 

Hier, 1257, hat Konrad von Hochstaden, unabhängig voiri 
Papste, nunmehr hervorragend begünstigt durch den verengerten 
Wählerkreis, der die Parallele zu den Domkapiteln vollends er¬ 
möglichte, die Lehre von der „unitas actus“ bewußt auf die 
zu vollziehende Wahl in Anwendung gebracht. Noch mehr, das 
ganze Rüstzeug innozentischer Gedanken mußte ihm dienen, den 
rechtmäßigen Vollzug der Wahl Richards zu erweisen; das Papst¬ 
tum konnte vor seine eigenen Waffen gestellt werden. 

Der Entwurf der Bulle „Qui celum“ entrollt uns hierfür 
ein reiches Material, au# Grund dessen der Wahlvorgang im 
folgenden zusammengestellt weiden soll. 4 

Als der Kölner und der Pfalzgraf am 13. Juni vor Frankfurt 
erschienen und die Stadt besetzt fanden, nahmen sie kurz ent¬ 
schlossen vor den Toren die Wahl vor. Man begann mit einen 
Aufforderung an die Gegenpartei zur Teilnahme an der Wahl 
und nahm diese Tatsache in das Wahlprotokoll auf. Damit 
wollte man also offenbar dem kanonisch verpönten „contemptus“ 
begegnen. 5 Das Gesamtwahlrecht war nunmehr auf Konrads 
Partei übergegangen. Die Wähler waren am rechten Ort, es 
war die festgesetzte Zeit 6 : beides mußte innegehalten werden, 
um die Grundbedingung für die „unitas actus“ zu schaffen. 7 

3. Vgl v. Wretschko, Einfluß fremder Rechte auf die deutschen 
Königswahlen, Savigny-Zscbr. <G. A.) 20, 177 ö. — Die Tatsache der Ueber- 
nahme der „unitas actus“ aus dem kanonischen Recht bewertet auch Hügel- 
mann, Deutsche Königswahl im corpus iuris canonici' 164ff. richtig, ohne 
allerdings zu wissen, daß sie aus der Nachwirkung innozentischer Ideen zu 
erklären ist. Gegen diese Ergebnisse, sowie gegen ihre Auswertung bei 
Bloch a. a. O. 233, 337 ff, hat neuerdings Wunderlich, Die neueren Auf¬ 
sichten die Anschauung L i n d n e r s noch einmal zu stützen gesucht und die 
bewußte Rezeption kanonistdscher Wablgehräuche, also auch der „unitas 
actus“, abgelehnt. Ich glaube, in den folgenden Ausführungen nunmehr das 
Oegenteil gerade „aus der Gesamtentwicklung der Zeit heraus" (Wunder¬ 
lich, 96) nachweisen und damit die Forschungsergebnisse B re Blaus, 
v. Wretschkos und Bilochs bestätigen und 1 erweitern zu können. 

4. Diese Quelle wird vorzüglich ergänzt durch die offizielle Wahl Ver¬ 
kündigung (K ramm er, Quellen I, 81) sowie durch das Bruchstück der 
Wahteuizaige Ridtards, daß unten Beilage I erschlossen ist. 

5. Vgi unten Abschn. 2 dieses Kapitels, Amm. 18. 

6. O. c. § 8: attendentes ex iapsu temporis pericuUon immunere . . . 

7. Die Betonung der Einheit von Ort und Zeit tritt in der gesamten 
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Der vom Braunschweiger Herzog gefangen gehaltene Erz¬ 
bischof von Mainz hatte seine Stimme dem' Kölner übertragen. 
Wer mit rechten Grunde abwesend war, könnte nach kanoni¬ 
schem Recht einen Stellvertreter mit seiner Vollmacht versehen. 
Demgemäß wurde das entschuldigte Fehlen des Mainzers sowie 
die Stimmübertragung mit den termini technici des kanonischen 
Rechts sowohl in die Wahlverkündigung als auch in die späteren 
Darlegungen ausgenommen. 8 

Die Wahl wurde in folgender Weise vorgenommen: 

1. Nach kurzer Beratschlagung ging man zum eigentlichen 
Wahlakt über. 

2. Der Erzbischof sprach unter Anrufung des göttlichen Na¬ 
mens die Wahlformel aus. 

3. Die geschehene Wahl wurde publiziert. 

4. Der Konsens des Gewählten wurde eingeholt 9 

Mit der Publikation und dem Konsens des Gewählten war 
die einheitliche Wahlhandlung abgeschlossen. Das klare 
Bild einer nach dem kanonischen Prinzip der „unitas actus“ voll¬ 
zogenen Wahl' steht vor uns. Und aus diesem Bilde gewinnen 
wir nun auch den Gesichtspunkt für die Beurteilung der Form 
des eigentlichen Wahfvollzuges. 

Die äußere Uebereinstimmung mit der Form der kirchlichen 
„efectio Communis“ ist an sich schon unbestreitbar. Im Zu¬ 
sammenhang aber mit der Richards Wahl überhaupt zu Grunde 
liegenden Idee, mit der Tatsache also, daß Konrad von Hoch¬ 
staden hier bewußt und in Anlehnung an die innozentischen Ge¬ 
danken das kanonische an die Stelle des deutschen Wahlrechts 
setzte, kann nicht mehr daran gezweifelt werden, daß es sich hier 
auch um' die bewußte Uebernahme der electio communis han¬ 
delte. 10 Nicht eine zufällige Uebereinstimmung, auch kaum eine 

— - - - .J 

Ueberiieferuag zur Wahl 1 Richards so Idar zu Tage, daß auf Einzdzitate hier 
verzichtet werden kann. 

8. Krammer, Queüen I, 81: ... Magun/tino, qui impedimento legitimo 
detdnebahiT, nobris . . . vices suas in, ipsa deotdone committente . . .; ähnlich 
dm Entwurf der Bulle Qui cefoun; vgl. dazu aus dem kanonischen Recht: cap. 

42 X I 6. (de eleotione)-iusto impedimento detentus venire non possit, 

und committat de ipso collegio vicem suam. 

9. Q. e. § 9: . . . defoberatione prehabita ... ad dectionem prooedere 
decreverunt Et tandem piefatus Coloniensds . . . dävino nomine invocato, 
te in regem Romanorum degit et mox dec'ionem . . . publicavit. . . . eidem 
dectioni . . . oonsensisti 1 . Der Konsens des Gewählten wird auch in den 
Rechtsa/usführungen 'hervorgehoben, s. u. S. 36. Es ist demnach unerfind¬ 
lich, wie Krammer, Kurfürsienkolleg 188 behaupten kann, es sei des Kon¬ 
senses bisher nur bei Alfons' Wahl gedacht worden. 

10. Breßlau a. a. O. versuchte diese Vattzugsart aus der bewußten 
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unbewußte Nachahmung 11 kann dabei angenommen werden, son¬ 
dern die „electio communis per unum“ steht hier als integrieren¬ 
der Bestandteil in der einheitlichen Rechtshandlung, 
in der der Gesamtwille der wählenden Körperschaft zum Ausdruck 
kam: eine Neuerung im deutschen Königswahlrecht, zu der Kon- 
rad von Hochstaden im Zwange politischer Umstände gelangte 
im engen Zusammenhang mit den Grundsätzen, die Innozenz IV. 
niedergelegt und auf die Wahlen von 1246 und 1247 amgie* 
wandt hatte. Die Erinnerung daran war in Konrad und — das 
sei hier schon hervorgehoben — auch in Arnold von Trier le¬ 
bendig geblieben. Der Weg, eine unanfechtbare Wahl zu voll¬ 
ziehen, war damals gewiesen; die führenden Männer beider Par¬ 
teien von 1257, durch ihre Stellung mit dem kirchlichen Recht 
genügsam vertraut, scheuten sich nicht, ihn zu betreten. 

Allein- das Vorgehen Konrads war, wie wir bereits hervor¬ 
hoben, ‘Mittel zum Zweck. Die peinlich rechtmäßige Wahl sollte 
die Gesamterhebung unanfechtbar machen, in der ihm die Kröi- 
nung zu Aachen als das eigentlich abschließende Moment * 


Ueberaahme der eJectio communis aus dem Paps-twahlrecht zu erklären. Trotz 
des Widerlegungsversuchs von L i n d n e r, Hergang bei den deutschen Kö- 
nigswahlen 1 ff. hat dann W r e t s c h k o a. a. O. den Zusammenhang mit den 
kirchlichen Wahlen überhaupt schlagend nachgewiesen. Neuerdings sucht 
Wunderlich a. a. O. 50 ff. die Anschauung Lind ne rs zu bekräftigen, 
allerdings von einem durchaus einseitigen Gesichtspunkt ans. Er verkennt 
durchaus die Nachwirkung der innozentischen Gedanken und deren prak¬ 
tischen Wert für die Durchsetzung der Kandidaten des Jahres 1257. Selbst 
wenn, wie Lindner dartuf, die durch Einen vollzogene electio ein altes 
deutsches Rechtsinstitut war, so liegt darin doch kein Gegenbeweis. Gerade 
in Anlehnung an einen bestehenden Gebrauch vollzog sich der Anschluß an 
das kanonislische Vorbild -besonders leicht. Dieser von Innozenz IV. theore¬ 
tisch vorbereitete Anschluß wurde notwendig, als man 1257 im Zwange der 
Umstände, anstatt des genossenschaftlichen, das korporative Handeln an- 
wandte. „Unitas actus“ und Majoritätsprinzip geben somit schon die Vor¬ 
bedingung für das kirchliche Verfahren der „electio communns per unum“. 
So kommt auch H ugel m a n n a. a. O. 151, der sich in dieser Frage sonst 
mehr auf der Seite Lindners hält, zu dem Ergebnis, daß seit 1257 die 
früher konstitutive electio in ihrem Wesen der kirchlichen „electio per unum“ 
gleich war. Sie sollte dazu dienen „die Wahl als eine Aeußerung des Ge¬ 
samtwillens der Wähler erscheinen zu lassen, deren Kollegium zur Korpo¬ 
ration wurde.“ Damit ist das schon halbwegs zugegeben, was sich uns in 
der Betrachtung des Zusammenwirkens politischer Umstände und der inno¬ 
zentischen Lehre erschlossen hat. Vgl. auch unten Abschn. 2 dieses Kap., 
Anan. 17. 

11. Wretschko a. a, O. 1741. 
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galt. Diese Anschaufung sollte hier tatsächlich und gTundsätz- 
lich durchgedrückt werden. 

Richard betrat bald nach seiner Wahl den deutschen Boden 
und wurde nach kurzem Aufenthalt vor Aachen dort an der alten 
Krönungsstätte vom Kölner geweiht, gesalbt und gekrönt und 
auf den Stuhl Karls des Großen gesetzt Damit war seine Er¬ 
hebung abgeschlossen. Nunmehr nannte er sich rex Romano« 
rum. 12 

Von diesem Tage an zählte er seine Regierungsjahre. Nach 1 
der Aachener Handlung begann sein Recht als rex Romanortim 1 . 
Jetzt nahm er die Lehns- und Treueide der Untertanen und Vat- 
sallen des Reiches entgegen. 13 Mit ihnen gewann er als König 
bald zahlreiche Städte und Burgen und andere Rechtstitel des 
imperium. Nicht lange, und er hatte die „possessio regni“ er¬ 
langt, als deutliches Zeichen, daß er der wahre rex Romanorum mit 
dem Rechte der imperialen Waltung war. 14 

Wir wenden uns von hier aus zu ;den im Entwurf jdef 
Bulle „Qui celum“ erhaltenen Rechtsausführungen der Anhänger 
Richards. Sie enthalten neben wirklich alten deutschen Rechts¬ 
sätzen zweifellos für den vorliegenden Fall und aus den Tat¬ 
sachen der Wahl von 1257 konstruierte Angaben. 15 Vor allem 


12. Zuerst Const. II 466, Nr. 387; bis dahin nannte er sich „RomanoruiH 
in regem dectus“. 

13. Die vor der Wahl eingegangenen Verpflichtungen sollten alle erat 
mit vollzogener Krönung verbindlich sein, vgl. oh. 14 f. — Ungemein bezeich¬ 
nend ist Const II 487, Nr. 388: — Nos enim apud Leodium sollempniter iiudi- 
cio ^residentes obtinuimus ibidem per sentenciam unanimiter ab onnribue 
nohilibus etc. approbatam, quod omnes et singule dvitates imperii Ro¬ 
mano regi fidelitafem facere de iuris debito sunt astricti. Genau so hatte 
Konrad schon 1252 in Frankfurt geurteilt, Const. II 466, Nr. 359, s. o. S. 7. 

14. Auf die „possessio regni“ weisen sowohl die Anhänger Richards 
als auch der König selbst in ihren Briefen immer wieder hin, z. B. B. F. 5361, 
11821 s. unten Anim. 44 und 45. AehmLich hatte früher schon Philipp von 
Schwaben vor dem Papste die „qudeta possessio regni“ betont (Krammer, 
Quellen I 60). Auch Innozenz IV. suchte mit dem Satze: „cum sät in pos- 
eessäone, coronam regni habendo“ die Entscheidung der Bulle Venerabilem 
tür Otto zu stützen (Krammer, Quellen I 55 Anon. 1). Mir scheint in der Be¬ 
tonung der possessio ein Gedanke des mittelalterlichen deutschen Rechts zu 
liegen. Die tatsächliche Lage des Besitzverhältnisses hatte die Vermutung 
der Rechlsmäßigkeit für sich. Von der „Gewere“, der tatsächlichen Sachherr- 
schatt, dem Besitz — so ist m. E. possessio zu deuten — schloß man auf in ihr 
verkörpertes Recht, indem bis auf weiteres Uebereinstimmung von behaup¬ 
tetem und wirklich vorhandenem Recht angenommen wurde. Vgl. Hübner, 
Grundzüge des deutschen Privatrechts 182 ff. 

15. So schon Rodenberg in M. I. Oe. G. X 177. 
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aber werfen sie ein helles Licht auf die kölnische Anschauung" von 
der deutschen Erhebung. Konrads von Hochstaden Auffassung, 
die wir bisher in einzelnen Punkten erschließen konnten, tritt 
uns hier als ein geschlossenes Ganzes entgegen. 

Die einzelnen Momente der Erhebung nach diesen Grund' 
Sätzen sollen im 1 folgenden herausgehoben werden. Sie bieten 
in ihren mannigfachen Beziehungen nicht nur zur kölnischen An¬ 
schauung, sondern überhaupt zum deutschen und kanonischen 
Wahlrecht besonderes Interesse. 

Daß diese Ausführungen mit der Erwähnung des KurkoJfe- 
giums der Sieben beginnen, ist oben alusgeführt worden. Der 
nächste Punkt betrifft die Frist, innerhalb der die Königswahl 
vollzogen werden muß. 

„Innerhalb Jahr und Tag nach eingetretener Vakanz 
ist die Wahl zu vollziehen.“ 

Das Bedeutungsvolle an dieser Bemerkung ist die Frist¬ 
setzung überhaupt. Wollte man die Wahl rechtfertigen durch die 
Einhaltung der kanonischen „unitas actus“, bei der es nicht 
wie 1252 auf den Kreis der wählenden Personen, sondern auf die 
Rechtmäßigkeit von Ort und Zeit ankam, so mußte eine Frist, 
innerhalb derer die Wahl zu vollziehen war, auch vorhanden sein. 
So muß der Gedanke der Fristsetzung überhaupt ebenfalls aus 
der kirchlichen Anschauung übernommen sein. Allerdings wurde 
diese Uebertragung durch die deutsche Anschauung erleichtert. 
Seit alters mußten erledigte Lehen „binnen Jahr und Tag“ neu 
besetzt werden. Das setzte bei Herrenfall, für Reichslehen a&o 
beim Tode des Kaisers, voraus, daß binnen Jahr und Tag ein zur 
Erteilung der Lehen Berechtigter vorhanden sei. 16 

Sämtliche Fürsten einigen sich darüber, in welchem Ab¬ 
schnitt dieser Frist die Wahl stattfinden soll. 

„Die Berufung steht dem Erzbischof von Mainz und 
dem PfaFzgrafen zu, unter Umständen auch nur einem von 
beiden.“ 

Das Berufungsrecht des Mainzers ist auch sonst gut be¬ 
zeugt. 17 Für den Pfalzgrafen ein solches Recht anzunehjnen, 

16. Im Sachsenspiegel ist diese Frist wiederholt angegeben. Vgü. auch 
„Q. c“ § 6 am Ende. Bei der Besetzung der Bistümer wies Innozenz IV. 
wiederholt auf die binehailtung einer Frist hin, vgL Aldinger, Die Neu¬ 
besetzung der deutschen Bistümer unter Inn. IV. und Bloch a. a. O. 174!. 
Das kanonische Recht schrieb allerdings nur 6 Monate vor. Aber schon 
1240 übertrug Albert Beham, der getreue Bekenner päpstlicher Ideen, den 
kanonistisehen Fristgedamken auf die deutsche Königswahl, s. Bloch a. a. 
01 151. 

17. Otto von Fnedsmg, gesta Frid. I, 17; vielleicht hing es mit seinem 
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fehlt jegliche Spur aus früherer Zeit. Es handelt sich sicherhdi 
auch hier um eine willkürliche Bestimmung, die sich leicht dar-* 
aus erklärt, daß der Mainzer damals gefangen war und seine 
Funktionen nicht ausüben konnte. Immerhin konnte das An¬ 
sehen, das dem Pfalzgrafen einige bevorrechtigte Befugnisse bei 
der Reichsverwaltung verliehen, ihm den Schein der Berechtigung 
geben. 18 

„Der von ihnen angesetzte Termin gilt, auch ohne daß 
dies ausdrücklich hervorgehoben wird, als peremptorisch“. 19 
Auch diese Bemerkung entspringt lediglich der Absicht, dar¬ 
zutun, daß man an dem betreffenden Tage wirklich hatte wählen 
müssen. t 

„Als einheitlicher Ort der Wahl ist Frankfurt anzusehen“. 
Gleichgültig, ob innerhalb oder außerhalb der Stadt, wild 
mit bewußter Anlehnung an den tatsächlichen Vorgang gesagt* 
wenn der Wahlakt nur auf der sogenannten „Frankeserde“ statt¬ 
findet. 20 Tatsächlich waren die Königswahlen von Konrad I. 
bis zu Friedrich II. mit Ausnahme der Wahlen Ottos 111. undi 
Philipps in fränkischen Orten, nur drei in Frankfurt selbst, volU- 
zogen worden. 

„Zur Wahl darf man schreiten, wenn alle oder mindestens 
zwei der Wahlfürsten am festgesetzten Termin in Frankfurt 
erscheinen,“ 

und — wir müssen diese Bemerkung gleich hierher rücken — 

„der ist als einmütig gewählt anzusehen, auf den alle 
Kurfürsten oder wenigstens zwei bei der Wahl anw&end'e 
ihre Stimme abgegeben haben“. 21 ( 

In diesen beiden Sätzen werden also Normen für die Be¬ 
urteilung der Wahl angegeben. Stellt der erste für die Berech¬ 
tigung, die Wahl abzuhalten, wieder das Prinzip der „unitas 
actus“ auf, um der Wahl Richards den Anstrich rechtmäßigen 
- I 

bisherigen Erststimmrecht zusammen; vgl. Stutz, Der Erzbischof von Mainz 
und die deutsche KönigswaM' 73. 

18. Vgl. Harnack, Das Kurfürstenkollegium 82 ff. Erst später im Schwa¬ 
ben Spiegel ist von dem Mit berufungsrecht des Pfalzgrafen die .Rede. Tatsäch¬ 
lich aiusgeübt scheint es nur einmal m sein, nämlich 1291; vgh Harnack ebd. 
Anhang 111. 

19. „Q. c.“ § 7 Ende. 

20. Ebd. § 12: Nam cum imtra predictum opidum de Frankeofond . . . 
et non aüibi, debeat electio odebrari ... 

21. Ebd. § 6: Quiiibus omnibus vel sattem duobus ex ipsis die prefixa 
convenientibus ... ad electionem ipsam procedi potest et debet . . . | 
InteUigitur autem is eLectrus esse concorditer, in quem vota omni um eteaorur: 
.principum vel sattem duorum tantummodo in electione presenkum darfgui nur 
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Vlolfcugs zu (geben, so läßt der zweite seltsamer Weise den 
Gedanken der einmütigen Wahl, wenn auch in veränderter Form 
anklingen. Der kanonistischen Anschauung genügte zweifellos 
die Einheit von Ort und Zeit. Aber auf der anderen Seite hatte 
die Lösung des Kölners von der päpstlichen Sache ihn auch den 
Gedanken von 1252 nähergebracht, insofern nämlich hier wie 
dort der päpstliche Approbationsanspruch gänzlich aiusgeschaltet 
werden sollte. Von hier aus wird es vielleicht verständlich, daß 
mit Rücksicht auf jene Elemente in Deutschland, bei denen der 
Geist der Braun Schweiger Verhandlungen noch lebendig war, der 
Gedanke der Wahl „in concordia“ in diese Rechtsausführungen 
ausgenommen wturde. 22 Offenbar hat man versucht, die beiden 
Anschauungen zu vereinigen, indem eine einheitliche Wähl 
einer einmütigen gleichgesetzt werden sollte. Dafür spricht 
zum mindesten die angeschlossene Bemerkung, daß der als „in 
disCondia“ gewählt anzusehen sei, dessen Wahl nicht am rechten 
Ort und nicht am angesetzten Termin stattgefunden habe. 23 Allein! 
die .Tatsache, daß nur zwei Wähler anwesend waren, erforderte 
eine Revision des alten Weistums. So kam der Zusatz: „vet 
sattem duorum tantummodo in electione presentium“ hinzu. 

Keineswegs in dem Maße willkürlich, wie es bisher an¬ 
genommen worden ist. 24 Der gewiegte Politiker Konrad fand 
auch hier den Ausweg in dem reichen Material des kanonischen 
Rechts, das sich mit der unitas actus und einer Mindestzahr von 
zwei Wählern zufrieden gab. 25 Zwei Prinzipien, der Gedanke 
der einmütigen und derjenige der kanonischen Wahl, die ein-* 
ander entgegenstehen, sind hier „kümmerlich miteinander ver¬ 
kuppelt worden.“ 

„Ist die Wahl mit dem — kanonisch erforderlichen — 
Consensus electi abgeschlossen, so findet spätestens inner¬ 
halb Jahr und Tag die Salbung, Weihe und Krönung durch 
den Kölner Erzbischof statt.“ 


22. Bloch a. a. O. vermutet, daß dm diesem Satz vielleicht wörtlädi das 
zweite Weistum von 1252 enthalten ist. 

23. „Q. c.“ § 7: In discordia vero is etiam reputatur dectus, de quo in 
loco non solito deddo oelebratur et in termino de commund consensu 
dictorum prinripum non statuto. 

24. iWretschko a. a. O. 183. 

25. Ich übernehme hier das Ergebnis Blochs a. a. O. 3661, das in die¬ 
sem Zusammenhang erst seinen vollen Wert gewinnt. Die Steile lautet (S. 
367, 2): 'Heinrich von Susa, Lectura I fod. 62 zu c.*34 X I, 6 gi. Quamvis: 
Sed et sdcut ex registro oaliigitur paud consenserant in Othonem, sdiieet 
duo tantum, Coloniensis et quidam alius. Pluralis ergo numerus in hoc 
casu duorum numero est oontentus, quia et hoc reguläre est. C III q, 
HI, verbo Item (c 3, § 26 ed. Friedberg) Ubi numerus testium [non adddtur, 
etiam duo euffident; pluralis enim docutio duorum numero oontenta est]. 
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Vorher ist angeblich ein kurzer Verzug vor Aachen erforder¬ 
lich, ein Brauch, der vorher historisch nicht zu belegen ist Desr 
halb hat man die Vermutung ausgestellt, daß die tatsächliche 
Verzögerung der Krönung durch eine herkömmliche „mora“ vor 
Aachen entschuldigt worden sei. 26 * Allein den tieferen Sinn ge¬ 
winnt diese willkürliche Festlegung erst durch eine weitere Be¬ 
merkung: 

„Von dem Augenblick der Krönung an gibt es keine 
Möglichkeit des Widerspruchs gegen Wahl oder Gewählten 
mehr.“ 87 

Dieser Satz betont die völlig abschließende Bedeutung der 
Krönung, setzt aber andererseits voraus, daß es bis zur Krönung 
eine Möglichkeit gab, gegen die Form der Wahl oder die Per¬ 
son des Gewählten Einspruch zu erheben. 

Wie hatte seiner Zeit Innozenz IV. in seinem Kommentar 
zur Dekretale Venerabilem die Annahme Ottos IV. durch Inno¬ 
zenz III. ausgelegt? Otto war gewählt und vom' Kölner Erz¬ 
bischof gekrönt; dennoch ließ der Papst die Möglichkeit eines 
Widerspruchs auch noch nach der Krönung offen, weil der nach 
seiner Ansicht abschließende Akt, die Approbation, noch nicht 
vollzogen war. 28 Die Darlegung der kölnischen Partei hier — 
und wir sehen, aus ihr spricht der Geist Konrads von Hoch- 
staden, — verschiebt das Verhältnis vollständig. Kein Wort von 
der päpstlichen Approbation! Die Krönung in Aächen ist das 
abschließende Moment, mit ihr ist der Gewählte rex Romanorum 
geworden; 29 nach ihr ist ein Widerspruch unmöglich. Und in 
dem stolzen Bewußtsein dieser Anschauung konnte man wohl 
auf den Verzug vor Aachen, mochte er auch tatsächlich durch 
die äußere Lage hervorgerufen sein, hinweisen: wir haben ge¬ 
wartet, ob sich vor der Weihe durch des Kölners Hand noch 
ein Widerspruch erheben würde. So gewinnt hier das Königs- 
lager vor Aachen im Kampf der Gegensätze seinen Platz in der 
Beweisführung der Rechtmäßigkeit und damit den Ursprung seiner 
späteren verfassungsrechtlichen Bedeutung. 


26. So SchelAhaas, Königslager vor Aachen, Jastrows Hi stör. Unters. 
H. 4. 

27. „Q. c.“ § 6. Quo facto cuilibet via preduditur contra dectionem 

vel ekchwn, iam regem Romanorum effectum, dicendi aliquid vel etiant Oppo¬ 
nent. ,'J1 VJbt > gfj 

28. Apparatus fol. 43 s. v. iusto: Cassaviit enim papa, quod factum 
erat de Pfoylippo duce, sed non contirmavit dectionem resgis Ottonis, et idieo 
reservavlt contradictoribus potestatem dicendi in formam et personam et tune 
interim eum debent habere pro rege propter coronam, quam aooeperat a CoL 
archdepiscopo Aquäsgraiti. Abgedruckt bei Krammer, Quellen I 56, 3. 

29. Vgl. oben Anm. 27: „iam regem Romanorum eflectura“ 
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ln den weiteren Ausführungen gestaltet sich der Gegensatz 
I« det päpstHehen Anschauung immer schärfer. Nicht nur für 
Deutschland ist der in Aachen Gekrönte legierungsberechtigl — 
das wkSerspracb |aJauch dgr päpstlichen Ausäuuung nidht,^ 
— sondern ihm als dem K ön ige komm? der Gehorsam und die 
Eide der Untertanen und Vasallen des imperium zu, sowie die 
Städte, Dörfer,; Burgen, Spezi eil die Burg Ti ifeis, und andere 
Gerechtsame des Imperium 31 

Wenn irgendwo, so tritt also luer recht eigentlich die letzte 
Metnnng des Kölner Erzbischofs von der Wertung seines Krö¬ 
nungsrechtes hervor, 3 - Die Wahl ohne die Krönung vermag ein 
Recht nicht zu verleihen, nur ein Anrecht. Auch bleibt vor der 


Krönung die Möglichkeit eines Protestes, einer' Nichtanerkennung. 
offen. Mit der Krönung aber ist die Erhebung des rex* Roma- 

SO- Vgl. Bloch a. a. O. 1841 

3i. ,.Q. c." pro rege habetur, ei ei iairhquam. re g i debet a sub- 

fhi'i i ei vasjtaiiis itlfpe r.i .i abedki, suo nwre ei fiddätattö wamenta 

pwsuari, -a^signari -ia.viia.tes, opida, castra et spadaliier GBstmm de Treveis 
ac alia u»ra: impörii infra aminm et dient a tempore coKtdationiis eiusdem . v I 
Wir sehi’Ov daß der Gedanke wiederumderselbe ist, «Jen Koorad von Hoch* 
staden }'252 iit Frankfurt anssprai-h und besonders deutlich in Leyden wieder-- 
'hülle, s. oben Kap. 11, Arem, 14 und Anni. dieses Kapitels. Der Besitz. 

&ut|f i^iei.hiter pnd au andern Stellen namentlich hervorgehoben 

(vgl. auch B. F. 5’.VW), Dort waren &e kaiserlichen Insignien aufbewahrf, 
deren Besitz seit jeher eine gewisse Bedeutung für die Nadtfolge m der Herr- 
sdiatf batte; vjf!. Waitz, V,A1 VI. 2, 177, ferner neuerdsfigs Sciireuer, 
Die rechtlichen Grundgedaniken der ir&nz. KötiigskröRung, 57 ff. und W.er- 
m i n g b o fl, K'e.;e jahrfc. f. Phil, toi 1. 557 iL der a uch tlie Bedeutung der 
. Krönung fear die relgi^sc Wertung <fer konigl. Gewalt würdigt Seit Hein- 
laöj V. wfederfgili, regelmäßig seit Konrad :l'V. 4fenie der Trifels jenem 
•-Zweck; vgl darüber Frensdorf?, Gott gel Mit. (Nadir.) WY1. 04 f. Urner 
Willk'-fm von iiobsed wifdt 48j#.'<ter Bt&lz von Trifels zun ersten Mal, wie 
hier, ?l-s besondere Legtlättaßöti ium Besitz des Reiches angeführt (8. F 


32; Wie scharf der Kölner selbst ijn Gegensatz zu den iW&bfenv der 
eigenen Partei seinen Anspruch formulierte, lehrt noch- folgend* Beobach¬ 
tung: Zu der Aachener Handfejug gehörte seit alter?, die Thronsetzütig durch 
die Wähler ; vgl. Kramroer, Wahl ored Eimelzwig 8 Ö., Dieser eine redulidie 
Bedeutung zuzuweisen, lag rächt, im köluiselteti ln*enegsfc;- Und ut der Tat 
werden im Entwurf der Btiile ,,Q. c.‘‘ in den Iheonä'üsolTen, also rein kölnischen 
Ausführungen nur ßmttnebö., eonseerälip; cürortatio'* aulgezählir (§ 6 und 10). 
während überall wo von der 1257 tatsächlich vollzogenen Handlung berichtet 
wird, also ätn Bericht der Wähler, noch die „mfeonizatio“ hinzugelügi wird, 
(bi der registrierten Ausfertigung der Buife Epp UL S. 547; ferner B. F. 
,5301, s, itttten Ahm. 44 ) 
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noram abgeschlossen, der Erwählte ist jetzt rex Romano rura. 
Von jetzt ab stehen ihm sämtliche Rechte des imperium zu. 

Es ist bezeichnend, wie die theoretischen Abschnitte der 
Btrile diese Anschauung immer wieder und nach allen Richtun¬ 
gen hervorheben. Er, der rex, gelangt mit der Krönung in 
den Besitz der iura i m p e r i i, — also nicht nur erst der Rechte 
regni Alamanniae, wie die päpstliche Anschauung es wollte. 
Nein, regnum und imperium kommen ihm zu, außerdem der 
königliche Name und der Anspruch auf die Kaiserkrone. Aus¬ 
drücklich wird noch betont, auch der Name des rex Romanorum 
ist eo ipso mit der Krönung erworben.“ Nicht erst, wie Inno¬ 
zenz IV. es gewollt hatte: der Papst gibt mit seiner Appro¬ 
bation dem Erwählten den Titel „rex Romanorum**. 34 Dem Papst 
bleibt nur, den auf diese Weise in Deutschland erhobenen römi¬ 
schen König zur Kaiserkrönung zu berufen. 33 

Der offenkundige Gegensatz, zu den Ansprüchen des Papst¬ 
tums tritt auch in dem Gutachten über die Entscheidung bei 
Doppelwahlen deutlich hervor. 36 Da wird an die Spitze dec 
altgermanische Satz gestellt, daß das Recht mit der Macht geht, 
das Gottesurteil des Kampfes entscheidet zwischen den Präten¬ 
denten. 37 

Andernfalls ist der Pfalzgraf als Richter anzurufen. Diese 

-- ( 

33. „Q. c.“ § 10. . . . ius in regno et knperio supradictis .tibi, eiecto 

predictis oonsuetudinibus obsetvatis, uhi eit a quibus id fieh debuit et nußi 
aiü acquisitum ac regiutn nomen et imperii diadema indubitate deberi . . . 
eiecto in regem Romanorum ... et postmodum per supradickun Co), archie- 
piscopum inuncto, consecrato et corona to eo ipso xegium nomen acquiri. 

34. Vgi Bloch a. a. O. 104. 

36. „Q. c“ ebd. . . . vocandum sine dilatione aliqua per summum ponti- 
iicem ad coronam; so nähert sich hinsichtlich des Kaisertitds durch den 
gemeinsamen Gegensatz zu den kurialen Ansprüchen die Anschauung Konp 
rads der Meinung der älteren Handschrift des Sachsenspiegels und dem 
Braunschweiger Weistum von 1252, die mit der Weihe durch den Papst nur 
die Erwerbung des kaiserlichen Namens verbanden; vgl Bloch a. a. O. 
249 und Huge&martn, Wirkungen der Kalserweihe a. a. O. 2 ff. 

36. „Q. c.“ § 7: Et sd duo in discordda eHgantoir, vel alter dectonun per 
potentiam optmebit, vel ad predictum comitem Palatinum tamquam ad huius 
ddscordie iuddeem est recursus habendus; nisi forsan super dectione vd coro- 
natione huiusmodi suborta diiscordda per appdlationem vd querdam pre» 
dictorum .principum ad examen sedds apostoMce — quo casu ipsius est in tald 
causa cognitio — deferatur. 

37. Für diesen Satz sei auf einen Bdeg aus der englischen Oeschichte 
des 12. Jahrhunderts verwiesen. Auf dem Konzil zu Winchester 1141 wurde 
König Stephan, ,gegen den das Gottesurteil der Schlacht entschieden Ijabe“, 
abgesetzt, s. Böhmer, Staat und Kirche in England, 344. 
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Behauptung erscheint an sich willkürlich wie das dem Pfalz¬ 
grafen zugesprochene Berufungsrecht. Sie konnte indessen ihre 
rechtliche Begründung in der überragenden Stellung finden, die 
der Pfal^graf im königlichen Hofgericht, gerade auch als Richter 
über den König, ein Recht, das schon der Sachsenspiegel aius- 
(sprach, einnahm. Aus dieser Stellung erwuchs ja auch seih 
Amt als Reichsvikariatsrichter, aus dem zweifellos der Anspruch 
auf das Reichsvikariat selbst entstanden ist, vielleicht im be¬ 
wußten Gegensatz zu den päpstlichen Vikariatsansprüchen. 38 

Endlich kann der Zwiespalt auch der Kurie zur Prüfung 
Vorgelegt werden. 

Zuletzt also und fast beiläufig wird auch von einem päpst¬ 
lichen Prüfungsrecht gesprochen. Es ist aber bezeichnend, daß 
dies „examen sedis apostoücae“, das ja Innozenz III. bereits auf 
die deutsche Wahl angewandt wissen wollte, nicht allgemein, 
sondern nur bei einer Doppelwahl und auch dann nur auf be¬ 
sonderes Ansuchen der Kurfürsten hinsichtlich der Wahl' und 
Krönung zugestanden wird. Also auch auf die Krönung, als den 
Hauptteil der Erhebung, mußi dabei gebührend Rücksicht ge¬ 
nommen werden. Aber ohne besonderes Ansuchen ist ein päpst¬ 
liches Entscheidungsrecht nicht zugegeben. 39 

Es ist also in geschickter Weise die Möglichkeit für das auf¬ 
gelassen, was, wie wir eingangs hervorhoben, doch einmal kom¬ 
men mußte und von Konrad von Hochstaden in Betracht gezogen 
war, falls es sich um die völlige Durchsetzung seines Kandidaten 
handeln würde. Und selbst für diesen Fall ist wieder eine Ein¬ 
schränkung gegeben, indem 1 idSas veränderte Weistum von 1252 
für eine solche Entscheidung die Richtlinien vorzeichnet. 40 Bei 
einer Doppelwahl kommt es darauf an, welche Wahl in oondordia 
erfolgt, also durch alle oder mindestens zwei anwesende Wähler 
vollzogen ist Der aber ist als nicht in eonCordia gewählt an¬ 
zusehen, bei dessen Wahl die Bedingungen von Ort und Zeit 
nicht erfüllt sind. 

Ungemein bezeichnend für die Gesamtauffassung des Weis¬ 
tums wird hier am Schlüsse und gerade bei der Besprechung des 
Verhältnisses des Papstes zur deutschen Königswahl noch ein¬ 
mal das Grundprinzip der Wahl Richards, die Einheit Von Ort 


38. VgL Bloch a. a. O. 169, 2. 

39. Es lag 1 darin also ein deutlicher Gegensatz zu der Anschauung 
Innozenz’ IV., der in seiner Glosse zur Dekretale „Venerabitem“ ausdrücklich 
gesagt hatte: ... si plumes elegerunt, papa de iure cognoscet tinter eos . .; 
vgl. Bloch a. a. O. 171. 

40. S. oben Amm. 21 und 23. 

41. Das haben Engelmann, Anspruch der Päpste auf Konfirmation 
53 und Otto, M. J. Oe. G. XIX, 78, 3 richtig erkannt. Auch K r a m m e r, 
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und Zeit, hervorgehoben. Hier also tritt es auch deutlich zutage, 
daß dies kanonistische Prinzip bewußt und gerade dem päpstlichen 
Anspruch gegenüber angew andt ist. Kein Zugeständnis des päpst¬ 
lichen Approbationsrechtes, ebensowenig wie eine Bitte um Ap¬ 
probation ausgesprochen ist, 11 — aber praktisch ist mit der Tat • 
Sache der Doppelwahl und demgemäß mit der wahrscheinlich be¬ 
deutsamen Rolle des Papsttums bei der Entscheidung gerechnet 
Ja, vielleicht hegte der Erzbischof sogar letzten Grundes die 
Hoffnung, den Papst noch für Richards Erhebung und damit 
für die Anerkennung seines Anspruchs zu gewinnen. 

So ist bei der Erhebung selbst w r ie in den Rechtsausführun¬ 
gen gerade das zusammengetragen, was Innozenz IV. für die 
Besetzung des kaiserlichen Amtes gefordert hatte: kanonische 
Wahl und päpstliches Prüfungsrecht, um so dem Papsttum gleich¬ 
sam mit den eigenen Grundsätzen die Hände zu binden, um 
es zur Entscheidung zu Gunsten des Kölner Kandidaten zu zwin¬ 
gen. 

Die Ausführungen im Entwurf der Bulle erweitern hinsichtlich 
aes „examen sedis apostolicae“ das Bild noch. Innozenz 111. 
und seine Nachfolger hatten die Forderung aufgestellt, daß der 
zukünftige Vogt der Kirche eine „persona idonea“ sein müsse 
Auch dem wird Rechnung getragen in der Bemerkung, daß der 
Papst den nach den angegebenen Grundsätzen Erhobenen zur Kai¬ 
serkrönung berufen müsse, wenn ihm keine persönlichen 
Mängel anhaften. 42 Dementsprechend sind auch am Schlüsse 
des Schreibens, dem die Bulle die Rechtsausführungen entnom¬ 
men hat, sowie im Wahldekret an den Papst Richards gute Eigen¬ 
schaften mit fast den gleichen Worten aufgezählt wie in den 
Wahldekreten von 1198 und 1247. 43 

Zwei Briefe aus den ersten Jahren nach der Wahl fassen 
die Erhebung Richards ynd die in ihr zum Ausdruck gekommenen 
Anschauungen noch einmal so klär zusammen, daß ihre Worte 
zum Abschluß hierher gestellt werden können. 

1259 schreibt Richard an Azz» von Este: 44 „Wie kann 
- I 

Kurfür stenkolleg 144 f. hebt in richtiger Erkenntnis des Kölner Selbständig¬ 
keitsgedankens die Ablehnung der Approbation hervor. Anders Hauck, 
Kirchengeschichte Deutschlands V, 1, 27, der sich auf eine noch zu bespre¬ 
chende Stelle stützt; s. unten Kap. III, Anm. 17. 

42. „Q. c.“ § 10: . . . si elede persone impedimenta non obvient . . . 
Dies hebt auch Krammer a. a. O. 146 hervor. 

43. „Q. c.“ § 15; vgl. unten Beilage I. 

44. B. F. 5361, Winkelmann, Aota I 455: Quomodo quis in regno iudi- 
candus est adiquod ius habere, cui nee electorum numerus vel auctoritas vel 
locus dectionis suffragatur, nec tempus nee sacerdotii oleum sanctum nee 
honoris regii coronacio nec sessio in sede nec regni possessio nec per rignum 
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man von jemandem sagen; daß er irgend ein Recht irn Reiche 
habe> für den weder Zahl noch Ansehen der Wähler* nodh der 
Ort der Waid spricht -oder die Zeit, noch des gM^tlidreo Amtes 
heiliges t?e1, noch die Krönung oi: -köjij^jdifer’jj^re,'- noch die 
Thronsetzung, noch der Besitz des Reiches,' «io&h W& betreten 
oder irgend ein Verlassen dessdbiet»,. noch'die;seinen Bewohnen» 
je ge 2 etgre Anwesenheit der königiichen Majestät - — — — 
iaurer Dinge, die d^i König' machen.,;/' , . 

Und ein Jahr zuvor schreibt ein ungenannter Anhänger Ri¬ 
chards an den P$pßi:f^ „Die vorangegangene kanonische 
Wahl, die folgende notwendige, feierliche Krönung, die von den 
4|f Getreuen und Vasallen des irrtperium geleisteten 'ScJiwii^ 1m<i 
«mpfüngeneri 'tjomagial^de, der;, rechte 

and Burgen, -die zur Kreme des Imperiums gehören, - sie ade 
;55' Richards wahre Berechtigung.“ . • • . 

Su gewinnen''.-wir das üesaroturtpif. über Richards" König- 
tum und seine rechtliche ßegriindung. Es sind in üei Tai jene 
■zwei. Momente,, die. der. Erhebung Richards ihrbesonderes Ge¬ 
präge tbid ihre bcnieulurtg^vtilje Stellung in dtir Geliebte' der 


deutschen Königswahlen ge! 

reu; das- Krönu 

ngsredht der Kölner 

Kirche und die ianohische V 

Zahl.. Eiiini;t.i ha 

heb- alle Berichte bis 

zu den Auslithnmgeu in sh 

?r .Bulle „Qm 

cehar» ; ‘ hin deutlich 

erkennen lassen, daß im. V-c 

»rdergrarad der « 

Ghsantterhebung das 

Khinuxigsrhcht des Kölner E 

i-zbischöFäständi 

hin Erfolg Konrads 


von HodisRitfcn, an Abschluß sdhet j^btiseh&n Ideen, des letzten 
Jahrzehnies. Zugleich tritt die Entstehung dieser in dem Ent¬ 
wurf der Bulle ,,Quj -.eel'wn“ erhaltenen Rcchisansdumungen in ein 
helleres Licht. Dadurch, daß' sie sich in alten Punkten mit der 
Auffassung decken, die wir bei Konraü seit 12-17 kennen, und da¬ 
durch, daß sie sich zwanglos ciiistelle.rt lassen nt die Reihe der 
Aeuftetungeo des. Erzbischöfe über seine Ansprüche, ja,, daß sie 
; gt'wisserntaßfcn .alles Bisherige tbrtitfeer zusammenfässen, wird die 
öerechtigung erwiesen, sie als erste zur WahL Richards 

hervQrzuheben und zu benutzen. Briet Richards 

an Äzso von Este zeigt, daß -schwz.$H- Jahrehack• der Wahl 
alte entscheidenden Punkte zusammoigcstelft wau-ep. 1257 hat 

Konrad praktisch die KonsegueiiZ stiher....sPb4itJ-k:- be¬ 

wußten Gegensatz m ,dejn A\aehtai»s|5rtK;'hen der Kurie" Wir wer- 

titgressit* air: ^uia^äeiimQiw'.^gfie^«* riec traiesralii negaißs pte- 

•st’flc ia preseuUfa? quiUus »>mm, que regem taci-uat . , 

45, B. F, 11421, \m But'ii'nj. ;\t. G. SS. XXVll. '4SI:. Cüiion.ca- 
decuo, q,ue precesftit, «efj»en* «toüüoio dehita ef . s&itempms, saoramems 
presnia lioinagiaque rewpta % bUebbus unperw et vasal&s, lusfa et ptem 
posÄasio civikitiün et CÄSfromifs a<i ooronam tmpeni sjseclinbum verjcveni 
horua satis ppohant. ^., 
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den nicht fehlgehen, wenn wir anneh'men, daß er auch theoretisch 
damals schon seine Anschauung niedergelegt hat in einem Weis¬ 
tum, daß ein späterer Berichterstatter an den Papst sandte, aus 
dem «dann der Verfasser des Entwurfs jener Bulle seine Beleh¬ 
rungen entnahm. 46 


2. Oie Wahl Alfons’ won Kastilien. 

Für die Anschauungen, die bei der Erhebung Alfons’ von 
Kastilien zur Geltung kamen, sind wir zunächst auf Rückschlüsse 
aus den vorhandenen tatsächlichen Berichten angewiesen. Eine 
rein theoretisch gehaltene Darlegung, wie bei Richard, gibt es 
hier nicht. Immerhin bieten die Ausführungen der kastilisChen 
Partei, die in dem Entwurf der Bulle „Qui celum“ erhalten sind, 
einen ziemlich reichhaltigen Ersatz, der — außer durch verein¬ 
zelte Bemerkungen in Briefen — noch ergänzt wird durch die 
1267 Clemens IV. überreichten Capitula, 1 in denen die entschei¬ 
denden Momente noch einmal zusammengefaßt weiden. 

Trotzdem bleibt der Verlust des durch dieses Aktenstück be¬ 
zeugten offiziellen Wahldekrets und der angeschl'ossenen Briefe 
der Fürsten an den Papst, 2 deren Inhalt und Form uns wertvolle 
Aufklärungen zu geben vermöchten, außerordentlich zu bedauern. 

Stand bei Richard das Kölner Krönungsrecht im Vorder¬ 
grund der Rechtsanschauungen, so tritt die Erhebung ATfons’ von 
vornherein unter den Gesichtspunkt der Tatsache, daß der Papst 
sie den Wählern empfohlen hatte. Damit sind ohne weiteres ge¬ 
wisse Beziehungen zu der Waihl von 1246 gegeben, und zu¬ 
gleich gewinnen wir das Verständnis für die persönliche Tätigkeit 
des Trierer Erzbischofs, der damals im Sinne Innozenz’ IV. ge¬ 
handelt hatte. 3 


46. Ich glaube also, daß diese Rechtssätze in ihren Grundzügen 1262 
bereits Vorlagen und nicht erst auf dem Tage zu Boppard gefunden wurden, 
vgl. Krimmer, a. a. O. 144. Die Schreiben von 1257^8 — vgl. vorige 
Anm. — sind beweisend dafür. 

1. Coust II 500, Nr. 307. 

2. Ebd. j§ 26. — Eine schwache Spur für das Aktenstück der Wahl 
findet sich in den „Gesta Treveroruntf* (M. G. SS. XXIV, 412), deren Ver¬ 
fasser über die Tätigkeit seines Erzbischofs zweifellos gut orientiert war 
und Einsicht in die Akten gehabt haben muß. Dorf ist nämlich der Kür- 
spruch erhalten, der zum ersten Mal für 1237 überliefert, später bei Rudolfs 
Wahl wieder gebraucht worden ist; vgL Bloch a. a. O. 281 ff. Das decretum 
electionis ist auch erwähnt im Schreiben Eberhards v. Konstanz üb. die 
Mitteüg. d. Kömgswahl an A.; Krammer, Quellen I 81 f. 

3. Vgl. oben S. 18 und 32. 
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Es sind auch hier zwei Momente 

&lS Voraussetzungen der Wahl von den Wählern..Alloos’ im Auge 
behalten werden mußten. Man rephfflfcte eininal mit ; *!&r wU-. 
zogenen Erhebung Richards und den dabei zur Gdtcmg ge¬ 
brachten Csrundsätzen. Zweitens aber war man sich auch hier 
in Erinnerung' nn ; d*« : Vorgänge von 1252 darüber klar, daß, rnochte 
auch Alexanders Untei^öt^ng sicher scin ; immerhin die Wahl • 
formell zu> rechtfertigen sei» hwihte ,um ihreAndedhtungin Deutsch¬ 
land zu verhindern. Wenn 4iekastiläsche Ptartoi jetzt trotz der 
wrangegangenen Erhebung Richards eine fteue Wahl wllaogf, 
so konnte sie sich durch Alexanders Brief für berechtigt dazu 
halten. Aber einmal geschehen, blieb das Gauae doch eine zwie¬ 
spältige Wahl, und die Kurie mußte mit ihrem Machtwort ent¬ 
scheiden. Da galt es vor dern Papst und vor der ganzen Welt 
zu beweisen, daß auch die Reehtniäßigkeit dieser Erhebung keinen 
Anstoß bot 

Und auch hier wies scTfetverstandiicher nodi als bei 
Richards Wahl, weil hier von vornherein Beziehungen zum Papste 
bestanden, - wieder das kanonische Wahlrecht den Weg. 

si<t Zeit, auf dre „unitas ncfas*‘ zu 
bertde«, verboten die Tatsachen; Sb leugnete man den Brauch, 
daß der Thron binnen Jahr und Tag m besetzen sei, rundweg 
ab, — sicher nicht ohne BereClrtigungP Der Termin com 12. 
Januar sei gar hiebt peremptorisch gefc^esi*. sondern nur zur 
Verhandlung über die Termijissetzung. Man wird wohl gewußt 
haben, daß inan damit einen ganzneJkähiJ-töo: Brauch aus dem 
kanonischen WahIverfahren dem Papste verlegtet 

Der Ort konnte allenfalls der Gegenpartei als nicht innc- 
gehalten vorgeworfe» werden, weil diese ja vor den Mauern 
Frankfurts gewählt hätte« 

Allein ausschlaggebend wurde hier ein dem kirchlichen Wahl¬ 
verfahren hingst.'.-vertranter, bei de» deutschetr Königswah! aber 
bisher nicht. Angewandter Grundsatz, Durch das Hinzukommen 
der böhmischen' Stimme war die Mein zahl der Wähler, 4. von 

4. „Q. c." § 12: • - vo»sueu«hiisni. que de oöefera'ntla^ » tenrpor* va- 
caatis imperii antra- arnium et dien» feg:»s Rcmis-swum eäeetüof» preporotur, 
ac alias orauino neganfes, 

5. Ebd. | .Hi-Iiüt jpar^ädfistMs di«* ,- non ad 

eligendufn, sei ad >artah<kun Super'rtechone htfun regis et imp«rator»s e» 
ad sussignattdam dien» ad aetebrassdarrr eieelvc«iem. caiwlem . . . extitit assigna- 
lus, — Vf), dazu .de Sonwrcote, Tractat«» de elceiionc ed. v. 

Wretsdfko i<>: . . traci.rviiiuj.s de dfeeiione futur» ponlitim facienda &»atw 

«.•ntesque dtem ad cligcndurn . . ferner Hei rar; v, Susa. Lcenura zu c. 57. 

X !, t> -a. v. non. vocakv. . . . iu-i» £i -n«C!Ut(ü\<tiei.-aa»ij^aiidk; aatuit ioiereaae, 

6. Vgi. aber oben S. 55. § 
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7 Stimtaien, auf Seiten Alfons’. Diese «.Tatsache wurde hier zum' 
ersten Male von Wählern und Gewähltem benutzt, um das Prin¬ 
zip der Majorität geltend zu machen. 

Die bewußte Uebernahme des Majoritätsprinzips aius dem 
kanonischen in das deutsche Wahlrecht ist neuerdings wieder 
mit aller Entschiedenheit bestritten worden. 7 Es soll deshalb 
hier etwas ausführlicher auf diese Frage eingegangen werden. 

„Der Majoritätsgedanke, so ist gesagt worden, hat sich bei 
den deutschen Wahlen durchaus bodenständig entwickelt.“ a In 
der Tat ist im genossenschaftlichen Handeln des früheren Mittel¬ 
afters das Mehrheitsprinzip durchaus in Geltung. Allein G i e r k e, 
dessen Werk über das deutsche Genossenschaftsrecht wir die 
eingehende Erkenntnis dieser Dinge verdanken, hat ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß die Geltung des Mehrheitswillens ur¬ 
sprünglich in dem durch die Mehrheit ausgeübten äußeren Zwäng 
ruhte, daß „der Mehrheitswille nicht als die verfassungsmäßig^ 
Erscheinungsform eines abstrakten Körperschaftswillens, sondern 
lediglich als der gemeine Wille des überwiegenden Teiles der 
Versammlung aufgefaßt wurde“. 9 Darum verlangte män auch 
regelmäßig eine überwiegende und offenbare Mehrheit Denn 
es konnte durchaus möglich sein, daß eine Minderheit zu gewichtig 
war, als daß durch den Mehrheitswillen der erforderliche Gesamt- 
wille zum Ausdruck kommen konnte. So war keineswegs der 
Mehrheitswifle gleich dem GesamtwilTen. Blieb die Minderheit 
bei ihrem Widerspruch, so kam das eigentliche genossenschaft¬ 
liche Erfordernis eines Gesamtwillens nicht zu Stande. 

Darm liegt nun der wesentliche Unterschied der Korpora¬ 
tionslehre, die uns im kirchlichen Recht entgegentritt, von der 
Anschauung des germanischen Rechts. In der korporativen Auf¬ 
fassung ist die Versammlung nicht die Vielheit der Einzelwilen, 
sondern sie hat vielmehr die Geltung einer einheitlichen juristi¬ 
schen Person. Darum wird für ihre Handlung bei Beschluß 
oder Wahl auch die — oben bereits behandelte — unitas actus 
verlangt. 10 Und darum führt die atusgebildete kanonistische Theo- 

- , i 

7. Wunderlich, a. a. O. 92H. dm Anschluß an die Anschauungen 
Lindners. In der Ablehnung’ bewußter Rezeption kanondstischer Wahür 
gehräuche tritt ihm bei B üchner, Hist. Jahrb. 36, 114. 

8. W u n d e r i i c h a. a. O. 98. 

9. Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht II, 480. 

10. Daß auch das Prinzip der „unitas actus“ eine alt angestammte 
RechtsanSobauung dm Sinn des genossenschaftlichen Handelns gewesen sei, 
sucht Wunderlich a. a. O. 94ff. ebenfalls darzutun. Er beruft sich hier¬ 
bei einmal auf das höchst gefährliche argumentum ex silentio, daß nämlich 
die Rechtsbücher des 13. Jahrhunderts es nicht erwähnen. Dann aber sucht 
er eine Stütze in dem Bericht des Bruno, de beLIo Saxonico (SS. V, 365) Uber 
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rie die Geltung des Majoritätsprinzips „auf eine juristisdhe 
Fiktion zurück, kraft welcher ohne weiteres, was die Mehrheit 
will, als von allen gewollt gelten soll“. 11 | 

Wurde so die Mehrheit ohne weiteres der Gesamtheit gletdh- 
gesetzt, so mußte sich zugleich die Forderung durchsetzen, daß 
diese Mehrheit nicht nur in der Quantität, sondern auch in der 
Qualität der Stimmen bestehe. 12 Daraus entstand die für das 
kanonische Recht charakteristische Lehre von der „maior et sa- 
nior pars“, die sich durchaus von der genossenschaftlichen Majo¬ 
ritätslehre unterscheidet, indem hier durch das Moment der mora¬ 
lischen Bewertung „praktisch das Mäjoritätsprinap unter das hie¬ 
rarchische Autoritätsprinzip gebeugt wurde.“ 13 

Diesen wesentlichen Unterschied in der genossenschaftlichen 
und der korporativen Auffassung muß man erkannt haben, wenn 
man den Majoritätsgedanken bei der Partei Alfons’ nach den 
Berichten im Entwurf der Bulle „Qui Celum“ prüft 

Wir wissen, daß schön Innozenz III. seine Entscheidung für 
Otto IV. unter anderem auch auf die zahlenmäßige Mehrheit und 
größere Würdigkeit der Wähler stützte. 14 Indessen diese Er¬ 
wägung wunde damals lediglich vom Papste und aus seiner An¬ 
schauung heraus angestellt. Bedeutungsvoll und entscheidend wird 
aber der Majoritätsgedanke bei der Wahl Alfons’. Denn hier sind 
es die Wähler selbst, die ihn ins Treffen führen. In bewußtem! 
Anschluß an die korporative Majoritätslehre konnten sie, die 
einem 1 nunmehr zahlenmäßig feststehenden Wählerkreise ange¬ 
hörten, hervorheben, daß ihre Wahl rechtmäßig sei, als von 

die Wahl' Rudolfs von Rheinfelden. Dort wird erzählt, daß einige Fürsten 
nach der Wahl ihre Anerkennung an Bedingungen knüpfen wollten. Da 
habe der .päpstliche Legat darauf hingewiesen: „ostendens eum non singido- 
rum sed ainriversorum fore regem, ut universis iustum se promitteret, satis esse. 
Diese Aeußerung des Legaten soll nach Wunder! ichs Ansicht deutlich 
die Univer sal v er bindlichkeit der Wahl im genossenschaftlichen Sinne er¬ 
weisen. Es entgeht ihm dabei völlig, daß gerade die Einzelnen hier noch den 
genossenschaftlichen Gedanken vertraten, der Legat dagegen sein Urteil von 
seinem auf der kirchlichen Anschauung, und das ist eben auf dem Korpo¬ 
rationsgedanken, fußenden Standpunkt aus abgab. 

11. Gierke a. a. O. III. 323. 

12. Ebd. 324 ff. 

13. Ebd. 235. 

14. In der sog. Deliberatio (K r a m m e r, Quellen I, 48) . . . cum ipse 
a plunibus et ddgnioribus sit electus et adhuc plures et ddgndores prinoipes 
sequanter eumdem, iuste videtur electus. Vgl. auch im Schreiben „Venera- 
bilem“: „. . . quamvis plures ex illis, qui eldgendi regem — obtinent potesta- 
tem, consensisse perhibeantur . . .“ — Auch Krammer, Kurfürstenkolleg 
1481. hebt dies hervor. 
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der maior pars, also — das heben die Ausführungen ausdrücklich 
hervor — fictione iuris von der Gesamtheit vollzogen. 1 -’ 
Und besonders bedeutsam erscheint es, daß die Berichte über 
Alfons’ Wahl auch das andere Moment hervorheben, das für die 
kanonistische Anschauung charakteristisch ist. Der Kölner Erz¬ 
bischof und der Pfalzgraf befanden sich zur Zeit der Wahl im 
Bann, der Mainzer in Gefangenschaft: darum sei, so wird immer 
betont, Alfons von der maior et sanior pars erwählt. 1 "' Man 
bediente sich also bei dieser Wald keineswegs des einfachen 
Majoritätsgedankens, vielmehr zeigt gerade das Heranziehen der 
sanioritas zur Majorität deutlich den Anschluß an die kanonistische 
Theorie. 

Gründet sich somit Alfons’ Wahl rechtlich auf einen Ge¬ 
danken des kanonischen Rechts, so fügt sich nunmehr alles Wei¬ 
tere zwanglos zum einheitlichen Bilde. Mit dem korporati¬ 
ven Handeln der Wählenden steht die Einheit der Wahl¬ 
handlung im engen Zusammenhang. Sie kam auch hier — nicht 
anders als bei Richard — in der Form der Wahl zum Aus¬ 
druck. Denn auch hier tritt uns wiederum offensichtlich die 
Form der .electio per unurn“ entgegen, die mit der Uebertragung 
des Wahlvolfzuges an den Einen, Arnold von Trier, beginn! 
und mit der Publikation und dem Konsens des Gewählten ab¬ 
schließt. 17 ' 


15. Q. c, § 14: . . . elec:ionem de ipso factam . . . fore legittimam ut- 
pote cdebratam a maiori parle ipsorum prindpum . . . krano fictione 
iuris ab omnibus... Hier gewinnt die von Mayer, Sav.-Zschr. 
34 (G. A.) 418 f. veröffentlichte Notiz aus der spanischen Quelle Siete perti- 
das (entstanden zwischen 1256 und 1265) ihren eigentlichen Wert. Dort wird 
von dem Grundsatz der Majoritätswahl in Deutschland gesprochen, eben weil 
man seine Kenntnisse von der Wahl Alfons’ her hatte. 

16. Q. c. § 12: . . . Coloniensem . . coronationem . . dare non posse 
nisi ei, qui a maiori et sarmori parte predidarum prindpum est dectus. 
Ebenso in den bereits erwähnten Capitula (a o. Anm. 1) § 10; ferner Win¬ 
kelmann, Acta I 464 (B. F. 5409): . . . qualiter dectionem de nohis ad 
imperium non solum a maiori et saniori parte prindpum Alemanme . . . 
cdebratam. Vgl. dazu 55, X I, 6: ... is eügatur, in quem omnes vd maior et 
sanior pars capituti consentit; ferner v. Wretschko a. a. O. 104. 

17. Q. c. § 11: Treverensis archiepiscopus . . . sdbi super hoc po- 
testate commissa, didum regem Castdle suo et illorum nomine pu¬ 
blice ac soUemproiter . . ..Deinomine invocato, in Romanorum regem 
et imperatorein elegit et electionem . . . . publicavit Idemque rex 
. . . electioni con sensit eidem. Vgl. hierzu den Wahlvollzug bei Rudolfs 
Wahl unten S. 79 f. Ich stütze mich für die Annahme des kanonischen Vor¬ 
bildes — das soll hier gegenüber Wunderlich a. ai O. 89 noch einmal 
hervorgehoben werden — nicht nur auf die Aehnlichkeiten in den Ausdrucks- 
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So wurde Alfons in einheitlicher Wahlhandlung - von der Ma¬ 
jorität, wie es das kanonische Recht vorschreiblt, erwählt Die 
Gegner waren trotz Aufforderung, an der Wahl teiüzunehmen, in 
ihrem „contemptus“ beharrt 18 Alfons konnte sich, und seine 
Wähler ihn als „kanonisch“ gewählt bezeichnen. 19 Mit dem 1 
Augenblick, wo er mit seinem Konsens die Wahl abschloßi, be¬ 
trachtete er sich als zur Herrschaft Berechtigter. 20 

Die Erhebung Alfons’ steht also im' schärfsten Gegensatz! 
zu der Richards. Nur die Wahl' ist maßgebend für die Rechts¬ 
folgen. Die von den Gegnern betonte Krönung und alles, was 
sie aus ihr gefolgert hatten, vor allem die possessio regni —, 
nichts von alledem konnte Richard nach der Anschauung der alfon- 
sischen Partei irgend eine Stütze geben. Denn die Krönung 
sei aus einer ungültigen Wahl heraus erfolgt; und wenn «fiel 
Wahl unbrauchbar ist, so schreibt die kanonistische Lehre vor, 
dann ist auch die Weihe wirkungslos. 21 Sonst käme man ja 

-- \ 

formen. Das Neue und speziell Kanonistische liegt vor allem im der publd- 
caitäo und dem consensus, diie der electio per umum den Abschluß geben. Vgl. 
auch unten Anm. 20. Dem Material B r e ß l a u s, Dtsoh. Zschr. f. Geschichts¬ 
wissenschaft NL F. II 130 ff. kann ich folgende beachtenswerte Bemerkung über 
die electio communis aus der Lektura des Heinr. v. Susa hinzu fügen: zu 55. XI 
6 s. v. veritatem: dicas emim, quod in hoc casu primum est: singuilaris Consen¬ 
sus, medium: potestas data aldcui, ,ut viice omni um promunciet sive eligat, 
extremum: ut ille dicat: „vice omni um eligo“. 

18. Q. c. § 11: . . . mon sine multo contemptu aliorum principum . . . 
vgl. dazu im Schreiben „Venerabilem“: absentibus aldis et contemptis . . . 
VgJ. Bloch a. a. O. 170, 1. 

19. S. lumten Anm. 30. 

20. Const II, 646: . . . electioni de se facte consentiens regnum et 
Imperium suscepit fideliter tofo posse gubernandum. Hier (tritt erneut hervor, 
wie die kanonistische Form der Wahl in der beiderseitigen Zustimmung der 
Wähler .und des Gewählten, in dem „mutuus consensus capituli et electi“ zum 
Ausdruck kam. Vgl. Bloch a. a. O. 340. 

21. „Q. c.“ § 12: Adiieoerunt preterea imunctionam, consecrationem, coro- 
rationem ac ipossessionem — quam quidem possessionem omnino megabant — 
et cetera pro parte tua inducta, cum ex electione tua, que ut preddcitiur nulla 
extiterat, secuta' fuerint, tamquam mutia, nullum potuisse tuo munimentum 
afferre aut ektsdem regis Castelle iuri preiudicium generare; vgl. dazu H. 
v. Susa, Lectura zu 28. X, I, 6 s. v. infirmanda: Quid si electus fuerit interim 
consecratus? respondes: nihilominus removebitur de episcopatu, quia cassata 
dectione cassantur omnia, quae ex ea sunt secuta. — Der Wortlaut des Be¬ 
richts zdgt, daß dem Gegnern) Richards der Wert der „possessio“ für das 
Recht wohl bewußt war. Erst rechtmäßiges Urteil eines Gerichtes konnte die 
„Gewere“ bedeutungslos machen. Darum scheint die Alfonsische Partei zu ver- 
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zu der unsinnigen Folgerung, daß der Kölner da§ Imperium ge¬ 
ben könne, wem er wolle. 

Wie gut hatte man also die Pläne Konrads von Hochstaden 
hier durchschaut, wie genau wußte man, was bei Wählern und 
der Kurie wirken würde! 

Indem also von den Wählern Alfons’ die Krönung ohne vor¬ 
angegangene rechtmäßige Wahl als bedeutungslos hingestellt wird, 
ja, ihr überhaupt nichts mehr hinzuzufugen vermag, spüren wir, 
wie uns diese Gedanken zurückführen in die Verhandlungen* 
die 1247 vor der Wahl Wilhelms geführt wurden. Damals hatte ja 
Innozenz IV. gerade seine letzte Meinung von der deutschen 
Erhebung in diesem Sinne durdhzuführen versucht, und nur not¬ 
gedrungen hatte er dem Kölner ein Zugeständnis machen müssen. 
Nun griff man zurück auf das, wozu das hierarchische System des 
großen Papstes die Berechtigung zu geben schien. Wir wissen, 
danadh konnte es nur noch darauf ankommen, daß der Papst 
dem also Gewählten die Gunst seiner Approbation bezeigte. 

Die Bitte um diese Approbation nach kanonisch vollzogener 
Wahl wäre der nächste Schritt auf dem eingeschlagenen Wege 
gewesen. Ausdrücklich bezeugt ist sie nicht Immerhin mag der 
verlorene Bericht der Wähler an Alexander IV. sie enthalten haben. 
Daß aber ein solches Gesuch trotz des, wie wir sähen, strengsten 
Festhaltens an der papalen Theorie hier nicht für unbedingt er¬ 
forderlich erachtet wurde, zeigt das Verhalten Alfons' selbst 

Als ihm eine Gesandtschaft von der vollzogenen Wahl Mit¬ 
teilung gemacht, und er sein Einverständnis erklärt hatte, über¬ 
nahm er, wie schon erwähnt, sofort die Regierung in regmim und 
Imperium 22 und urkundete von diesem Augenblick an als „rex 
Romanorum semper augustus.“ Politische Gründe waren hier 
ausschlaggebend. Eine abermalige Erklärung des Papstes zu sei¬ 
nen Gunsten, eine ausdrückliche Approbation abzuwarten, ver- 
ibbt einfach die Rücksicht darauf, daß der Gegner ohfte wei¬ 
teres sein HerrsCherrecht ausübte. Da durfte Alfons nicht un¬ 
tätig abwaiTten; er hat sich in. diesem Sinne mit den Fürsten 
geeinigt. 23 ) 

Daraus ist aber keinesfalls auf eine Opposition gegen den 
päpstlichen Anspruch zu schließen. Die Berechtigung dazu ent- 

suchen, die „possessio“ dem Papste als zu Unrecht bestehend nachzorweisen; 
vgl. oben Kap. II 1, Anm. 14. 

22. Vgl. dazu die von Mayer mitgeteilte spanische Notiz, oben Anm. 
15. Sie zeigt ebenfalls, daß nach Alfons’ Auffassung der zum König Ge¬ 
wählte sofort mit der WaM kaiserliche Gewalt hat. 

23. Capdtiula a. a. O. § 37: . . . fuit de oonsilio suorum principum etc. 
. . . quod dectione de eo oanonice oelebrata ipse scriberet et intitidaret se re¬ 
gem Romanorum semper augustum et ut rex omnia licenter et libere exercerel. 
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nahm Alfons sicherlich eben jenem Befehl Alexanders, ihn zu 
wählen. Darin lag schon die Approhation des Papstes, genau 
so wie 1246 bei der Erhebung Heinrich Raspes. 24 In diese# 
Anschauung glaubte er nur noch um 1 Berufung zur Kaiserkrö- 
nung bitten zu beuchen. 

In der Tat haben die Anhänger 'Alfons’ wenige Jahre später 
der Auffassung, die wir als grundlegend! für die Erhebung des 
Kastiliers erschlossen haben, noch einmal mit unverkennbaren 
Worten Ausdruck verliehen. Um hier die klare Erkenntnis zu 
gewinnen, müssen wir uns kurz das Verhalten der Parteien bis 
zur Abfassung der der Bulle „Qui celum“ zu Grunde liegenden 
Rechtsausführungen vergegenwärtigen. 

Alexander IV. hat, wohl wissend, welche Lage er durch* 
seinen Wahlbefehl geschaffen hatte, nirgends ausdrücklich die 
Unterwerfung ^beider Parteien unter seinen Richterspruch ver¬ 
langt. Als Urban IV. zur Regierung kam, konnte Alfons sich 
seines Vorteils, unter päpstlicher Autorität gewählt zu sein, nicht 
ohne weiteres begeben. Er mußte sein Recht behaupten, war 
also gar nicht in der Lage, die Berechtigung eines Richter- 
spruches anzuerkennen, nicht anders wie auch für Richard und 
die Kölner Anschauung eine päpstliche Entscheidung an sich 
unannehmbar war. Als dann Urban deutlich und energisch zu 
erkennen gab, daß er nicht gewillt sei, der von Alexander geschaf¬ 
fenen Lage irgendwie Rechnung zu tragen, mußten beide Par¬ 
teien sChon im eigensten Interesse nachgeben. Damals nun leg¬ 
ten sie die in der Bulle „Qüi Celum“ enthaltenen Berichte der 
Kurie vor. Und die Art, wie Sie der Kurie die Entscheidung) 
anheimstellten, zeigt wieder den ungemein charakteristischen Un¬ 
terschied in den Auffassungen. 

Richards Anhänger gaben, wie wir gesehen haben, einen 
ganz ausführlichen Bericht und suchten auf jede Weise die Recht¬ 
mäßigkeit der deutschen Erhebung nachzuweisen. Nur außer¬ 
ordentlich vorsichtig und zögernd schloß .sich daran die Ein¬ 
willigung, sich einem päpstlichen Richterspruch zu unterwarfen. 
Man sei bereit dazu, aber auf*keinen Fall dürfe durch ein solches 
päpstliches Verfahren den Rechten des Reiches und seiner Kur¬ 
fürsten zu nahe getreten werden. 25 

24. Vgi. Engelmann a. a. O. 49, Anm. 8, Bloch a. a. O. 194 f. — Kram- 
mer, Wahl und Einsetzung 70 und Kurfüretenfeolleg 151, der von einer völ¬ 
ligen Ablehnung der Approbation spricht, hat dies nicht berücksichtigt. 

25. „Q. c.“ § 15 . . . parati eramt ... pro te ac tuo nomine, tamquam 
pro rege vero ac legitimo possessore, iudicium nostrum et eodesie Romane 
subire . . . salvis setnper in omnibus et per omnia iurisdictdone, potestate, 
officio, aiuatorvtate, digndtate, honore ac Mbertate sacri Romani dmperii edusque 
prindpuro, ad quos «peoiaüter spectat Romani regds dectio. 
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Ganz anders auf der Alfonsischen Seite. In bewußter An¬ 
knüpfung an die bei der Wahl zur Geltung gekommenen An¬ 
schauungen haben hier Alfons’ Anhänger versucht, den Papst 
auf einen Weg zu leiten, der ihren und jenes Ansprüchen in 
gleicher Weise gerecht wurde. Sie haben gebeten, so heißt es 
an dieser Stelle in der Bulle, um die geschuldete Gerechtigkeit, 
die gewohnte Gunstbezeugung. Diese aber bestehe darin, daß 
der Papst bei einer Doppelwahl den von der Majorität gewählten, 
wenn ihm keine persönlichen Mängel anhafteten, als „kanonisch 
gewählt“ bezeichne und ihn König nenne, ihm seine Gunst er¬ 
weise und ihm einen Termin zum Empfang der Kaiserkrone 
setze, gleichgültig ob ein anderer sich inzwischen in den BesitS 
des Reiches gesetzt hätte. Als Beispiel führten sie die Wahlen 
Lothars und Konrads, Ottos und Philipps an und beriefen sich vor 
allem auf die Dekretale „Venerabilem“. 26 

Es steht außer Frage, in diesen Sätzen ist das Approbations¬ 
recht unumwunden zugestanden; mehr noch, in ihnen wird Ur¬ 
ban IV. der gesamte hierarchische Gedanke Innozenz’ IV. ent- 
gegengehahen. Der Papst prüft den Wahlakt und die Person 
des Gewählten; ist die Wahl kanonisch, ist die Person zu dem 
hohen Amt des „advocatus eCclesiae“ geeignet, dann nennt etf 
diesen und keinen anderen „König“. Welche Königswürde da¬ 
mit gemeint war, kann nicht zweifelhaft sein. Wir wissen, daß 
der „rex Alamanniae“ einer päpstlichen Approbation nicht mehr 
bedurfte. Es ist also der „rex Romanorum“, dessen Person und 
Wahl der Papst prüfen soll und den er dadurch, daß er ihn „rex 
Romanorum“ nennt, approbiert. 

Das aber war genau die Praxis, die Innozenz IV. bei Heinrich 
Raspe ausgeübt hatte. 27 So hatte auch Innozenz III. in der 
Bulle „Venerabilem“ seine Entscheidung für Otto ausgesprochen. 28 
Und imochte auch hier wie dort durch politische Umstände die 
Kölner Krönung eine gewisse Rolle spielen, — bei Alfons wurde 
- l 

26. jQ. c.“ § 14: . . . quando ailiqui ad Imperium in discordia prindpum 
eliguntur, sedes apostoüca illum, qud electus est a parle maion, persone äro- 
tpedömenMs oessantibus, denuntiat electum canonice ac regem 
nominal. Daß „nominale“ der technische Ausdruck für die Entscheidung 
bef einer Doppelwahl, sachlich also gleichbedeutend mit „approfoare“ war, 
wird unten in der Beilage II ausführlich gezeigt werden. — Hiernach kann 
kein Zweifel sein, daß die Ansicht Krammers, Kurfürstenkolleg 150f. 
abzulehnen ist Auch von der Einwirkung einer staubsch-imperialistischcn 
Tradition bei Alfons' Erhebung kann nicht die Rede sein. 

27. Vgl. Bloch a. a. O. 194. 

28. ... nos utique non Philippum, sed Ottönern reputamus et nomi- 
namus regem dusüta exigente. 
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ganz im ureigensten Sinne jener beiden Päpste aller NaKrhdrucfc 
wieder auf die Wahl gelegt. 

Es ist überraschend, wie hier die Oedanken der beiden Päp¬ 
ste zusammengetragen sind. Hatte Innozenz III. im: Schreiben! 
„iVenerabilem“ auf die Prüfung der Person hin Otto und nicht 
Philipp „rex Romanorum“, genannt, und hatte er weiterhin zu¬ 
gestanden, daß er diesen römischen König zum Kaiser befördern 
müsse, 29 so kam von dem andern Innozenz, der die Idee in ein 
festes System zu bannen versucht hatte, die Forderung einer ka¬ 
nonisch zu vollziehenden Wahl hinzu. 

So begreifen wir, warum Alfons und seine Anhänger immer 
wieder die Päpste auf ihre kanonische Wahl aufmerksam mach¬ 
ten. 30 Mit den eigenen Waffen des Papsttums suchten auch sie die 
Kurie zu einer Entscheidung zu zwingen. 31 

Es wird also Alfons’ Wahl ganz -im Sinne der päpstliche« 
Ideen als die einzig rechtmäßige betrachtet. Dafür ist auch noch 
außerordentlich bezeichnend, wie man die gegnerische Erhebung 
ansah. Jene hätten sich, so heißt es, angemaßt, Richard unter 
großer Nichtachtung anderer Fürsten zum „rex Alamanniae“ zu 
nominieren, eine Nomination, die doch nichts gelte. 32 Also moch¬ 
ten die Gegner immerhin mit ihrer Erhebung einen rex Ala- 
manniae geschaffen haben, — das war ja selbst nach päpstlicher 
Auffassung möglich — solange die päpstliche Autorität ihn nicht 
zum' rex Romanorum und damit zum Beherrscher des imperium 
gemacht hatte, war diese Erhebung wertlos, war ?ie, mit den 
Worten des kanonischen Rechts ausgedrückt, nichts weiter aJs 
eine Nomination, aus der keine Rechtsfolgen hervorgehen konn¬ 
ten. 33 Von sich selbst aber durften 'die Anhänger Alfons’ be- 


29. Vgl. Bloch a. a. O. 43. 

30. Besonders in den mehrfach erwähnten Capitula, auch in zahlreichen 
Briefen. Hervorzuheben: Capitula § 26: . . . dom. regem Castelle in Roma- 
norum regem, promovendum in imperatorem concorddteret cano- 
nice etegerunit; vgl. dazu: Lectura zu 28. X I, 6: s. v. Si auietn: Cum 
quaeritur, ufrum eleetio confirmanda sit — Refert, irtrum canonica sit 
et concors: et tune confirmanda est. — Nach allem kann' es nicht mehr 
zweifelhaft sein, daß die Interpretation von „canonice“ durch Lindner, Her¬ 
gang 8 f. ganz unberechtigt ist 

3h Auch an der Kurie wird man das Bedeutungsvolle an diesem Ge¬ 
ständnis der kastilischen Partei empfunden haben. Der oben Amm. 26 zi¬ 
tierte Satz wurde vollständig in die beiden Ausfertigungen der Buße „Q. c.“ 
(Epp. III 544 fl nr. 560) aufgenommen. 

32. „Q. c“ § 11: . . . presumpserunt te (R.) in regem Aleraannie — 
nominale. . . . nominationem huiusmodi attendentes penitus esse nutlam. — 
Vgl. auch Capitula § 19. 

33. Siehe unten Beilage II. 
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haupten, durch päpstliche Autorität unterstützt, eine anmutige 
und kanonische Wahl vollzogen zu haben. 54 

Die beiden Erhebungen des Jahres 1257 stehen somit an 
bedeutsamer und entscheidender Stelle in der Reihe der deut¬ 
schen Königswahlen. Werfen wir noch einmal den Blick zurück 
auf das, was wir eingangs erschließen konnten. Zwei Richtun¬ 
gen, zwei grundsätzlich verschiedene Anschauungen über die 
deutsche Erhebung waren es, aus denen im innersten Grunde 
die Doppdwahl von 1257 hervorging: hier der Gedanke, daß 
die Herrschaft auf der Krönung, dem alten Ehrenrecht der Kölner 
Kirche, beruhe, und dort der päpstliche Anspruch, der mit seinem 
Machtwort die Besetzung des Thrones zu regeln gedachte. Beide 
Anschauungen fußten auf einer langen Tradition, die dort in der 
Persönlichkeit Konrads von Hochstaden, hier in Innozenz IV. 
ihre kräftigste Verkörperung gefunden hatte. 1257 standen sich 
die beiden Anschauungsweise schroff gegenüber, und zwar so¬ 
wohl praktisch in den Erhebungen selbst, als auch theoretisch 
in den nach der Wahl entstandenen Darlegungen beider Parteien. 
Indessen keine Anschauung gelangte praktisch zu dem Erfolg, 
daß einer der Erhobenen tatsächlich anerkannter Herrscher wurde. 
Das freilich lag in den politischen Umständen, eben darin, daß 
die stammfremden Fürsten zu entscheidendem 1 Einfluß nicht ge¬ 
langen konnten. 

Allein am nachhaltigsten wurde durch diesen Mißerfolg doch 
zunächst nur der Kölner Erzbischof getroffen. Seine Anschauung 
vertrat nur sein Eigeninteresse, das im Gegensatz auch zu dem 
der übrigen Kurfürsten stand. Denn die Krönungstheorie stand im 
schärfsten Widerspruch zu der Machtstellung, die ihnen ihr eigenes 
Wahlrecht verlieh. Und mir die Gunst der Umstände, zu denen 
wohl in erster Linie auch die Abwesenheit seines alten Neben¬ 
buhlers, des Mainzer Erzbischofs, zu, rechnen ist, gab Konratf 
von Hochstaden die Möglichkeit, überhaupt den Versudi zu wagen, 

Ganz anders lagen die Verhältnisse für das Papsttum. Ge¬ 
rade weil es auch Richard nicht gelang, sich chirChzusetzen, be¬ 
hielt es fetzten Grundes das Heft in der Hand. Es konnte hoffen, 
für die Durchsetzung seines Anspruches einen günstigeren Augen¬ 
blick zu erlangen. So ist es auch von hier aus zu verstehen, daß 
Alexander IV. nicht den Versuch wagte, den mit dem Wahlbefehl 
zu Alfons’ Gunsten betretenen Weg weiter zu gehen. Seine Sache 

r 

34. Auch hier sei noch einmal hervorgehoben, daß, ähnlich wie au! 
Richards Seite, die Ueberlieferung trotz ihrer Dürftigkeit uns da geschlosse¬ 
nes Bild der Anschauungen gibt. Alfons’ Wahl 1257, die Anschauungen, die 
1263 in der Bulle „Qui celum“ hervortreten, die 1268 dem Papste erneut ein- 
gerdchten Gesichtspunkte — sie zdgen immer wieder den dieser Wahl' zu 
Grunde liegenden einheitlichen Gedanken. 
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an die eines aussichtslosen Kandidaten zu knüpfen, hätte dem 
päpstlichen Machtanspruch schlecht gedient. 

Allein einen inneren, mehr unbewußten Erfolg hatte das 
Papsttum bei beiden Wahlen doch errungen. Die besondere Be¬ 
deutung der Doppelwahl von 1257 liegt darin, daß hier die 
Anschauungen über die deutsche Königswahl, die neben der zu- 
sammengebrochenen weltlich-imperialistischen Idee der Staufer¬ 
zeit in Theorie und Praxis sich geltend gemacht hatten, zum Aus¬ 
druck kamen. Die päpstlich-klerikale Anschauung war daran am 
nachhaltigsten beteiligt. Was Innozenz III. einst als Kampfmittel 
gegen die weltliche Macht ersonnen, was Innozenz IV. im Streit 
mit den staufischen Herrschern in ein System gebracht hatte, hier 
trat es zum ersten Mal in Erscheinung. Bedeutende Geister kleri¬ 
kaler Bildung hatten die Führung, sie übertrugen die innozen- 
tischen Ideen auf den Kreis der Kurfürsten, der sich ihnen in 
seiner nunmehr vollzogenen Abgeschlossenheit als eine Korporation 
darbot, bei der die Anwendung kanonistischer Normen es ihnen 
möglich machte, hier wie dort ihr vermeintliches Recht scharf zu 
formulieren. Die Frage für die Zukunft war: wie würde das 
Papsttum diesen geistigen Erfolg zu seinen Gunsten ausnutzeln? 
Wie sollte sich die deutsche Auffassung mit dieser neuen An¬ 
schauung abfinden? Damit sind demnach bereits gewisse Richt¬ 
linien für die Beurteilung der Wahl Rudolfs von Habsburg ge¬ 
geben. 
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Drittes Kapitel 

Die Thronfrage und der päpstliche MachMfcspruch. 
in den Jahren 1258—1268 

Gegen den auf dem Braun Schweiger Reichstage von 1252 zu¬ 
letzt zum Ausdruck gekommenen Gedanken, daß, die Herrschaft 
im Reich nur auf der einmütigen W]ahl der berechtigten Fürsten 
beruhe, waren in der Doppelwahl von 1257 die beiden anderen 
Anschauungen über die Erhebung des rex Romanorum aufge¬ 
treten. Konrad von Hochstaden, der Vertreter der Krönungstheoriev 
scheiterte, wie wir bereits andeuteten, mit seinen Plänen daran, 
daß es 'Richard nicht gelang, alleiniger und allgemein anerkannter 
Herrscher zu werden. Ja, wir haben sogar Anzeichen dafür, daß 
er bereits bei der Erhebung Richards auf einen Widerstand stieb, 
über den ihn die Tatsache, daß er bei der Wahl allein mit dem 
Pfalzgrafen zu arbeiten hatte, zunächst hinweggeholfen zu haben 
schien. 1 

Wir erwähnten schon, daß, die Abwesenheit des Mainzer 
Erzbischofs es Konrad besonders leicht gemacht hatte, seine An¬ 
sprüche zur Geltung zu bringen. Indessen bereits bei der Krö¬ 
nung Richards war der Mainzer wieder Zugegen. Es war die 
Frage, ob er sich ohne weiteres den Ansprüchen des Kölnern 
fügen würde 

In der Tat scheint es vor der Krönung zu Auseinandersetzun¬ 
gen gekommen zu sein. Wir besitzen einen in der Chronik des 
Matthäus Paris erhaltenen Brief Richards an seinen Seneschall, 
in dem er diesem über seinen ersten Aufenthalt in Deutschland 
und seine Krönung berichtet. Darin ist er des Lobes voll über 
den Erzbischof von Mainz, der mit seinem Siege bei Boppard 
Über die Gegenpartei die Krönung erst ermöglichte. In Aachen 
sei der Mainzer zu ihm gekommen, und dort habe er in Anwesen¬ 
heit jenes und des Erzbischofs von Köln sowie vieler andrer 
geistlicher und weltlicher Fürsten und Herren auf dem Stuhle 

- v 

1. Ich rücke diese Ausführungen erst hierher, da es oben bei der Er¬ 
hebung Richards darauf ankam, den Standpunkt des Kölners, wie Konrad von 
Hochsladen ihn 1257 vertrat und m dem in die Bulle „Qui cehwn“ angenom¬ 
menen Weistum zum Ausdruck brachte, scharf hervortreten zu lassen. 
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Karls des Großen des Heiligen Römischen R ei dies Szepter und 
Krone empfangen. 8 

Es ist überaus auffallend, wie in diesem offenbar unter dem 
frischen Eindruck der Ereignisse geschriebenen Brief die Persou 
Konr^ds von Hochstaden zurucktritt. Der Mainzer wird wieder¬ 
holt und lobend, der Kölner nur einmal und beiläufig mit jenem 
zusammen erwähnt. Und zwar grade bei der Krönung ist in keiner 
Hinsicht einer bevorzugten Tätigkeit des Kölners gedacht. Nach 1 
jenem Weistum in der Bulle „Qui celum“, wo die Krönung - als 
ausschließliches Vorrecht des Kölners hingestellt wurde, 3 soJWe 
man erwarten, daß dies bei der Krönungsfeier auch deutlich zum 
Ausdruck kam', insbesondere wo doch Richard in erster .Linie 
seine Erhebung überhaupt dem Kölner Erzbischof verdankte. Ri¬ 
chard hat aber nach seinem Bericht in keiner Weise den Ein¬ 
druck gehabt, daß er die Krönung vorzugsweise aus Konrajds 
Hand entgegennahm. { 

So scheint der Schluß berechtigt, daß schon hier bei der 
Krönungsfeier in Aachen Konrads Pläne nicht zur Vollendung 
gelangten, daß er sich zum mindesten mit dem Mainzer in die 
Tätigkeit bei Krönung und Thronsetzung!* teilen mußte. Oder 
man könnte auch .annehmen, daß die anwesenden Fürsten im 
Gegensatz zu den Ansprüchen des Kölners alles Gewicht auf die 
durch sie insgesamt zu vollziehende Thronsetzung legten und! 
diese Anschauung durdhzusetzen verstanden. Jedenfalls die Er¬ 
hebung Richards hatte für den Kölner Erzbischof nirgends den 
gewünschten Erfolg. Es war ihm nicht gelungen, unabhängig 
von seinen Mitwählem und [unabhängig von der Kurie dem Reiche 
“inen Herrscher zu geben. 

Und grade dies Scheitern der konkurrierenden Krönungs- 
iheorie Konrads mußite die Stellung des Papsttums wieder in 
den Vondeigrund schieben. Ja, das Papsttum 1 , für das die Tradi¬ 
tion eine lebendige Kraft zu sein niemals aufgebört hatte, konnte 
- i 

2. B. F. 5295, SS. XXVIII, 372!. . . . idem arohiepiscopus Maguntinus 

apud Aquisgranum adi presentiam nostram vendt; ubi in festo ascensionäs 
dominäoe, ipso et archiepiscopo Col. presentibus multisque episccxpis etc., in 
sede Magni Karoli. cum soMempaitate, qua deeuit, . . . sacri Romani regnä 
oeptrum recepimus et coronam.- 

3. Es sei hier noch bemerkt, daß, wie Krammer, Kurfürs'.enkoUeg 
147 richtig bervorhebt, sogar die inthronizatio, die bisher von der Gesamtheit 
der Wilder vollzogen wurde, im Bericht über Richards Krönung (Q. c. § 9) 
als vom Kölner vollzogen hingestellt wird. Bei der Krönung Rudolfs von 
Habsburg wiederholte sich der Konflikt mit dem gleichen Ergebnis zugunsten 
der Inthronisation. S. unten S. 81 L 

4 Die „sessio in sede“ ist übrigens auch in dem oben Kap. II 1, Awn. 

44 zitierten Brief Richards aus dem Jahre 1259 erwähnt. 
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die durch die Doppelwahl geschaffene Lage erheblich zu Gunsten 
seiner Machtansprüche ausnutzen. Allein Alexander IV. war kein 
Innozenz. Das Genie des letzteren hatte fast durchweg nach seinen 
Ideen die Politik der Kurie orientieren können. Unter seinen* 
nächsten Nachfolgern wurden die äußeren politischen Umstände 
fast immer mächtiger als die Wahrnehmung prinzipieller An¬ 
sprüche. . 4 

Sicherlich — grundsätzlich aufjgegeben wurde nichts, aber 
der Verfolg des hierarchischen Gedankens mußte zurücktreten 
vor den notwendigen Maßnahmen, die die furchtbare Bedräng¬ 
nis der Kirche in Italien selbst erforderte. So treten neben che 
Frage nach der Entwicklung und Gestaltung des päpstlichen Macht-, 
anspruchs während der sechziger Jahre immer wieder die Augen¬ 
blicksmaßregeln im Kampfe mit den letzten Staufern, vor alerh 
die Regelung der sizifischen Angelegenheit. 

Für das Papsttum war die sizifische Frage eine Lebens¬ 
frage. Es ist bekannt, daß Innozenz IV. alle Kraft daran gesetzt 
hatte, sie zu lösen. 5 Im Kampfe mit ,Konrad IV. hatte er schon 
die ganze Politik seiner Nachfolger vorbereitet. Die Hülfe Eng¬ 
lands, dann Karls von Anjou wurde nachgesucht. Der Tod Kon- 
rads steifte den Papst bereits dicht vor den endgültigen Besitz 
Siziliens. Allein des neuen Gegnern, Manfreds, wurde er nicht 
mehr Herr. Innozenz starb, und Manfreds Macht stieg empor. 

Alexanders IV. Maßnahmen bewegten sich auf den Bahnen 
seines Vorgängers. Das Jahr 1255 brachte einen erneuten Ver¬ 
trag mit England, der Heinrichs Sohn Edmund zum Herrn Si¬ 
ziliens einsetzte. Allein die englische Hilfe blieb trotzdem so 
unzureichend, daß Manfred bereits in den nächsten Jahren sich 
des ganzen Reiches bemächtigen konnte. Gerade das Jahr der 
Doppelwahl bedeutete für das Papsttum die größte Bedrängnis, 
die Gefahr völliger Umfassung von Norden und Süden her. 

Man sieht, dieser Zwang der äußeren Umstände mußte für 
die Entscheidung in der deutschen Thronfrage maßgebend werden. 
Als Alexander die Wahl Alfons’ befürwortete, hatte er in jenem 
den erwünschten Vorkämpfer gegen staufisclie Ansprüche m Ita¬ 
lien erblickt. Allein die politische Lage zwang ihn hier zu einer 
neuen Stellungnahme. Er mußte die geschehene Doppelwahl wirk¬ 
lich als eine solche ansehen, für die eine neue Entscheidung» 
bei ihm lag. Der einstige Wahlbefehl wurde stillschweigend über¬ 
gangen. Alexander stellte sich auf den Standpunkt, daß er einen 
der Gewählten approbieren müsse. 6 


5. Vgl. für das Folgende: Rodenberg, Innozenz IV. und das Königreich 
Sizilien (1892). 

6. Schreiben an Pavia, Epp. III 455, Nr. 493: . . . quodque in regem 
vel in imperatorenn Romanorum illum recipient, quem apostoücae sedis pro- 
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Eine einfache Zurückweisung Richards, als des nicht päpst¬ 
lichen Kandidaten, hätte einen Broich mit der englisch-sizilisdien 
Politik bedeutet, die Innozenz IV. noch am Ende seines Lebens 
wieder aufgenommen hatte« Andrerseits lag in einer Begünstigung 
Richards eine der vorsichtigen Politik deir Kurie nicht entsprechende 
Stellungnahme zum französisch-englischen Konflikt. Frankreich, 
das Alfons’ Kandidatur begünstigt hatte, mußte dadurch verletzt 
werden. Die geradezu verzweifelte Lage der Kurie klärte sich 
gegen Spätsommer 1258. Der eben abgeschlossene französische 
Friede machte die Kräfte König Heinrichs für eine sizilische 
Unternehmung frei. Neue Verhandlungen mit Papst und Kar¬ 
dinalen wunden angeknüpft.’ 7 Alexander begann allmählich zu 
Richard zu neigen. 

Eine Romfahrt Richards konnte in der Tat die deutsche 
und die sizilische Frage 'mit einem Schlage lösen. 8 Bereits im 
März 1259 schrieb Alexander ins Reich, daß er Richard vor 
allen den Vorzug gäbe. 9 Vollends die Beglaubigung Walters 
von Rogate an Richard und der Brief an Konrad von Köln 
zeigen die Sinnesänderung des Papstes. 

Denn auch Konrad von Hochstaden hatte im Jahre vorher 
seinen Frieden mit der Kurie gemacht. Es ist anzunehmen, daß 
dabei die Thronfrage nach der prinzipiellen Seite hin zur Sprache 
gekommen war. Jedenfalls geht ein Eingehen des Papstes auf 
den Standpunkt des Erzbischofs aus den Berichten klar hervor. 
Konrad, 1257 um den Ertrag seiner Bemühungen betrogen, mochte 
hoffen, im Einvernehmen mit der Kurie seinen Anspruch durch¬ 
setzen zu können. Er befolgte (Limit nur die gleiche Politik, 
die ihn schon einmal, 1247, mit Innozenz IV. geeinigt hatte, 
als es sich um die Erhebung Wilhelms von Holland handelte. 10 
Auf der anderen Seite gewann Alexander mit der Anerkennung 
der Aachener Krönung als eines notwendigen Faktors zur rech¬ 
ten Erhebung des römischen Königs ein gewünschtes Mittel, die 
Annahme Richards und die Zurückweisung Alfons’ rechtlich be¬ 
gründen zu können. Ob Konrad sich nunmehr auch zu einem 
Zugeständnis des päpstlichen Approbationsrechtes bequemte, geht 


visio approbabit. — Unter gleicher Bedingung Lösung der Pisaner vom Bann: 
B. F. 9100. 

7. Vgl. Maubach a. a. O. 77 ff. 

8. Vgl. für das folgende Otto, Alexander IV. und der deutsche Thron- 
streit, M. I. Oe. O. XIX, 75ff.; hier S. 84. 

9. So im Schreiben an Aachen 14. März 1259, Quix, Codex Aquensis II, 
126: ... ad assequendam taute dignitatis preminentiam ceteris mundi princi- 
pibus ad hoc idoneis penitus preferamus; ferner Lüb. Urkundenbuch 1, 233, 
vgl. unten Beilage 1. 

10. S. oben S. 4 
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nicht aus den Quellen hervor. 11 Es ist aber durchaus wahrschein¬ 
lich, daß er diesen Preis zahlte in dem Augenblick, wo er sich 
mit der Kurie wieder ausgesöhnt hatte und seinem Krönungsrecht 
die Stütze päpstlicher Anerkennung gewann. 

Jedenfalls, was einst als Richards vornehmste Stütze gegol¬ 
ten hatte, Knönung in Aachen und Besitz des regnum Aleman¬ 
nia e, das nahm Alexander nunmehr als Waffe gegen Alfons 
auf. Der Kölner galt ihm jetzt als „Grundpfeiler und Säul? der 
Erhebung Richards.“ 12 Diesem gab er von jetzt ab die Bezeich¬ 
nung „erwählter und gekrönter König.“ 13 Und wenn wir dem 
Bericht des Matthäus Paris trauen können, so gab Alexander auch 
Alfons einen nicht mehr mißzuverstehenden Bescheid: er möge 
Zusehen, daß er erst zum rex Alemanniae in rechter Weide 
gewählt und in Aachen geweiht und gekrönt sei. Dann erst 
könne der Papst entscheiden. 14 


11. Vgl. unten Atun. 17. 

12. Font. rer. Austr. a. a. O. S. 124 Nr. 11 . . . cum etiam tu sue pro- 
mocionis principalis basis et columpna exliteris singularis. 

11 'Beglaubigung dies Waller von Rogate an Richard: fontes rer. Austr. 
XXV, 2, 119, Nr. 9 (B. F. 9196). Vorher war Richard für den Papst nur 
„a»nes Cornuibie“. Epp. III, 421, Nr. 458. 

14. Matthäus Paris (SS. XXVII, 382) überliefert, angeblich aus einem 
Schreiben Alexanders, folgenden Wortlaut: . . . quod hic processus et ordo 
competens et consuetudo ab antiquo approbata et usitata, ut regnum Aleman- 
nde sit quasi arra imperii, dignitas preambiia et possessio primiitiva. Ela- 
boret igutur dominus vester rex iliustris Hispanie prudenter et potenter pri- 
mkus, ut a dero et nobildbus Alemannie, ad quos ius spectat eLecüonis, in 
regem Alemannie rite electua, apud Aquisgrani, uit antiqua consuetudo est, 
consecretur, in regemque solempniter coronetur. Ganz ähnlich läßt Matthäus 
(S. 369) Konrad vcn Köln im Dezember 1256 Richard mdttedien, ut intrepidus 
regnum Alemannie, quod regnum Romanorum, eo quod sit quasi arra ad 
Imperium Romanorum adquirendum, dkitur, intret. Auf den ersten Blick 
ist man versucht, hier die wörtliche Annahme des Oleichnisses von der arra, 
dem Handgeld, das Konrad gebraucht haben soll, durch den Papst zu ver¬ 
muten. Allein das Gleichnis scheint doch Eigentum des Matthäus zu sein, 
der es schon zum Jahre 1243 benutzt (S. 416: ... in regem Alemannie quasi 
in arram imperii virum degantem elegerunt). Immerhin sachlich ist das 
richtige getroffen, wie u. a. der Brief des Papstes aus dem Jahre 1260 (s. u. 
Atun. 19) zeigt: ... de regni iure, quod imperialem conseenderadi celsitudinem 
gradum ponit — —. Allerdings ist festzuhalten, daß der Kölner wirklich 
den rex Romanorum schaffen woHte, während der Papst mit der Erhebung 
in Deutschland tatsächlich nur Herrscherrechte im Gebiete des regnum Ale¬ 
manniae (Theotoniae) zugestehen wollte, indem er erst durch seine Appro¬ 
bation aus dem electus rex Romanorum den rex Romanorum mit dem Rechte 
imperialer Waltung schuf. Matthäus Paris gebraucht die Titd rex Alemanniae 
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Die Lage war affsb ähnlich wie 1198. Audi da war die Krö¬ 
nung sn Aachen zu Gunsten des päpstlichen Kandidaten ange¬ 
führt. Und ganz in dem Sinne, wie damals Otto IV. aus dem 
„examen personae“ als der würdigere hervorging, hob nun auch 
Alexander Person und Verdienst Richards mit den bekannten, v 
für die Wahldekrete und päpstlichen Entscheidungen stereotyp 
gewordenen Ausdrücken hervor. 15 Somit war für die päpstlidie 
Entscheidung zu Gunsten Richards alles vorbereitet. 

Allein die erwartete englische Hilfe büöb wiederum 1 aius, 
die drohende Wehlage, vor (allem die Tartarengefahr, ließ) eine Ver¬ 
feindung mit dem Kastilier unklug erscheinen. Das Jahr 1260 zeigt 
Alexander IV. in die Haltung völliger Neutralität zurückgekehrt 16 
Weil die augenblickliche Lage es nicht zuließ, sich für einen 
Kandidaten auf Kosten des anderen zu erklären, so setzte sich 
Alexander mit der — den Kenner der Grundsätze kurialer Poli¬ 
tik kaum mehr befremdenden — Leichtigkeit über che vorüber¬ 
gehende Gunstbezeugung für Richard hinweg. Mochte immer¬ 
hin von 'beiden Parteien die endgültige Approbation 17 verlangt 

und rex Romanorum, wie aus zahlreichen Stellen hervorgeht, durcheinander 
und ohne einen Unterschied zu kennen (z. B. S. 357, 367, 369, 372 u. ai.). Bei 
K ramm er, a. a. O. 132 f., der die Aeu Gerungen bei Matthäus in ihrer Be¬ 
deutung für Konrads Anschauungen untersucht, ist die unterschiedliche Be¬ 
deutung der beiden Titel völlig verwischt. 

15. Font, rer Austr. a. a. O. S. 120: . . . considerantes etiam, quod fuästi 
semper ecdesiaruni amator precipuus et defensor singuläris ecclesiastice liber- 
tatiis, adletha fortissimus katholice fidei ac pugiil, iusticie gubernator .... 
Ebd. S. 124/5: Nam fide preclarus, devocione precipuus et insuiperabili virtu- 
tum armatura munitus, . . . propugnator ecclesie inclitus üactus . . . Unde 
dignum est, ut eodesia eadem ilium, quem priusquam ad apicent ddgmtatis 
iam assumpte conscenderet tot cognovit virtutibus presignitum, tot ornatum 
graciis, totque meritis decoratum, in advocatum sibi et defensorem assumaL 
Vgl. Johann von Lübeck an den Rat v. Lübeck 1260 in dem oben Anm. 9 
erwähnten Brief. — Das waren ja die Eigenschaften, die Alexander selbst 
von dem Vogt der Kirche verlangt hatte, s. oben Kap. I 2, Anm. 7. VgL auch 
die Zusammenstellung ähnlicher Wendungen in den Wahldekreten, unten Bei- 
läge I. 

16. Vgi Otto a. a. O. 78 ff. Den Zeitansatz Ottos bestätigt Hauck a. a. 
O. 32, Anm. 4 

17. Const. II 517, Nr. 402 (Nach Otto a. a. O. gehört dieser Brief nicht 
zum Jahr 1258 sondern 1260.) Utrimque dumtaxat a nobis gratdficans favo- 
ris approbatio postulater. An dieser Stelle, also wo der Papst sich mit Kon- 
rad von Hochstaden versöhnt und schon mit Richard näher verhandelt hatte, 
ist die Bemerkung auch für den Engländer verständlich, nicht aber beweis¬ 
kräftig für eine Approbationsbitte Richards unmittelbar nach der Wahl; vgl. 
oben Kap. H 1, Anm. 41. 
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werden. Alexander wählte den sicheren Mittelweg": 18 weil von 
beiden ein päpstliches Geridit abgelehnt werde, könne eine Ent¬ 
scheidung noch nicht gefällt werden. 

-Welche besonderen Pläne der Papst hatte, als er den Thron- 
streit wieder auf den Rechtsweg wies, 19 läßt sich nicht fest- 
steilen. Allem weiteren üb erhob ihn sein bald darauf erfolgender 
Tod (Mai 1261). 

Als Urt»an IV. die Regierung übernahm, stand die ganze 
Angelegenheit auf demselben Punkt wie 1257. Der neue Papst 
stammte aus dem Kreise Innozenz’ IV., dem er wahrscheinlich 
schon auf dem 1 Lyoner Konzil näher getreten war. 20 Von ihm war 
er 1251 mit einer Gesandtschaft an die deutschen Fürsten be¬ 
traut worden, um sie für die Anerkennung Wilhelms von Holland 
zu gewinnen. 21 Mit den deutschen Thronverhältnissen mag er 
also nicht weniger wie mit den Ideen Innozenz’ verbaut ge¬ 
wesen sein. 

Urban erkannte mit klarem Blick die Gefahr in Italien. Dar¬ 
nach orientierte er seine Politik. Selbst ein Franzose von Ge¬ 
burt, griff er auf einen Plan zurück, den schon Innozenz IV. ge¬ 
hegt hatte. Gleich nadh seinem Amtsantritt begann er die Ver¬ 
handlungen mit dem französischen Hofe. 22 Karl von Anjou sollte 
der Retter der Kirche .werden. So ist Urban recht eigentlich der 
Oiganisator des erfolgreichen Widerstandes gegen die Staufer 
geworden. Mit neuen Mitteln suchte das Papsttum zu seinem 
alten Ziel zu gelangen, der Lösung aus der tödlichen Umschlin¬ 
gung von Nord und Süd. 

In der deutschen Thronfrage bedingte der System\vechseJ 
Urbans hinsichtlich der' sizitischen Abgelegenheit eine ganz andere 
Stellungnahme. Der Bruch mit der Politik Alexanders, die Löl- 
sung von .den englischen Interessen Heß ihn den Parteien ganz 
imbefangen gegenübertreten. Damit aber war zugleich die be¬ 
deutsame Möglichkeit gegeben, hier wieder die hierarchische Idee 
in ihrer reinen Form zur Geltung zu bringen. 

Urban, der auch in seiner inneren Kirchenpolitik erfüllt war 
von der überragenden Bedeutung der päpstlichen Gewalt, 23 hat es 
verstanden, dem Thronstreit die form eines Prozesses zu geben, 
in dem das Papsttum £ls alleiniger und endgültiger Richter über 


18. E4xL S. 519: . . . tutum medium eügentes responsum ad petita sus- 
pendimus. 

19. Bbd. S. 516: ... de regni iure, quod imperialem oonszendenda cedi- 
situdinem grad um ponit, prius initer disoeptantes esset ddrimenda coro- 
tentöo, quam oompetiüoniia palma unius voto cum alterius scruspuJo reforenda. 

20. Vgl Sievert, das Vorleben Urbans IV., 20 ff. 

21. B. F. 8325; vgl Sievert a. a. O. II, 4i, und Bloch a. a. O. 235. 

22. B. F. 9324; vgl Kampe, Urban IV. <imd Mantned 17 ff. 

23. Haiudt a. a. O. 381 
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Innozem IV. ,4i , e:;F^J^'.t‘iei^' auf* 
.g'cstdH hatte RcchünäiiigkeH der Wahl und Eignung der Per- 
Sdhlichiteit miissen g^prüt^ v^grdcag darnach wird cii*. Entscheidung* 
gelallt . 

I» dm grssten bekler? Jahren der■ Regierwnjg^ Urbws ruht-» 
der :Prt»z.di • vor der Kurie, .sicherlich infolge der itahenisehen 
PdlitiH;, Wohl Iigtten ijch beide Karalklafett gleich ~.m 4m} Rapst 


aber beide erhielte*?' eure runde ZunidaceisUflg. Die 
E«fi>ci>enJu)ig der Sache sa auf dein 'Rechts*'«'»: zu suchen.'-'* 
Und l,<.iu<-sial)s könne eh» äciidijfts Verfahren eröffnet werden* 
Ipaoge beide Parteien sich den» päpstlichen .Gericht...nicht t*r>» 
Verwerfen' Will Herr. ^ Wir irahen bereite gesehen, wag Urbrui es 

’. ■■ "L JI.VJ '■ Jf.'-'.- j .Cg dT. ■: r * »’. '..C . fc .. - * .» « OKä 2 «I '• 



ging- die völlige QlgichsteBung < 
Pa^teren.^ ;d Wnr : also die Er|&t$telluiig tn ■ äst ■‘ffierf&.r 

1 . » • i» d . 2 -i. fr • i - _ _ ■. _ zjt ■ ' • t: . . . ' ‘__ 2 ' 


.;$<•: Kölner Krönung kaum mehr zu Richards Qunsitm hervor- 



g; Diesen w;H der Papst: vonnun an beide» gehen, bis 
Euteeliddung gefehlt ist.-*' 

Allem der frühe Tt»4 ■ (Oktober ' 1254} hat den Papst ge- 






M An I leinrieh von England April I2t»2; & Hcet . . . pro parit mulla 
.“ ■ij jf iui-.cvnt pmpoJia, que dictum iiegociiim contmgfcbaTtf, tarnst! i u r i«' 
<! \ .vt'ifj s i o n i reMjiquinüfei, quod detrtmhiaw' rn>ri 



dtetü-m 

26. S. oben S. 5ÖC ) gV 

27. Epp. 1)1 VII Nr. 558: nee debd shUu* pendent i> »tegohi euw alrer- 
utrius paihs pneiuducio irrmjuiart. 

23i Lhd. 550 Nr, 501: Der Titel mache ihr die Rechtstrag?. pichte auV 
dosec ti.e ipso« iuris inmlis fipatiter pplear ev docealur aparte, in cintte per¬ 
sona eiset) dfscnpbö cum giert i d» i % v e r i i a t e concurrat. •■ — " 
So verlangte es audi das kanonische Recht, , vgl. unter! Beilage .1, 

20. A'gl <fc<c kanottjiti;sehen Belege über die ' Wertung der Weihe oben 
Kap. H 2. Ah«!, 21, 

30. Epp Itt V50 Nr. 561: . . . dedionis, ex qaa si tarnen slt le^itutiag 
vus solet aoquirh 

31. Ebd 541 Nr. 558. 
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hindert, sein Werk zu krönen. Seine Bedeutung liegt also nicht 
nur in der weltgeschichtlichen Wendung der päpstlichen Politik 
in die französische Richtung, sondern auch darin, daßi er dem 
päpstlichen MaChtanspruch noch einmal wieder die ursprüngliche 
Fassung gab, wie Innozenz IV. sie aulgestellt hatte. Das ist 
für die Entwicklung der hierarchischen Idee bis zu Bonifaz VIII. 
hin nicht ohne Bedeutung geblieben. 

Clemens IV. war ebenfalls Franzose. Urban hatte noch 
selbst den als hingebungsvollen Diener der Kirche wie als ge¬ 
wiegten Staatsmann und Juristen gleich bekannten Mann zum 
Kardinal gemacht. 32 So konnte der Wechsel der Personen diesmal 
keinen Wechsel der Politik bedeuten. 

Auch mit Karf von Anjou seit langem vertraut, vollendete der 
neue Papst in kurzer Zeit das Werk Urbans. Karl wurde epdl- 
gültig mit Sizilien belehnt (Juni 1265). 33 Wir wissen, daß er 
kaum in Jahresfrist die ihm 1 gestellte Aufgabe, Manfred zu ver¬ 
nichten, glänzend gelöst hat. 34 

Der letzte Papst war auch in der Thronfrage Clemens’ Vor¬ 
bild. Je länger die Entscheidung herausgeschoben war, desto 
schwieriger war die Lage der Kurie geworden. Dieser Verschlep¬ 
pung war es nicht zuletzt zu danken, daß die staufische Partei, 
deren Spuren wir bei der Wahl' von 1257 vergeblich Süchten, 
wieder ihr Haupt erhoben hatte. 

Schon unter Urban IV. war in Deutschland der Plan aufge- 
taucht, dein jungen Konradin durch eine Neuwahl die Krone 
zu verschaffen. Der Gegnerschaft Ottokars von Böhmen Und dem 
eneigisChen Wahlverbot des Papstes war dieser Gedanke unter¬ 
legen. 35 Mit ungleich größerer Werbekraft trat er während der 
dreimonatlichen Sedisvakanz wieder in Erscheinung. 36 Nach Man¬ 
freds Ende vollends zählten auch die gesamten Ghib'ellinen Itah 
liens zu Konradins Anhang. 

Die Lage der Kurie gestaltete sich schwieriger denn Ije: 
die augenblickliche Gefahr war noch nicht beschworen, ane 
neue bereits im Anzuge. Da bedurfte es einer energischen Zu¬ 
sammenfassung aller Machtmittel, die dem Papste zu Gebote 
standen, und zugleich des Beweises ihrer Wirksamkeit vor aller 
Welt. 

Clemens IV. hat nichts unversucht gelassen. Die politische 

_ ( 

32. Vgl. Maubach a. a. 0. 91 ff. und Heidemann, Gemens IV. 83 ff. 

33. B. F. 9537 a, 9601. 

34. Vgl. die Darstellung der letzten Kämpfe Manfreds bei Bergmann, 
König Manfred von Sizilien, Heidelberger Abhandlungen Heft 23 (1909). 

35. Epp. III «6-8 Nr. 520/1. 

36. Vgl. Hampe, Konradin 55 ff. 
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Notlage des Papsttums hat. ihn zu einer weit schärferen Be¬ 
tonung des päpstlichen Machtgedankens geführt, als dies bei 
seinen Vorgängern der Fall war. Dahin gehört der Versuch 
gleich am Beginn seines Pontifikats, den Thronstreit auf einem' 
andern Wege zu beenden. Richard war damals gefangen in 
England, gegen Alfons hat der Papst seine Abneigung überhaupt 
nie verhehlt. Das führte ihn damals, zurückgreifend auf die Ge¬ 
danken Innozenz’ IV. zu dem Plan, durch päpstliche Provision 
einen geeigneten dritten Herrscher zur Krone zu berufen. 37 Bei 
einem Versuch, Alfons zu frdwilligqm Rücktritt zu bewe¬ 
gen, hat er es deutlich ausgesprochen. 38 Später hat er 
auf deutsche Beschuldigungen hin zwar seine Absicht geleugnet^ 
seine Berechtigung dazu aber doch auch nicht in Abrede ge¬ 
stellt 39 NoCh 1267 dachte er zweifellos daran, die Thronfragje 
auf diese Weise zu lösen. Er hat um den Rücktritt Alfons’ zu 
erzwingen, sich nicht gescheut, wieder dem Vorbild Innozenz’ IV. 
und Alexanders IV. zu folgen und die Aachener Krönung Alfons 
gegenüber als unumgänglich notwendig hinzustellen, 40 ohne aber 
auf der anderen Seite an eine Approbation Richards zu denken. 
Der drohenden Erhebung Konradins setzte er ein gleich 
scharfes Wahlverbbt entgegen wie seine Vorgänger. Aber auch 
hier ging er in der Betonung des päpstlichen Rechtes über jene 
hinaus. Zum ersten Mal seit den Tagen Innozenz’ IV. hören wir 
wieder die Ansicht ^ ausgesprochen, die schon Albert Beham 
dem System seines Meisters entnommen hatte, 41 daß, nämlich 
den Wählern im Falle des Ungehorsams das Wahlrecht ents 
zogen werden könne. 42 


37. lieber die prinzipielle Möglichkeit einer Provision vgl. Bloch a. a. 
O. 174 ff. 

38. Martene II, 137 (Mai 1265): . . .nec agimus de adversario preferen- 
do, . . . fed de tertio potius ad exaltaüonem fidei assumendo cum nostra, 
prout iuris est, providentia, quem timemus a principibu® Atemannie contra 
deum in sedis apostclicae praeiudicimh ipfiusque et adversarii contemptum 
i:on tarn eligi quam intrudi. — Diese Befürchtung deutete schon Bussen, 
Doppetwahl 51 auf Konradin. 

39. Bodtmann, Cod. ep. Rud. I 306, 1 a: ... de persona nostra iuxta 
nostrum beneplacitum itnperio provddere, iure quod vobis super hoc compe- 
tit enervato. 

40. Gemens an Alfons 1267, Martene II496; darin u. a. eine Zusammen¬ 
stellung aus den Regesten Innozenz' III. über das Kölner Krönungsrecht. Am 
Schlüsse deutet er seinen Plan wieder an: . . . cum diilatuim diu negotium sic 
disponere intendamus, ut . . . finem possit aocipere Deo gratum et necessa- 
rium toti mundo. 

41. Bfoch a. a. O. 150 ff. 

42. Const. II 531 Nr. 406: . . . tarn eos (sc. prindpes) quam posteritalem 
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Es ist Clemens nicht mehr vergönnt gewesen, die Thron- 
frage endgültig zu -lose?*,, ; ’Die zahlreichen schwierigen Aufg-a- J 
beri, die ihm entgegen traten, tieften ihn wohl Wege afldeuten I 
imd betreten, aber nidtt ; •*« . Ende' gehen.' Mit Recht ist auch 
betont worden, daß kein Papst je so den Parteistrommigen imt ‘ 
KardinalskrjHqgium aufgesetzt war wie dieser. 1 ' Es gelang ihn? 
nicht, Alfons zum Rücktritt zu bewegen und so seinen Proviskmsr- 
gedanken mit Aussicht auf Erh?tg dtirchzuführen. Ebensowenig' 
ließen es der Drang-der äußeren Lage und *ene Kardinalspar- 
teien zu, in der« immer aufe neue angesetzten Terminen dm 
entscheidenden Schritt zu tun. Nur eben noch vor seinem Tode 
(November 1268 ) sah der Papst die Vernichtung des- g^ffifirdhtefen 
Staufers. 

Immerhin muß eines festgehahen wef&öir: .Mag «ich der 
Kampf um Italien es verhindert haben, Papsttum rnU 

seinem MachtspruCh die Thron hescizirng regelte, r » die hierar¬ 
chische- Idee ist tmter den letzten drei Päpsten; seit der Doppd- 
waftl von 1257, doch, in einer ständigen Aufwärtsbewegung be¬ 
griffen. 

War praktisch außer der NiodemvifigUng der Staufer in 
Haben auch noch nichts erreicht, - dieIdee« und out ihnen 
der theoretische Anspruch wurtlai uiiverrnindert•in' 
eine Zeit, die ihrer Verwjrkhcfnmg günstiger war. 

’A: v;.\:v•& 
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Viertes Kapitel. 

Die Vorgeschichte der Wahl Rudolfs von Habsburg. 

1. Gregor X. und die Neubesetzung des deutschen Thrones. 

Oer Geist innozentischer Gedanken ist über die Jahre mehr¬ 
jähriger Sedisvakanz hinweg als 'kostbares Vermächtnis dem Manne 
zugefallen, der nach Innozenz IV. wieder als wahrhaft bedeu¬ 
tende Persönlichkeit den Stuhl Petri seit 1271 innegehabt hat. 
Wie Gregor X. sie verwertet und mit seinen eigenen Ideen ver¬ 
knüpft hat, dem nachzugehen, soll im folgenden versucht werden. 

Daß Gregors Politik stets von dem Plane eines großen all¬ 
gemeinen Kreuzzuges geleitet wurde, ist häufig betont worden. 11 
Dieser Gesichtspunkt hat zweifellos auch die Auffassung des 
Papstes von seinem Verhältnis zum Imperium beeinflußt. Ver¬ 
tiefen sich einerseits bei Gregor die Machtgedanken Innozenz’ IV. 
im inblick auf dies Ziel, so liegt auf der anderen Seite darin 
zugleich eine Reaktion begründet gegen jene immer wieder auf¬ 
tauchenden Möglichkeiten, das Band zwischen weltlicher und geist¬ 
licher Macht zu lockern. 

Dem neuen Papst stand das Ideal einer Zusammenfassung 
der gesamten Christenheit zum Kampfe gegen die Ungläubigen 
vor Augen. Aber diese Einigung konnte Gregor sich nicht vor¬ 
stellen ohne den mächtigen römischen Kaiser an der Spitze, der 
seit alters den Vogt d,cr Kirche, das weltliche Schwert des Herrn 
darsteflte. 

Die fetzten Päpste hatten mehr denn ein Jahrzehnt lang ge¬ 
waltigste Aufgaben päpstlicher Machtentfaltung ohne einen Kaiser 
ZU lösen vermocht. Fast sah es so aus, als brauchte die Kirdhe 
den Vertreter der universal-weltlichen Macht nicht mehr zur Er¬ 
reichung ihrer Ziele. 

Gregor X. ist auf dieser Bahn nicht weitergegangen. Wohl 
ist das Papsttum auch für j!hn die höchste Macht, er selbst der 
Stellvertreter Gottes auf Erden. 1 2 Aber bei ihm sind doch impe- 


1. Vgt Redlach, Rudolf von Habsburg 144 u. a. 

2. Mitt. aus d. Vatik. Archiven I 4 Nr. 3: Cum siimus albus vicarii, qua 
se cqgitaitiones pads et non affläctiones cogitare testaitur. 
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rium und sacerdotium innig miteinander verbunden. 3 Das Kaiser¬ 
tum bildet die weltliche Stütze des Papsttums, die dieses nicht 
entbehren kann. Andrerseits aber ist das Papsttum die geistliche 
Stütze für das weltliche Kaisertum. Zwar weist der Papst in 
der Tat damit dem sacerdotium als der geistigen Macht die höhere 
Stellung zu. Aber zugleich gibt er seiner Ueberzeugung von 
der hohen Aufgabe des Vertreters der weltlichen Macht Aus¬ 
druck. 4 Es ist das Amt des „advocatus“ und „defensor“ der 
Kirche, das ihm obliegt, dasselbe, das schon Innozenz III. in 
seiner berühmten Dekretale als unentbehrlich bezeichnet hatte. 5 

Damit ist die Frage wieder auf das System Innozenz’ IV. 
eingestellt. Das Kaisertum ist ein mit hohen Aufgaben betrautes 
Amt. Nur der kann es vertreten, nur den kann der Papst seiner 
Auffassung von Kaisertum und Papsttum eingliedem, der sich 
bei der päpstlichen Prüfung — dem „exarnen sedis apostolicae“ 6 
— als würdig erweist. Wieder werden die bekannten Eigen¬ 
schaften verlangt. Ein „katholischer Fürst muß der Vertreter 
der weltlichen Macht sein, Gott eigeben, wahrheitsliebend und 
ein Eiferer der Gerechtigkeit, der Kirche und ihren Vertretern 
wohlgesinnt und ein eifriger Förderer kirchlicher Freiheit.“ 7 

Wir sehen, auch Gregor X. lebt in der Gedankenwelt Innozenz' 
I(V. Und doch ist er in der Nutzanwendung durchaus selb¬ 
ständig. Er steht in der Praxis auf völlig realem Boden und be¬ 
sitzt den klaren Blick für die Grenzen, die prinzipiellen Möglich¬ 
keiten enstehen können. Um sein Ideal, den universalen Kreuz¬ 
zug, zu Stande zu bringen, bedarf es als Führers der Christenheit 
eines Kaisers, der sich allgemeinster Anerkennung erfreuen kann. 
In diesem Bestreben sucht Gregor alle die Gegensätze zu ver¬ 
einigen, die bei einer Neuerhebung auftreten können. Eine über¬ 
mäßig schroffe Betonung des päpstlichen Machtanspruches, eine 
unnötig scharfe Folgerung aus den grundsätzlichen Forderungen 
können diese Gegensätze nur noch vergrößern. Deshalb hält 
Gregor fest an der Bedeutung der deutschen Erhebung. Diese 

3. Const. III 64, Nt. 27: ... Imperium et sacerdotium . . . principii 
conaungit identdtas; vgl. die „specialis comundio“ bei Innozenz IV., Bloch 
a. a. O. 157. 

4. Ebd.: Curare itaque debent, curare summopere gubemantes imperia 
et rogna regentes, . . . ut temporalia iis fudcimenta non subtrahant, a quibus 
spmluaJäter hdcmntur. 

5. Const II 505 Nr. 398: Numquid . . . apostolica sedes advocaio et 
defensore carebit . . .? 

6. Dies „exarnen“ betont Gregor: Const. III 562 Nr. 617. 

7. Const. III 65, Nr. 77: .. . catholioum principem, Deo dievotum, veni- 
tatis amicum, zdatorem iustitne, lavorabilem ecdesiis ac personds eodesiasti- 
cia et ecdesiastioe libertatis ’aedulum promotorem; vgl. unten Beilage I. 
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muß erst in aller Förmlichkeit und Einmütigkeit vollzogen wer¬ 
den, der künftige Herrscher erst rex Alämanniae sein, bevor 
er die Kaiserkrone erlangen kann. Und darum muß auch' die 
Kipnung in Aachen vorher stattgefunden haben. Also auch der 
Krönungsanspruch des Kölner Erzbischofs wird geachtet und fin¬ 
det wieder seinen Platz in der papalen Anschauung. 8 * 

Gregor hat grundsätzlich nichts aufgegeben, aber auch nichts 
der weltlichen Auffassung Entgegengesetztes so zugespitzt, daß 
eine Einigung unmöglich geworden wäre. 

Zweifellos war es nicht der Papst allein, der sich so bald 
mit jenen prinzipiellen Gedanken vertraut gemacht hatte. Ge¬ 
rade die lange Sedisvakanz vor seinem Pontifikat mag ein Beweis 
dafür.^ein, daß die Kardinäle hier nicht anders wie überhaupt 
seit den Tagen Innozenz’ IV. immer wieder Vermittler der großen 
grundlegenden Gedanken geworden sind. 8 

Und doch muß, dabei festgehalten werden, daß Gregor wohl 
in diesen geistigen Zusammenhängen von jenen abhängig ge¬ 
wesen sein mag, durchaus aber imi Gegensatz zu seinen Vor¬ 
gängern sich viel weniger dem rein politischen Einfluß der Kar- 
dinalsparteien unterstellt hat. 10 Sein Ziel stand ihm klar vor 
Augen. Der Wunsch, eine {einmütige Erhebung zu Stande zu 
bringen, schrieb ihm seine Stellungnahme vor gegenüber den 
Plänen, die sich von den verschiedensten Seiten her auf die 
Kaiserkrone richteten. Dem muß nun zunächst in Kürze nach¬ 
gegangen werden. [ 

Der Tod Richards von GomwaUis (April 1272) hatte der 
Kurie die Möglichkeit längeren Hinhaltens genommen, nun mußte 
sie eine unzweideutige Stellung einnehmen. Aber es waren nicht 
die Ansprüche Alfons’ allein, die übrig blieben. Das letzte Jahr¬ 
zehnt hatte eine Fülle von Gegensätzen ausgelöst. Und die aus 
ihnen geborenen Parteien fühlten sich alle berufen, Kandidaturen 
für den Kaiserthron aufzustellen, um so die "höchste weltliche 
Macht im Abendlande zu erringen. Mit ihnen allen mußte sich der 
Papst abfinden. \ 

Zunächst hielt natürlich nun Alfons von Kastilien seine Zeit 

8. Raynald, aran. eccl. 1274, § 50: ... maxime qitia cum consuetudo 
apud Germanos incommutabilis, ad deous ac dtadema Imperi* . . . per venire 
atiquem not» permittat, quem prius soJlemniter corona regni ALemanniae non 
decorat. — Immerhin bleibt da« Zugeständnis völlig' im Rahmen der ionozen- 
tischen Anschauung, indem nicht der rex Romanorum, sondern der rex Ale- 
manniae in Aachen gekrönt werden soli. 

0. Heinrich von Susa, der Kommentator aus Innozenz’ IV. Kreise, lebte 
bis 1271! 

10. Es ist schon wichtig, daß Gregor seit einem Jahrzehnt wieder der 
erste italienische Papst war. 
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für gekommen. Er wandte sieh entsprechend seiner bisherigen 
Politik sofort an Gregor X. und verlangte nachdrücklich so¬ 
fortige Ansetzung eines Termins zur Kaiserkrönung und Ab¬ 
stellung aller Neuerungen, die das Papsttum bezüglich des Reiches 
voigenommen habe, insbesondere die Entsetzung Karls von An¬ 
jou vom tuscischen Redchsvikariat, 11 endlich die Verhinderung 
jeglicher Neuwahl. 

Gregor ließ sich durch solche energische Sprache keineswegs 
einschüchtem. Das Kaisertum des in Deutschland lange ver¬ 
gessenen Kastiüecs entsprach kaum der von ihm erwünschten 
einmütigen Erhebung. So gab er Alfons deutlich zu verstehen, 
daß sein Anrecht auf die Kaiserkrone durchaus nicht besser ge¬ 
worden sei. 12 Seine verschiedenen Forderungen wies er zurück 
mit dem Bemerken, daß vorläufig die Untersuchung durch da» 
päpstlichen Stuhl überhaupt nicht beendet sei. 13 In Wirklichkeit 
war sein Entschluß, den für das päpstliche Ziel unbrauchbaren 
Fürsten fallen zu lassen, längst gefaßt. Nicht zuletzt war ja 
auch der Gegensatz zu Karl von Anjou zu befürchten, dessen 
Interessen sich mit denen Alfons’ in Italien begegnen und er¬ 
neute Kämpfe heraufbeschwören mußten. Allerdings scheute sich 
Gregor, die krasse Form der Reprobation zu wählen, vielmehr 
gelang es ihm erst allmählich naich unablässigen Verhandlun¬ 
gen und erst nach der Neuwahl, den Kastilier zu freiwiHige(m 
Verzicht zu bewegen. 14 

Eine für das Papsttum 1 völlig unannehmbare Kandidatur 
drohte von Deutschland her. Dort hatten sich die Blicke der 
Staufischgesinnten auf Friedrich von Thüringen gelenkt, den Enkel 
Friedrichs II. Ihn hatten bald nach dem Untergange Konradins 
die ghibethnischen Städte durch Gesandte aufgefordert, das stau- 
fische Erbe in Italien und Sizilien anzutreten. 15 Seine Verlobung^ 
mit einer Tochter des mächtigen Böhmenkönigs 16 hatte ihm auch 
in Deutschland ein gewisses Ansehen verliehen. Bald knüpf¬ 
ten begeisterte Staufenanhänger höhere Hoffnungen an den jungen 
Fürsten. In ihm sahen ihre Zukunftsträume den kommenden 
großen Kaiser. Ueber seine Person hatten sich Weissagungen 


11. Const. III 582, Nr. 617. 

12. Ebd.: iuri tuo nihil ex dicti Richard! obitu a er re visse. Vgl. auch 
d. Brief oben Anm. 8. 

13. Ebd.: quomodo enim dum de iure, quod in Imperio tibi asseris ac¬ 
quisitum, pendet examen, procedere iuste potest ilJa petitio? 

14 VgL im einzelnen Ficker, M. I. Oe. O. IV, 25 ff. und Otto, ebd. XVI 
128fi; Böhmer-Redlich, reg. imp. VI, 1, 413. 

15. B. F. 12067 a; vgl. Redlich, R. v. H. 146 ff. 

16. Ein Brief Heinrichs von Iseruia: Hampe, Beiträge 115, Nr. 11. 
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verbreitet, die ihn bald als den Vorläufer des Antichrist schmäh¬ 
ten, bald als den Nachfolger Friedrichs II. priesen. 17 

Für die Kurie stand fest, daß ein Abkömmling des staufischen 
Geschlechts immer wieder die Vereinigung des Reiches mit Si¬ 
zilien anstreben würde. Gregor hat seine Abneigung gegen Fried¬ 
rich den Freddigen gelegentlich offen ausgesprochen. In einem 
Genueser Gesandschaftsbericht vom Anfang des Jahres 1273 18 
erzählten die Gesandten, daß sie an der Kurie gehört hätten, 
die römische Kirche wolle einen Herrscher gewählt wissen außer 
Friedrich von Staufen oder einem Exkommunizierten. 

Der natürliche Gegner aller staufischen Ansprüche war Karl 
von Anjou. Seine Stellung als König von Sizilien und General- 
vicar in Tuscien mußte ihn in Gegensatz bringen zu dem Kai¬ 
sertum eines Staufers,, wie zu jedem, der seine Steifung in Italien 
hätte beeinträchtigen können. 

Daher war er auch von vornherein ein entschiedener Gegner 
Alfons’ von Kastilien. Für ihn kam 1 es darauf an, die Abtrennung 
Italiens von der Verwaltung des Reiches, wie sie die Päpste 
des Interregnum in gewisser Weise bereits durchzusetzen ver¬ 
mocht hatten, zu erhalten. Zugleich war ihm damit auch der 
Weg für die Zukunft gezeigt War nun einmal der Zusammen¬ 
hang Italiens, das stets als das eigentliche Kaiserland gegolten 
hatte, mit Deutschland: in den letzten Jahren immer lodkerer ge¬ 
worden, so war es nur ein weiterer Schritt in dieser Entwicklung, 
wenn auch die kaiserliche Herrschaft nicht mehr an die deutsche 
Krone geknüpft wurde. In der Tat waren der Kurie solche Ge¬ 
danken nicht fremd. 19 Die Theorie der „provisio per sediem 
ajpostoliCam“ war in ihrer vollen Durchführung nicht an den en¬ 
geren Kreis der Fürsten Deutschlands gebunden. 

Es scheint, daß Karl 1 nur an diesen Weg gedacht hat oder 
von seinen Freunden im Kardinalskoll'egium darauf hingewiesen 
ist in dem Bewußtsein, daß die Wahl der deutschen Fürsten dloch 
nie eine Entscheidung zu seinen Gunsten ergeben würde. 20 Ep 
selbst konnte sich allerdings gemäß den Vertragsbedingungen* 
unter denen ihm Sizilien verliehen war, nicht um die Krone 
bewerben. So kam er auf den Gedanken, seinen Neffen Philipp 
von Frankreich der Kurie als geeigneten Kandidaten zu empfehlen. 
Karls Einftuß dort war in der Tat nicht zu unterschätzen. Eine 
Reihe bedeutender Kardinale stand auf seiner «Seite, 21 überhaupt 

17. Vgl. Busson, Friedrich der Freidige etc. io d. Aufsitzen i. Waitz 
S. 2341.; Hannpe a. a. O. N'r. 5; Grauert, Hist. Jahrb. XI 112 ff. 

18. VerööentLicht von fireßtau in M. I. Oe. G. XV 50 ff. 

19. Vgl. Bloch a. a. O. 152. 

20. Aehnlich Graviert a. a. O. 202. 

21. Vgl. Sternleldt, Kardinal Johann Gaetan Orsini 207. 
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batte ja im letzten Jahrzehnt die französische Richtung das Papst¬ 
tum hervorragend beeinflußt Und die Vorteile def französischen 
Kan didatcirfür den Papst, die man bei der seit 1272/3 eittsetzendten 
Agitation an der Kurie vorsteflte, waren nicht zii unterschätzen. 
Das Anerbieten eines Kreuzzuges muhte auch Gregor vedacjfCnci 
erscheinen. 32 

Skhetlieb platzten die Gegensätze im Kardtiialskojlcgittm audb 
bei dieser Frage wieder heftig aufeinander. Aber dem neuert 
Papste konnte das Absclnvenken von der Politik seiner fran¬ 
zösische« Vorgänger nicht allzu schwer werden. Hatte doch auch 
noch Clemens IV. bekenrt'ip Ässöi, welche Gefahr in Karl 
der Kurie hera.uftieschworeii war, und dieselben Kardinale, die 
schon ihn darauf aufmerksam gemacht hatten, 22 werden auch bei 
Gregor eine Wirkung nicht verfehlt haben. Denn n» ' der Tat 
mußte ein französisches Kaisertum Karls Stellung in Italien./ die 
jetzt schon eine Uinklamuiettmg des Paspshttms bedeutete/ zu' 
einer übermächtigen machen. Außerdem fiel für Gregor immer 
wieder ins Gewicht, daß mit den deutsche» Wahlfürsten hierüber 
niemals eine /Emigühg zu eraden wäre.' 21 

Dieser Geskhtspuökt tritt auch in der Ablehnung ' hervor, 
die die Kurie de« Gesandten Philipps in höflicher Form aus-, 
sprach. Gregor verwies auf den einz%en Weg zur Krone, der ihm' 
aussichtsreich alle Gegensätze überwinden zu/könne« schien, auf 
die deutsche Wahl. Wenigstens Körnten die Worte des Papstes 
kaum anders gedeutet werden, wenn er am achjull seiner Äub .: 

wart sagt: „wenn Philipps Bewerbung, glücke, so wolle er ihm 
mit Rat und Tat beistehen .i 

inzwischen trat noch ein weiterer . Bewerber hervor. 

Die vetseblagene Politik Ottokars von ^?fl»mert, die uns ihn im 
Laufe der sechziger Jahre bald als Anhänger Richards,' bald, als 
Stifter verwandtschaftlicher Beadelrlaigen mit eitlem Staufer, bald 
als ergebenen Diener der Kirche finden ließ, zeigte Ihr wahres.' 
Ziel, Nun, da es nach dem Tode Richards mH einer Neu Er¬ 
hebung Emst wurde/gedaehie/er sdbst /Sich Reiches 

za verschaffen. 2 ^ Freilich, auch er durfte sieh, wie KaiTvon Ahjäu, 

22. Vgl. die ausführliche Darstellung: der • Verhandlungen b»i Hslier. 
Deutschland und Frankreich in ihren politischen Beririiuiigett 27 I iuid K e r ri. 
Französische Attsdefmung'spai.iHk 71; dort wauere Literatur,: 
vv';'/ 23." Z. .6- <fer .Kahdi'tts.1 Majdi.'Grsiri^r 

24. Vgi. Walter, PoliBfc der Kurie unter Gregor X. 63., Redlich, JR. v 
Ff. 153. 

25. Cöflöt. IU m. Nt. 618, Abs, 3. 

26. Quellen für Ottokars Kaiserhöffnungen sindu, a. die StlUibungen 
Ffeioricfos voo laeraia.' Vgl. dazu Breiliau a.. a. O. Eine AttttKhlung mit 

• neuen Stöcke» gab ttdelxi ftrinpey Beiträge 131, Atan. 1. 
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von einer Wahl durch die deutschen Fürsten wenig versprechen. 
Aber sein Verhältnis zur Kurie war ausgezeichnet, und er mochte 
begründete Aussicht haben als Bewerber für den Fall, daß. der 
Papst endlich dem Reiche mit einem Herrscher providieren würde. 

In der Tat hier war wirklich der der Kurie ergebene Mann; 
der zugleich einer der mächtigsten Fürsten des Reiches war. 
Das Eheversprechen seiner Tochter mit Friedrich von Thüringen 
hatte er wieder gelöst, sein Verhältnis zu Karl von Anjou war 
einwandfrei. 27 Gregor schien ihm nicht abgeneigt zu sein. Der 
erwähnte Gesandschaftsbericlit der Genueser vom Frühjahr 1273 
bringt die weitere Nachricht: „Die böhmischen Gesandten seien 
vergnügt von der Kurie abgereist, und einer von ihnen habe 
geäußert, es mißfalle der Kirche nicht, wenn Ottokar von den 
Fürsten des Reiches zum König gewählt würde.“ 28 

Wir gewinnen für unsere Erkenntnis aus diesem Berichte 
zweierlei, einmal die günstige Stimmung Gregors Ottokar gegen¬ 
über, dann aber wiederum, daß Gregor — wohl entgegen den 
Hoffnungen Ottokars — auch hier wie bei Philipp auf die deutsche 
Wahl hinwies. Vielleicht hat Gregor gehofft, daß Ottokar aus 
ihr hervorgehen würde. Jedenfalls — sein Standpunkt war un¬ 
verändert der: eine wirkliche Einheit, wie er sie erstrebte, war 
nur durchzusetzen bei einer einmütigen Erhebung durch die deut¬ 
schen Fürsten. 

Noch ein anderes Motiv mag den Papst auf diesen Weg 
geleitet haben, so fest an der deutschen Erhebung zu halten. Viel¬ 
leicht schien es ihm, gerade um fden überkqmmenen Machtan- 
spruCh zu wahren, klug, das Wahlrecht der Fürsten nicht anzu¬ 
tasten. Wo war die Gewähr, daß eine so ungewöhnliche Maß r 
nähme wie die Provision nicht den hartnäckigsten Widerstand her- 
vorrufen und so alles bisher Erreichte in Frage steifen konnte? 
Wurde ein Herrscherin Deutschland einmütig gewählt, war immer 
noch Raum genug, die Ansprüche des Papsttums ganz im Sinne 
Innozenz’ IV. durchzusetzen, und der Erfolg, als der Gesamtheit 
und nicht einzelnen Personen gegenüber errungen, umso nach¬ 
haltiger. Der tatsächliche Ausgang hat dem Papste Recht ge¬ 
geben. / 

Sein Ziel zu erreichen, fand Gregor X. den Weg wieder in 
dem System, das Innozenz IV. sich in seiner Auffassung vom 
Beamtentum des Kaisers anschließend an das kanonische Recht 
aufgebaut hatte. Dort hieß es von der Besetzung jedes bischöf¬ 
lichen Amtes, daß, wenn die Wähler ihre Schuldigkeit nicht 
täten, das Wahlrecht an den nächst Höheren devolvierte. 29 Inno- 

27. Vgl. Redlich, R. v. H. 150. 

28. Breßlau a. a. O. 

29. Cap. 41 X I, 6: ... si electio celebrata non iuerit, . . . ipsa eligendi 
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zenz IV. hatte diese Anschauung auch auf das Amt des „ad- 
vocatus ecclesiae“, des Kaisers, übertragen. 30 Das Recht der 
Devolution wurde eine Folge des Provisionsanspruches überhaupt. 

Gregor X. waren sicherlich auch die Provisionsptäne seines 
unmittelbaren Vorgängers, Clemens IV., bekannt. Aber dem 
Reiche mit einem Herrscher selbst zu providieren, schien ihm in 
Hinblick auf seine Absichten nicht angebracht. So entnahm er 
jenem Gedanken nur das Mittel, eine einmütige Wahl von den 
Fürsten zu erzwingen. Er vermied es in diesem Sinne sogar, eine 
bestimmte Persönlichkeit zu empfehlen, Wie Innozenz IV. es bei 
Heinrich Raspe, Alexander IV. bei Alfons mit mehr oder weniger 
zweifelhaftem Erfolge hinsichtlich ihrer allgemeinen Anerkennung 
getan hatten. 

Als in Deutschland die Einigung unter den Kurfürsten stockte, 
als in Italien der Gegensatz zwischen Spaniern un<t Franzosen, 
Alfons und Karl von Anjou, einen Kampf zu entfesseln drohte, da 
sandte der Papst im Einverständnis mit den Kardinalen Anfang 
August 1273 die Aufforderung an die deutschen Kurfürsten, dem 
Reiche binnen gesetzter Frist einen Herrscher zu geben, widri¬ 
genfalls er selber für ein Oberhaupt sorgen würde. 31 

In Deutschland verstand man den Papst sofort. Besonders 
die geistlichen Fürsten, die damals schon in Verbindung mit¬ 
einander getreten waren, werden sich den drohenden Konsequen¬ 
zen für den Fall des Ungehorsams nicht haben verschließen können. 

Wenige Wochen später war die Neuwahl vollzogen. 


2. Die Wahibewegung in Deutschland und die Kandidatur Rudolfs. 

Den einzelnen Verhandlungen in Deutschland, die zur Er¬ 
hebung Rudolfs von Habsbutg führten, nachzugehen, liegt nicht 
im Rahmen dieser Untersuchung. Nur einige Momente bedür¬ 
fen besonderer Hervorhebung. 

_ V 

potestas ad eum, qui proximo praeesse dignosaiitur, devolvatur. Dazu be¬ 
merkt Heinrich v. Susa in der Lectura (fol. 41 a): si capitulum eligere negK- 
gat, expressuni est, quod ad proximo super iorem devolvitur hec potestas. 

30. Ebd. fol. 62 b: Eleotoribus igitur neglegentibus imperatorem eligere, 
papa tilget. 

31. BR. S. 3/4. Wichtigste Quelle: EUenh. Chron. (SS. XVII, 122): Inito 
consi'lio precepit principibus Alemannde electoribus dumtaxat, «t de Romano¬ 
ruin rege, sicuti sua ab antiqua et approbata consuetudine intererat, provi- 
derent intra tempus eis ad hoc a domino papa Qregorio sitatutum; alias ipse 
de consensu carddnalium Romani imperii providere vtilet desolationi; vgl. die 
Zusammenstellung der übrigen zahlreichen 'Belege bei von der Ropp, Wern- 
her von Mainz 72, Anm. 3. 
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Die SeeTe der Wahlbewegung' in Deutschland war Erzbischof 
Werner von Mainz. Derselbe Mann, der im Laufe der sechziger 
Jahre wiederholt versucht hatte, dem Staufer Konradin die Krone 
zu verschaffen, brachte die Wahl eines der Kurie genehmen Mannes 
zu Stande, nachdem er hatte erfahren müssen, daß das staufische 
Königtum gegenüber der Ueberlegenheit des Papsttums die Werbe¬ 
kraft verloren hatte. 

Und doch läßt sich nicht leugnen, daß in seinen Maßnahmen 
etwas zu erkennen ist, was noch am die Zeit erinnert, da jer 
selbständig und unabhängig vom Papsttum dem Reiche einen 
Herrscher zu geben gedachte. Er hatte das einzige wirkungsvolle 
Mittel erfaßt, das einem neuen König die Grundlage zu einem 
kraftvollen Sichdurchsetzen geben konnte, die einmütige Wahl. 
Das war ja der alte, urdeutsche Gedanke, der noch 1252 auf 
dem Braunschweiger Tage sich gegen die von Innozenz IV. mit 
Hilfe kanonistischer Rechtsgedanken gewissermaßen künstlich kon¬ 
struierte Wahl Wilhelme durchgesetzt hatte. Und waren nicht 
auch die beiden, nur mit Hilfe der gleichen kanonistischen Rechts¬ 
sätze zu begründenden Wahlen von 1257 in ihren Folgen kläg¬ 
lich gescheitert? 

Eine einmütige Wahl ! Das war es, was einen Erfolg in den 
weitesten Kreisen zu gewährleisten vermochte. Und wie ein 
Aufleuchten dieses alten Gedankens war es, als am 5. Februar 
1273 die rheinischen und wetterauischen Städte in ihrem Land- 
friedensbündnis, genau wie einstmals die Städte 1256, erklärten, 
sie wollten eine einmütige Wahl, und gelobten, niemals einem' 
zwiespältig gewählten König anzuhangen. 1 Im deutschen Biirger- 
tufrn war der Gedanke noch lebendig, den zu verwirklichen 
Werner von Mainz eben in mühevoller Arbeit begonnen hatte. 

Als der Wahlbefehl Gregors eintraf, waren die vier rheini¬ 
schen Kurfürsten sich prinzipiell bereits einig. So begegnete sieb 
trotz der Verschiedenheit der Motive in unverhofft günstiger Weise 
die Tätigkeit Werners mit dem Wunsche des Papstes. Zweifelt 
los hat der Schritt Gregors die endgültige Einigung erheblich 
beschleunigt, vor allem aber doch den Beteiligten wieder nach¬ 
drücklich vor Augen geführt, daß die Kurie keineswegs gewillt 
war, in dieser Sache auf eine Mitwirkung Zu verzichten. Das hat 
sicherlich dann auch die Auswahl der Persönlichkeit beeinflußt. 
Die zu vollziehende Wahl mußte auf jeden Fall auch für den 
Papst annehmbar sein. 

Dies Bestreben, eine einmütige und dem Papst doch genehme 
Wahl zu bewerkstelligen, führte zur Kandidatur Rudolfs von Habs- 
busig. 


1. Const. III 9, Nr. 3; vgl. oben S. 12 f. 
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Hs mögen mancherlei Gründe politischer und persönlicher 
Art gewesen sein, die auf ihn hinwiesen. 2 Sicherlich kam auch 
der Gedanke zur Geltung, daß Rudolf nicht aus den Reihen der 
großen Fürsten stammte, nicht mächtig genug, sich ganz aus eige¬ 
nen Kräften durchzusetzen und so von vornherein auf die Fürsten 
angewiesen und zu Konzessionen gezwungen war. Nur so konnte 
es möglich sein, einen Ausgleich zu finden für alfe die Gegen¬ 
sätze, die das Zwischenreich geschaffen hatte. 

Einen Ausgleich zu finden zugleich auch mit der Macht, 
die recht eigentlich in der kaiserlosen Zeit Erbe der Universal¬ 
herrschaft geworden war, dem Papsttum. Daß hier Zugeständ¬ 
nisse gemacht werden mußten, war klar. Sie konnten dem aus 
kleinen Verhältnissen plötzlich an die Spitze des Reiches be¬ 
rufenen Herrscher nicht allzu schwer fallen. 

Und doch — in der Persönlichkeit Rudolfs lag auch etwas, 
was die Wahrung des Reichsgedankens und der nationalen Selb¬ 
ständigkeit garantieren konnte. Gehörte er doch seiner Vergan¬ 
genheit nach der staufischen Partei an, hatte er doch darum einst 
den Bann auf sich genommen, als er Konradin nach Italien be¬ 
gleitete. Mochte er immerhin seinen Frieden mit der Kirche 
gemacht haben, mochte jeder Gegensatz zur Kurie in alle Ferne 
gerückt sein, die Tatkraft und Klugheit Rudolfs gab die Ge¬ 
währ, daß er nicht als ein „rex clericorum“, sondern in Wahrheit 
als ein deutscher König des Reiches walten würde. 

So trägt die Kandidatur Rudolfs von Habsburg den Charak¬ 
ter des Kompromisses. Sie vereinigt — ein Erbe des Inter-* 
regnum — die Gegensätze, die die vergangene Zeit mit ge¬ 
waltigsten Kämpfen erfüllt hatten. Sie trägt trotz aller Rüde¬ 
sicht auf die Machtstellung der Fürsten fast staufisch-nationale 
Züge, aber der einst damit verbundene Gegensatz zum Papsttum 
ist zurückgetreten. 


2. Vgi. Redlich, R. v . H. 160 ff. 
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Fünftes Kapitef. 

Die Rechtsanschauungen bei der Erhebung 
Rudolfs von Habsburg. 

In den Ausführungen des fetzten Abschnittes ist im wesent¬ 
lichen Bekanntes zusammengefaßt Es galt, die bei der Neuwahl 
auftretenden Vorfragen sachlichen und persönlichen Inhalts nach 
zwei Gesichtspunkten zu prüfen: nach ihrer Stellung zur deut¬ 
schen Erhebung und zum päpstlichen Machtansprudi. In der 
Erhebung Rudolfs von Habsiburg werden nunmehr die Ausstrah¬ 
lungen aller Ideen und politischen Bestrebungen der letzten Jahr¬ 
zehnte gleichsam in einem Brennpunkte zusammengefaßt. 

In der Tat darf die erste Erhebung nach einer über anderthalb 
Jahrzehnte währenden Vakanz besonderes Interesse beanspru-, 
chen. Denn hier mußte ja alles, was an Ansprüchen und An-> 
schaumigen hinsichtlich der Besetzung des deutschen Thrones, 
ungehemmter als je gerade während des Zwischenreichs, sich 
gebildet hatte, in irgend einer Weise zum Ausdruck kommen« 
Wie bei Rudolfs Erhebung die Gegensätze der Rechtsansdcau-i 
ungen ausgetragen sind, soll nunmehr im einzelnen untersucht 
werden. / 

1. Das Kurfürstenkölleg. 

Das Weistum in der Bulle „Qui celum“ hatte die Sieben¬ 
zahl der Kurfürsten zum ersten Mate ausgesprochen. Während die 
Mindestforderung, die 1252 m Braunschweig erhoben war, die 
Stimme des Böhmenkönigs noch nicht für notwendig erachtete* 
brachte das schlaue Doppelspiel Ottokars 1257 es zuwege, daß 
auch seine Stimme von beiden Parteien mitgezählt wurde. So 
kam die Siebenzahf in das bedeutsame Weistum. Bei der Wahl 
Rudolfs wurde sie als feststehend angenommen. Der ausges 
sprochene Wille, eine von allen Sieben vollzogene Wahl zu 
erwirken, führte freilich zur Ausschließung des Böhmen, mit dessen 
Zustimmung Zur Wahl des Habsburgers, wie wir sahen, auf keinen 
Fall zu rechnen war. An seine Stelle trat Herzog Heinrich von 
Bayern, der Bruder des Pfalzgratfen. Dieser hatte bei der Wahl 
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Richards sein formell berechtigtes, aber nicht mehr unbedingt 
notwendiges Konsensrecht ausgeübt. 1 Auf diese Tatsache be¬ 
gründete man 1273 rechtlich seine Einbeziehung in die als fest¬ 
stehend angenommene Siebenzahl. Später ist dann bekanntlich 
die böhmische Stimme doch endgültig als siebente anerkannt 
worden (1290). 


2. Die Wa h la n sch alu'iung. 

1252 auf dem Braunschweiger Reichstage war im bewußten. 
Gegensatz zur Auffassung Innozenz’ IV. der genossenschaftliche! 
Gedanke bei der Wahl betont und die Forderung der Einmütige 
keit für die rechtmäßige Wahl erhoben worden. 1257 führte die 
Notwendigkeit, mit geringerer Stimmenzahl vollzogene Wahlen 
rechtfertigen zu 1 müssen, zu der Auffassung des Wählerkollegs 
als einer Korporation und demnach zur Annahme kanonistisdher 
Grundsätze in dem Sinne, wie sie Innozenz IV. gefordert hatte 
und auf die Wahl Wilhelms von Holland angewandt wissen wollte. 
1273 stand als Tatsache fest, daß jene so vollzogenen Wahlen 
des Jahres 1257 in ihren Folgen gescheitert waren und das Zwi¬ 
schenreich herbeigeführt hatten. Die der deutschen Anschauung’ 
völlig wesensfremde korporative Auffassung hatte dem Reiche 
keinen anerkannten Herrscher zu geben Vermocht. So war es 
grundsätzlich eine Erneuerung der theoretischen Forderung von 
1252, wenn die rheinischen Städte, wie wir hörten, wieder die 
Forderung einer einmütigen Wahl erhoben. Sie wurde 1273 
zur politischen Forderung, weil Männer von der Einsicht Werners 
von Mainz nur von der einmütigen WahT sich einen prakti-, 
sehen Erfolg versprachen. Der Grundgedanke von 1252 erlebte 
also im Zwange äußerer Umstände 1273 eine Wiedergeburt der¬ 
art, daß man sogar willkürlich die feststehende Siebenzahl der 
Wähler herstellte. Andererseits wurde die Einmütigkeit der Wäh¬ 
ler sicher nicht wie 1252 als prinzipielle Notwendigkeit hin-* 
gestellt, sondern auch die Möglichkeit offen gelassen, daß eine 
Wahl Von der Majorität der Wähler vollzogen werden könne. 
Schon die Abmachungen der vier rheinischen Kurfürsten vor der 
Wahl deuteten diesen Gedanken an. 2 Unter Rudolf ist das Prin¬ 
zip der Majorität schließlich ausdrücklich anerkannt worden. 3 

- ( 

1. Vgl. hierüber auch oben Kap. II 1, Anm. 2 und dort angeführte 
Literatur. 

2. Const. III 11, Nt. 5. 

3. Ebd. 115, Nr. 121 (K ra mme r, Quellen II, 15): . . . quousque Ro¬ 
mano imperio de principe sit provisum per eos vel raaiorem partem 
eor um, ad quos provisio huiusmodi noscitur pertdnere . . .; vgl. Zeumer, 
Die Goldene Butte Karls IV., 19. 
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Es frägt sich noch, ob dies Majoritätsprinzip im kanio- 
nistisehen Shme auf das Kollegium als Korporation angewandt 
werden sollte, also in dem Sinne, (wie wir es bei Alfons' Wahl als 
einen neuen, (der deutschen Anschauung fremden Gedanken auf- 
tauchen sahen. Ganz abgesehen davon, daß, von einer Verknüpfung 
der sanioritas mit der Majorität, dem Charakteristikum der kanio 
nischen Auffassung, jetzt keine Rede mehr ist, so erscheint auch 
schon die Einsetzung der bayerischen für die böhmische Kur¬ 
stimme Tür die Abwendung von den Grundsätzen der Wahl Al¬ 
fons’ bezeichnend. Hätte man an der (korporativen Idee fest¬ 
gehalten, so wäre wohl ein Weg gewesen, die Wahl auch mit 
sechs Stimmen zu vollziehen, indem das Gesamtwahlrecht bei 
Abwesenheit des Böhmen auf die übrigen Wähler übergehen 
konnte. Aber von dem- Prinzip der Einheit von Ort und Zeit 
ist 1273 keine Spur mehr. Das Wahlrecht wurde tatsächlich im 
alten genossenschaftlichen Sinne nicht als dem Kollegium als 
Korporation zustehend, sondern mit der einzelnen Person ver¬ 
knüpft gedacht. Nicht um die major pars presentium' han¬ 
delte es sich, sondern um die ^Majorität aller sieben Kurfürsten, 
Der deutlichste Beleg hierfür ist, daß diese Anschauung in dem 
zeitgenössischen kaiserlichen Landrechtsbuch, dem Schwaben- 
Spiegel, zum Ausdruck kam. Dort wurde festgelegt, daß erst 
vier Stimmen die Majorität bildeten. 3 4 5 

So tritt unter Rudolf eine deutlich erkennbare Reaktion ge¬ 
gen die kanonischen Wahlen von 1257 zu Gunsten der älteren 
deutschen Auffassung in Erscheinung. 


3. Der Hergang bei der Wahl. 

Für den Hergang bei der Wahl Rudolfe sind wir Vorzüglich 
unterrichtet. Rudolf selbst gibt den authentischen Bericht in 
der Urkunde vom 15. Mai 1275, in der er den Ausschluß, Otto* 
kars von der Wahl darlegte. > 

Es heißt dort, daß alle Wähler auf den Pfalzgrafen Ludwig 
ein Kompromiß geschlossen hätten, ,und dieser darauf in seinem' 
und aller andern Kurfürsten Namen und Aufträge Rudolf feier¬ 
lich zum römischen König erwählt hätte. 6 Ke kurze Darlegungi 

- i 

4. Krammer, Quellen 13: Darumbe ist der fürsten ungerade gesetzet, 
ofc dri an einen gevallen und vier an den andern, daz die dri den viemr volgen 
suln,und also soi ie diu minner {menge) der merrerr volgen. Vgl. über die 
Weiterentwicklung des Majori tätsprinzipes in dieser Form bis zur Goldenen 
BuäJe: Zeumer a. ä. O. 20ff. 

5. Const. III 72, Nr. 83: in dictum L. comdtem Palatinum nostrum filium 

una cum aiiis principibus omoibus concorditer exstitit compromissum. Qud 
pommissum huiusmodi in se recipiens suo et dicti H. duds, fratris sui, ac 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



80 


Digitized by 


Rudolfs wird aufs beste ergänzt durch die Berichte zweier Quel¬ 
len, in denen auch zunächst die Beauftragung des Pfälzers und 
dann die von ihm ausgesprochene Wahlformel angegeben wird. 6 
Darnach gliederte sich der Waihlvorgang folgendermaßen: 

a) Die Kurfürsten einigten sich in gemeinsamer Beratung 

auf Rudolf. v 

b) Ludwig von der Pfalz wurde beauftragt, die feierliche 
Wahl vorzunehmen. 

c) Der Pfalizgraf wählte (unter Anrufung der heiligen Dreifältig 4 - 
keit Rudolf zum rex Romanorum et imperator futurus. 7 

Wir finden also auch für die Wahl von 1273 denselben 
äußeren Heigang, wie für die beiden Wahlen des Jahres 1257. 
Dort entstand die Form nach dem Muster der kirchlichen „electio 
per unum“ im engen Zusammenhang mit der Anschauung über¬ 
haupt, um den korporativen Gedanken der einheitlichen 
Wahl hervortreten zu lassen. 1273 wurde die „electio per unum" 
in ihrer äußeren Form übernommen, brachte nunmehr aber nicht 
mehr die Einheitlichkeit der Wahl, sondern die Einmütigkeit 
der Wähler zuim Ausdruck. 

Was nun ihre bewußte Uebemahme von 1257 her betrifft, 
so ist es außerordentlich wahrscheinlich, daß hier das persön¬ 
liche Moment die entscheidende Rolle spielte. Der Pftalzgraf, 
der 1273 die electio vollzog, war fast der einzige von den An¬ 
wesenden, der schon 1257 an der Wahl Richards teilgenommen 
hatte und die damals gewählte Form kannte. Allein diese Ueber- 
nahme erfolgte nicht mehr in dem kanonistischen Sinne der dai- 
maligen Erhebung. Dafür ist schon bezeichnend, daß der für 
die kirchliche Wahl notwendigen Bestandteile der publicatio und 
des Consensus electi nirgends mehr Erwähnung getan wird. 8 Nur 
die Form fand hier und für die folgenden Wahlen bis zur Golde- 
---_ ( 

omnium principum, i.us in electioue habentium, auctoritate et nomine in Ro¬ 
manorum regem sollempniter nos elegü. 

6. Joih. Victor, ed. Schneider, 216 (rec. A), 267 (ree. B); österr. 
Reimdtronik, M. G. deutsche Chroniken V, 166. 

7. Nach dem Schreiben der Fürsten (Krammer, Quellen II, 5) ist dies 
wahrscheinlich auch hier der Kürspruch gewesen; vgJ. oben Kap. II 2, An¬ 
merkung 2. 

8. Die Bemerkung im persönl. Wahlbericht Rudolfs (Krammer, Quellen 
II, 8): accepcione nostra nichilomijnus importuna satis mstancia pos'julata 
dürfte kaum als Konsensforderung gedeutet werden. 1257 sprach man aus¬ 
drücklich vom Konsens. Der Wahlbericht der Fürsten von 1273 enthält keine 
Spür davon. Uesbcigens sind die Worte wörtlich aus der Vorlage, dem Wabl- 
bericht Richards an den Papst, entnommen; s. unten Beilage I. Der oonsen- 
sus electi ist später nur noch im Bericht über die zweite Wahl Albrechts I. 
erwähnt (Krammer, QueUen II 32). 
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nen Bulle hin Aufnahme. 9 Konnte sie doch selbst bei eine* 
durch Majorität vollzogenen Wahl der Einmütigkeit in wir¬ 
kungsvoller Weise, gleichsam „mit einem Munde“, 10 Ausdruck 
verleihen!. i, , 

4. Die Aachener Krönung. , 

Mit der Erhebung Richards von Cornwaltis hatte Konrad 
von Hochstaden versucht, seinem Krönungsrecht in weitgehend¬ 
stem Maße Geltung zu verschaffen. Er war in diesem Bestreben 
gescheitert. Ja, wie wir sahen, mußte er wahrscheinlich beM 
reits bei der Krönuqg Richards sich mit der Opposition eines 
andern Wählers, des Erzbischofs von Mainz; abfinden. Dies ver- 
anlaßte ihn zu dem Versuch, die durch ihn zu vollziehende 
Aachener Krönung als integrierenden Bestandteil der Gesamt» 
erhebung später im Zusammengehen mit dem Papste zur Arn 
erkennung zu bringen. 

In der Tat mußte mit der Sicherung des Kurfürstentums die 
Aachener Krönung in ihrer Bedeutung herabgedrückt werden. 11 
Die Tätigkeit der Kurfürsten trat in den Vordergrund. Sie 
konnten eine Bewertung der Krönung im Sinne Könrads vort 
Hochstaden nicht mehr dulden. 

Die Erhebung Rudolfs von Habsburg fegt von diesem Ge- 
gensatz lebhaftes Zeugnis ab. In den beiden uns erhaltenen Be¬ 
richten an den Papst über die Erhebung Rudolfs tritt ein be¬ 
zeichnender Unterschied hervor, der seinen Ursprung darin findet, 
daß der eine Brief, der nur im Formular erhalten ist, von der 
Hand des Erzbischofs von Köln stammt, während der andere 
Bericht vom Erzbischof von Mainz ausgestellt ist. 12 

In dem Formular wird die Bedeutung der Aachener Hand¬ 
lung und das Recht des Kölner Erzbischofs nachdrücklich be¬ 
tont 18 Demgegenüber legt das ausgefertigte Schreiben Werners 
von Mainz das Hauptgewicht auf die Thronsetzung durch die 
Gesamtheit der Wähler, während der Salbung, Weihe und Kröt- 
- t 

9. Vgk Ztumtr, Die Goldene Butte 198H. 

10. Vgl. Gierke, Gfnossensahaflsrecht II, 460. 

11. Schreuer, Die rechtlichen Grundgedanken der französ. König»- 
kröoung 107. 

12. Der Unterschied der beiden Briefe (Krantmer, Quellen II, 5 und 6) 
ist von K ramm er, KurfürstenkoUeg 154 ff. aufgedeckt worden. 

13. Const. III 17, Nr. 14 (Krammer, Quellen II 5): . . . apud Aquis» 
granisn utpote sedem, que primum sublimacionis et glorie regne gradum 
ponirt, . . . ubd . . a nobis Gol. arehiepiscopo, cuius interest regibus ab anti- 
quo bene&CMun oonsecraciori > impender?, fuit in sede magniHd Karoli coro- 
natus et .uaotionis sacemime ofeo delibutus. 
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nung durch den Kölner nur beiläufig gedacht ist. 14 Offenbar ist 
1273 die Opposition gegen den kölnischen Anspruch, die wir 
bereits bei Richards Krönung vermuteten, und die von Alfons* 
Wählern deutlich ausgesprochen war, wieder geltend gemacht. 

Nach der Anschauung der Wähler sollte also der abschlie¬ 
ßende Einsetzungsakt nicht in der Tätigkeit des Kölners be¬ 
stehen ; vielmehr soljte die Krönung m i t der Thronsetzung den 
Abschluß der Gesamterhebung durch die Wähler bilden. 15 Oer 
Anspruch des Kölner Erzbischofs, mit seiner Krönung letzt«* 
Grundes dem Reiche den Herrscher zu geben, wurde also auch 
1273 noch ganz im Sinne Konrads von Hochstaden und seines 
Weistums von Engelbert von Köln vertreten. Er wurde jedoch 
hier, wo der Gedanke der einmütigen Wahl aller Kurfürsten im 
Vordergrund stand, endgültig zurückgedrängt. 

Diese Anschauung hat denn auch ihren Nachhall im Schwa¬ 
benspiegel gefunden. 16 

5. Der Beginn der Herrschaft. 

In engem Zusammenhänge mit den bei der Krönung erörter¬ 
ten Punkten steht die Frage, ob 1273 die Wahl oder die Krönung 
als Ausgangspunkt der Herrschaft angesehen worden ist. Das 
Braunschweiger Weistum von 1252 hatte ausdrücklich die Wahl 
als Beginn der Herrschaft hingestellt. Konraid von Hochstaden 
betonte auf dem Franfurter Reichstage des gleichen Jahres be¬ 
reits seine Krönung „als Ausgangspunkt 1 ? und gab seiner An¬ 
schauung in seinem Weistum über die Erhebung des rex Roma¬ 
norum entscheidenden Ausdruck. 

Rudolf von Habsbuig nannte sich nach erfolgter Wahl „In 
Romanorum regem electus“. Den Titel „Romanorum rex semper 

14. Const. III 18, Nr. 15 (Kranuner, Quellen II 6f.): Ibique per manua 
. . . E(ngelberti) Coloniensis archiepiscopi . . . inunctum et consecratum re- 
gaiique dyademate coronatum in sede sublimarimus regiemaie- 
statis. Also bezeichnenderweise wieder der Gegensatz Mainz-Köln, wie 
12571 

15. Dies tritt auch hervor .Ln dem Brief Ottokars an. dien Papst, Const. 
III 19, Nr. 16 (Krammer, Quellen II 7): pnincipes Alemanie, quibus potestas 
est oesares eligendi, ooncorditer in quendam oomitem . . . vota sua direxerunt 
et eundent . . sacri dyadematis insig.ni verunt maiestate. 

16. Krammer, Quallen II 12: 118. .. . Swenne er gewihet wirt mit der 

willen, die in erwelt harnt,-122. Alse der kinnig iuf den stuol ze Ache 

gesetzet wirt mit dem merren teile der fürsten, die in er.welet hant. 

Vgl auch untpn Anm. 25. 

17. a oben a 7. 
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aufgustus“ führte er erst von der Krönung an. Aber seine Re¬ 
gierungsjahre zählte er, wenn auch nicht ausnahmslos, so doch 
überwiegend vom Wahltage an. 18 Und eine Reihe von Zeug¬ 
nissen zagen, daß Rudolf tatsächlich die Wahl als Herrschafts¬ 
beginn ansah. 19 Es hat also zunächst fast den Anschein, als 
ob Rudolf die Anschauung der älteren Handschrift des Sachsen¬ 
spiegels vertrat, die mit der Wahl schon das Amt, durch die 
Aachener Krönung nur den Namen dazu verleihen wollte. 20 

Indessen ihrer rechtlichen Bedeutung war die Krönung, bei 
der, wie wir sahen, die Tätigkeit der Wähler in der Thron* 
Setzung nunmehr im Vordergründe stand, doch nicht entkleidet. 
Dafür haben wir ein ausdrückliches Zeugnis. Rudolf selbst er¬ 
hob gegen Ottokar auf dem Nürnberger Hoftage (Nov. 1274); 
den Vorwurf, er habe sein Lehen nicht innerhalb Jahr und Tag 
seit der Krönung in Aachen gemutet 21 Daraus geht 
deutlich hervor, daß auch die Aachener Handlung neben der 
Namensgebung noch rechtlich bedeutsam war. 

Aber die Krönung mit der Thronsetzung durch die Wähler 
wurde keinesfalls im Sinne der Anschauung Konrads von Hoch¬ 
staden als Recht erzeugend, das Königtum schaffend an¬ 
gesehen, sondern vielmehr als das durch die Wahl erworbene 
Recht erweisend. 22 Sie begründete also die rechte Ge- 
were, den faktischen und unwidersprochenen Besitz, der eine 
Voraussetzung für die Lehenserteilüng war. 23 

So sind unter Rudolf Wahl und Krönung im Gegensatz zu 
der Anschauung des Braunschweiger Weistums und der älteren 
Handschrift des Sachsenspiegels, im Gegensatz aber auch ziu 
dem Weistum der kölnischen Richtung in der Bulle „Qui celum“, 
nicht mehr m ein gegensätzliches, sondern einander bedingendes) 
Verhältnis getreten, eine Folge davon, daß nunmehr die Wähler 
in gleicher Weise bei Wahl und Krönung den Ausschlag gaben. 24 

Wiederum spiegelt sich auch diese Anschauung im kaiser¬ 
lichen LandreChtsbuch. Auch der -Schwabenspiegel faßt Wahl 


18. Vgl. Bit. S. 13. 

19. Zusammengestellf bei K ramm er, Kurfürstenkolfcg 161 f. 

20. Vgtf. Bloch, a. a. O. 13 und 273H. 

2h Const. in 60, Nr. 72, § 3. 

22. Vgl. Schreuer a. a. O. 164ff. 

23. Daß für die Lehensmutiung innerhalb Jahr und Tag, von der 
Krönungalt gerechnet, hier noch das Frankfurter Weistum von 1252 maß¬ 
gebend war, ist mit K ramm er a. a. O. 160, Anm. 5 für nicht unwahr¬ 
scheinlich zu halten. 

24. Von einem inneren Widerspruch in der Bewertunug von Wahl und 
Krönung bei Rudolf, zu welchem Schluß Krammer a. a. O. 163 kommt, 
kam also nicht die Rede sein. 
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und Krönung als einheitlich in der Hand der Wähler Hegende 
Handlung zusammen und folgert aus ihr königliche Gewalt und 
königlichen Namen. 25 

6. Der Geltungsbereich der verliehenen 

Herrschaft. 

Es soll nunmehr noch die Frage aufgeworfen werden, auf 
welches Gebiet sich die Herrschaft Rudolfs nach seiner Erhebung 
erstreckte. Das Braunschweiger Weistum hatte dem rex Ro¬ 
manorum die Gewalt des imperator zugewiesen. In gleichen 
Weise betrachtete sich Richard ganz im Sinne der Hochstaden- 
schen Theorie als herrschaftsberechtigt im imperium. 26 Dem¬ 
gegenüber stand die Anschauung Innozenz’ IV., die, wie wir sahen, 
von seinen Nachfolgern konsequent festgehalten wurde. Sie sah 
den in Deutschland erhobenen König nur als Herrscher im Ge¬ 
biet fles regnum Alemanniae (Theotoniae) an; erst die päpst¬ 
liche Approbation sollte ihm mit dem Titel rex Romano rum das 
imperium verleihen. 27 

Wie stand Rudolf zu dieser Frage? Die deutsche An* 
sChauung der vorhergehenden Zeit überantwortete zweifellos mit 
der Erhebung jn Deutschland dem rex Romanorum Herrscher- 
rechte im ganzen Reich, also in Deutschland, Burgund und Ita¬ 
lien. 28 Auch Rudolfs Auffassung wurde zweifellos zunächst eben¬ 
falls von diesem Gedanken getragen. Seine Berechtigung zur 
Ausübung von kaiserlichen Rechten im Gebiete Deutschlands stand 
für ihn ohne weiteres fest. 29 Wenn er in seinem Schreiben an 
den Papst vom Februar 1274 den Besitz der Güter sacri imperii 
per Alemanniam betonte, 30 so lag darin gewiß ein Eingehen auf 
den Standpunkt des Papsttums, das diesen Besitz wiederholt 
als Vorbedingung zur Erlangung der kaiserlichen Würde auf¬ 
gestellt hatte. Aber tatsächlich beschränkte Rudolf seine Herr- 

-- . • 

25. Swenrae er gewihet wirt mit der willen, die in erwaLt hanf, so hat 

er kiunigtichen gewalt unde namen. 

26. S. oben S. 33 u. 39. Bei Alfons hatte die Uebemahme des imperium 
den Wahlbefehl Alexanders IV.' zur Voraussetzung. 

27. Vgl. oben S. 3, 8 i, 59. K e r n, Reichsgewalt 84 ff. nimmt an, daß diese 
Anschauung „mit juristischer Bestimmtheit“ erst von, von Bonifaz VIII. for¬ 
muliert ist. Es ist inzwischen von Bloch a. a. O. S. 184 ff., 206 ff. gezeigt 
worden, daB diese staatsrechtlichen Unterscheidungen schon in ihrem vollen 
Umfange bei Innozenz IV. vorliegen. 

28. So auch Redlich, R. v. H. 710. 

29. Schon am 25. Oktober 1273 legitimierte Rudolf die Söhne Rein¬ 
hards von Hanau, 8. R. 9. Zum Legitunationsrecht vgl. B1 o c h a. a. O. 164. 

30. Const. III, 33, Nr. 34t 
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schaft keineswegs auf das engere Gebiet Deutschlands. Schon 
gelegentlich der Anordnungen zur Revindikation des Reichsgutes 
sprach er selbst von dem regnum Allemannie ettotum nosi 
trum i mp er i u m. 31 Und tatsächlich griff er in der Ausübung 
kaiserlicher Rechte bereits lange vor seiner Approbation auf den 
biuigundisch-arelatischen Teil des Reiches über. Die Anschau¬ 
ungen in diesen Gebieten widersprachen freilich infolge der lan¬ 
gen Reichsvakanz hier vielfach dem früheren Recht. Das Eigen¬ 
interesse dort lehnte eine Reichsgewalt möglichst fange ab und 
fand darin eine Stütze, daß man sich nur dem approbierten, spä¬ 
ter sogar nur dem im tatsächlichen Besitz der Macht befindlichen) 
Herrscher fügen wollte. 32 

Indessen Tatsache ist, daß Rudolf bereits im Februar 1274 
den Erzbischof von Besangon belehnte. 33 Und gerade in diesem' 
Gebiet wird eine weitere Belehnung besonders aliffallen, die gerade¬ 
zu in einem Gegensatz zum Papste stehen mußte. Karl von Anjou, 
der Schützling der Kurie, besaß hier von seiner ersten Gemahlin 
her als Reichslehen die Grafschaften Provence Ajnd Forcalquier. 
Diese verlieh Rudolf schon im Frühjahr 1274 der Königin Mar¬ 
gareta von Frankreich, die deswegen mit Kart von Anjou im 
Streit gelegen hatte. 34 

Folgerichtig gebührte also Rudolf auCh die Herrschaft in Ita¬ 
lien bereits als dem rex Romanorum. Allein hier lag der engste 
Berührungspunkt mit den Interessen des Papsttums. Bevor wir auf 

31. Februar 1274: Corot. III. 29, Nr. 28. 

32. Vgl. Kern a. a. O. 50 ff. 

33. B. R. 99. 

34. Ebd. 141. Man darf also nicht, wie Kern a. a. .O. 87, behaupten, 
Rudolf habe nicht mehr das Staatsreeht der alten Kaiser zeit vertreten. Ru¬ 
dolfs Kürspruch lautete nach dem einen Wahldekret (Krammer, Quel¬ 
len II 5) sehr wahrscheinlich: in regem Rotnanorum Amperatorem futurum, 
genau wie bei Konrad IV. 1237 und Alfons 1257; vgl. Bloch a. a. O. 281 ff. 
Daß die Wahl ihrem reciuMchen Inhalt nach durchaus als Kaiserwahl 
aufgefaßt wurde, zeigt deutlich: Const. III 19, Nr. 16 (Quellen II, 7) . . . prin- 
cipes Alemannia, quibus po'estas est cesares eMgendd . . . und besonders 
ebd. 115, Nr. 121 (Quellen II 15) cum . . . cotnes palatinus Rheni . . . hoc 
insigne ius habeat ab antiquo, quod vacante intperio prindpatus, terras, 
possessio tres et alia iura imperii custodäre debeat et . . . conservare, quous- 
que Romano imperiode principe sit provisum .per eos vel ntaiorem 
partem eorum, ad quos provisio huiusmodi noscitur pertinere . . . 
Nur mit einer offenbaren Vergewaltigung der Quellen kann' Krammer, 
Kurfürstenkodleg 163 zu der Behauptung kommen, die Idee der Kaiserwahl sei 
1273 endgültig aufgegeben. Zu diesem Schluß zwingt ihn freilich seine 
eigene Hypothese der Begründung eines nur auf Deutschland beschränkten 
regnum Romanorum durch Konrad von Hochstaden. 
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Rudolfs Stellung zu diesem Problem eingehen, ist die Appro¬ 
bationsfrage selbst näher zu betrachten. 

7. Die päpstliche Approbation. 

Die päpstliche Appiobationstheorie ist auch bei der Erhe¬ 
bung Rudolfs keineswegs als anerkanntes Reichsstaatsrecht zu 
bezeichnen. 35 

Das System Innozenz’ IV.. dem die Wahlen Heinrich Raspes, 
Wilhelms von Holland und letzten Grurfdes auch die Alfons' von 
Kasiilien entsprangen, hatte lebhaften Widerspruch in dem aus 
den niedersächsischen Kreisen hervorgegangenen Braunschweiger 
Weistum gefunden. Auch Konrad von Hochstaden stand ihm 
— bis zu seiner Aussöhnung mit der Kurie wenigstens — ent¬ 
gegen. Auf Rudolf von Habsbuig vereinigten sich die Stimmen 
der rheinischen Erzbischöfe wie der weltlichen Fürsten der nieder- 
sächsischen Lande. So ist auch hinsichtlich der Approbation anzu¬ 
nehmen, daß bei Rudolfs Erhebung die verschiedenen Auffassun¬ 
gen wieder zur Geltung kamen. 

Die beiden erhaltenen Wahldekrete, die für die Stellung 
der Wähler zur Krönungsfrage Aufschluß geben, lassen auch für 
die Approbationsfrage deutliche .Unterschiede erkennen. 36 

Das Formular, das, wie wir sahen, aus der Kanzlei des 
Kölner Erzbischofs herrührte, 37 bittet nach Aufzählung der her¬ 
vorragenden Eigenschaften des Erhobenen den Papst, Rudolf als 
vorzüglichen Sohn und siegreichen Verteidiger des katholischen 
Glaubens gnädig anzunehmen, den Erhebungsakt aber tpit dem 
wohlwollenden Beifall gnädiger Approbation zu begleiten und. 
ihn zur Kaiserkrönumg zu berufen. 38 Nun sahen wir bereits, wie 
Konrad von Hochstaden 1259 mit Papst Alexander IV. zu einer 
Einigung kam und — wahrscheinlich um den Preis der An-t 
erkennung der päpstlichen Approbation — für die Stellung seines 
Krönungsrechtes innerhalb der deutschen Erhebung die päpstliche 
Autorität erlangte.! Von hier aus gewinnen wir also Verständnis 
für das, was Engelbert von Köln in seinem Entwurf des Wahl-» 
dekrets beabsichtigte. Für den proCessus, also nicht allein für 


35. Wie Kern a. a. O. 70 behauptet. 

36. Auch hier hat Kraihmer a. a. O. 164 f. die Unterschiede fest- 
gestellt. 

37. Vorlage war das WabUtekret für Richard vom Jahre 1257, s. unten 

Beilage I. 

38. Quellen II 6: Prooessium vero tarn rite tarn provide tarn mature de 
ipso sic habitum gradose approbacionis applausu benivolo prosequentes ac 
. . . eundem cum vestre sanctdtati placuerit et videritis opportunum ad im* 
periaHs tostdgü diiadema dignentioi misericorditer evocare . . . 
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die Wahl, sondern für den ües-amtakt der vollzogenen Erhebung 
bittet er um die Approbation des Papstes. 39 Es wiederholt sich 
also folgerichtig das, wajs 1259 angebahnt war: eine Vereinigung 
des kölnischen Krönungsanspruchs mit der päpstlichen Approba- 
tionstheorie. > 

Im deutlichen Gegensatz dazu steht das ausgefertigte Schrei¬ 
ben Werners von Mainz. 40 Ganz davon abgesehen, daß es in der. 
Form durchaus von dem kölnischen Dekret abweicht, 41 enthält 
es keinerlei Bitte um Approbation. Die Fürsten bitten nur, der 
Papst möge pro bono statu tocips rei publicae Rudolf mit der 
Kaiserkrone schmücken. 

Gleichviel, ob nun nur dies letztere Schreiben, 42 oder, was 
durchaus auch möglich ist, beide abgesandt wurden, — eine 
einheitliche Bitte um Approbation, eine völlige Unterstellung unter 
den päpstlichen AppiobationsanspruCh ist bei der Erhebung Ru¬ 
dolfs von Habsburg nicht erfolgt. 43 Der Gegensatz zum päpst¬ 
lichen Machtanspruch war 1273 noch durchaus lebendig. Auch 
Rudolf selbst hat in der Anzeige seiner Wahl an den Papst 44 
um Approbation nicht gebeten. Eine prinzipielle Anerken¬ 
nung des päpstlichen Standpunktes findet sich also weder bei der 
Gesamtheit der Wähler noch bei dem Gewählten. 

Demgegenüber hat Gregor X. auch keineswegs auf einer rück¬ 
haltlosen Anerkennung der Approbationstheorie bestanden. Er 
rechnete mit der vollzogenen einmütigen Wahl; an einem 
Streit um prinzipielle Fragen mochte ihm' kaum etwas gelegen 
sein, sofern er nur praktisch sein Ziel erreichte. Rein formell 
wich der Papst freilich nicht von dem Wege seiner Vorgänger 
ab. . Er erkannte den von Rudolf durch die deutsche Erhebung 
erworbenen Anspruch an. Aber während dieser sich längst „Ro- 
manorum rex semper augustus“ nannte, gab der Papst ihm; ge¬ 
treu der Anschauung Innozenz’ IV., zunächst nur den Titel „in 

39. Es befremdet K ramm er a. a. O. 164 selbst, daß Engelbert, der 
nach Krammers Meinung Urheber des Weistums in der Bulle Qui cehun ist, 
sich hier die Rechtsanschauung der Kurie zu eigen gemacht hat Wir sahen 
jedoch, daß jenes Weistum von Kotnrad von Hochstaden stammte und zwar 
aus einer Zeit, wo dieser noch Gegner der kurialen Ansprüche war. 

40. Quellen II 6/7. 

41. Vgl. darüber unten Beilage I. 

42. So Kranuner a. a. O. 165. 

43. Damit sind dann auch alle Erwägungen, ob 1273 die Approbations¬ 
bitte in ausgesprochener oder absichtlich gemildeter Form erfolgt sei, belang- 

, los; vgh z. B. H a uck a. a. O. 54 ff. 

44. Gonst. III 23, Nr. 21 {Quellen II 8) Rudolf „hofft“ nur, quod nobis 
. . . non adesse non debeat paterni favoris et apostolioe grade ptenitudo. 




Digitized by 


Go^ 'gle 


Original fro-rri 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 



68 


Romanorum regem etectus“. 46 Jedoch die gleiche Anrede gönnte 
er auch Alfons -von Kastilien noch. Formell schien dem Papste 
beider Anspruch gleich berechtigt, der Zustand der einer zwie¬ 
spältigen Wahl zu sein. 46 So blieb der Standpunkt des Papst¬ 
tums, wenn auch nicht nachdrücklich verfochten, so doch grundh 
sätzlich gewahrt. 1 

Als Gregor dann am 26. September 1274 in folgerichtiger 
Durchführung der innozentischen Anschauung über den Erhe¬ 
bungsgang die endgültige Approbation Rudolfs aussprach, 47 hatte 
er in den Verhandlungen fast eines Jahres den praktischen Erfolg 
bereits erreicht, an dem ihm alles gelegen war. 

Aus diesem praktischen Erfolg des Papsttums, dem sich Im 
Laufe der Regierungszeit Rudolfs noch der prinzipielle hinzuge¬ 
seilte, wird nunmehr das Verständnis für die bedeutsame Stellung 
der Erhebung Rudolfs von Habshurg in der Reihe deutscher 
Königswahlen zu gewinnen sein. 

8. Italien und derprak tische Erfolg des Papsttums. 

Der Gedanke, die päpstliche Allgewalt über alles Irdische 
auch auf das Kaisertum auszudehnen, wie er von den Tagen 
Gregors VII. bis zum hierokratischen System Innozenz’ IV. uns 
vor Augen steht, ist recht eigentlich von zwei Faktoren be¬ 
stimmt, die in ihrer Verknüpfung miteinander dem Papsttum im¬ 
mer wieder Ansporn und Kraft gaben zum Kampf um den end-. 
gültigen Sieg. Es ist einerseits jene geistige Quelle des kirchlichen 
iWaciitgedankens überhaupt, der sich im Laufe des XIII. Jahr¬ 
hunderts zu einer Weltanschauung weitester Kreise durchzusetzen 
vermochte. Und auf der andern Seite tritt uns in der Politik der 
Päpste immer wieder das Bestreben entgegen, diesem ihren Macht-« 
anspruch die materielle Grundlage zu geben in der äußeren 
Unabhängigkeit des päpstlichen Stuhles von weltlichen Mächten, 
in der freien Verfügung über das Gebiet, das die Nachfolger 
Petri schon seit der Karolingerzeit als nur ihnen unterstehend zu 
dokumentieren verstanden hatten. 


45. So Const III. 27, Nr. 35. 

46. Vgl. Hauck a«. a. O. 57 und unten Beilage II. 

47. Goost III. 55, Nr. 66 (Quellen II, 9). Die entscheidenden Worte 
lauteten: „te regem nominamus“. Während also der Papst bisher nach dem 
Vorbilde Urbans IV. nur die Anrede „erwählter König der Römer“ ge¬ 
braucht hatte, nannte er jetzt Rudolf, d. h. auf Grund seiner Prüfung ihn 
und nicht Alfons, „König der Römer“. Damit erkannte er ihn offiziell als 
solchen an, approbierte seine Wahl Die faktische Uebereünstimmung des 
Ausdruckes „nominare“ mit „approbare“ wird unten Beilage II eingehend 
nachgewiesen werden. 
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Der Kampf mußte entflammen, das Kaisertum mußte der 
päpstlichen Hierarchie eingeordnet werden nicht um des kirch¬ 
lichen Machtanspruchs willen allein, sondern auch weil ein unab¬ 
hängiges Kaisertum in einem Punkte wichtigste Lebensalter essen, 
ja die Existenz des Papsttums überhaupt, traf, in Italien. In 
der engen Verbindung Italiens mit dem Kaisertum lag die stän- 
dige Gefahr für die Kurie. Und vollends die Vereinigung des 
Kaisertums und Siziliens in einer Hanld hätte das Papsttum der 
weltlichen Macht ausgeliefert. 

So wurde der Kampf zwischen weltlicher und gastlicher 
Macht, der Kampf der Staufer uud besonders Friedrichs II. mit 
den Päpsten, letzten Endes ein Kampf um die Herrschaft in 
Italien und Sizilien. Als Friedrich II. an die Aufgabe geht, die 
Lombarden seiner Herrschaft zu unterwerfen, da tritt der un¬ 
versöhnliche Gegensatz beider Gewalten recht eigentlich in Er¬ 
scheinung. Nur zwei Wege gibt es für das Papsttum: entweder 
Italien und Sizilien werden gänzlich vom Kaisertum gelöst, oder 
aber der Kaiser tritt als der vom Papste eingesetzte^ von ihm 
mit dem Amt des advocatus ecclesiae betreute Herrscher in die 
Abhängigkeit vom Papste. ' 

Wenn Innozenz IV. von hier aus das Kaisertum in den groß¬ 
artigen Gedankenbau seiner Hierarchie einzuordnen versucht hatte, 
so hatte er freilich die auf deutschem Boden lebendigen Gegen¬ 
kräfte des weltlichen Staates unterschätzt. Mit dem Abschluß 
des Kurfürstenkollegs, mit der gerade unter Rudolf hervortreh 
tenden Mitwirkung der Kurfürsten bei Regierungshandlungen, Vor¬ 
gängen, die man durchaus als Vorläufer nationaler Konsolidierung 
ansehen kann, war an eine praktische Durchführung des päpst¬ 
lichen Ideals kaum mehr zu denken. So blieb in der Tat für 
das Papsttum als eine brennende Frage bestehen: Italien und Si¬ 
zilien. Und wir sahen, wie sie in äußerster Kraftanstrengung zur 
Vernichtung der Staufer führte, wie sie zugleich die wechselnde 
Stellung der Päpste zum deutschen Thronstreit hervorragend be¬ 
einflußte. 

Es ist Gregor X. gewesen, der das Problem mit der ganzen 
Schärfe des Realpolitikers erfaßte. Wohl hielt auch er fest an 
den Grundanschauungen Innozenz’ IV. Aber er lieft es nicht zu 
einem Kampf um Prinzipien kommen. Stillschweigend duldete 
er die abweichenden Rechtsanschauungen über die Erhebung in 
Deutschland, aber hinsichtlich Italiens und Siziliens forderte er 
und — erhielt. / . 

Die eidlichen Versicherungen, die Rudolfs Gesandtschaft am 1 
6. Juni 1274 in Lyon vor Papst und Konzil abgab, erneuerten die 
Privilegien Ottos IV. und Friedrichs II. für die Kirche, gewähr¬ 
leisteten den Besitzstand der Kirche in Italien und erkannten die 
Unabhängigkeit Siziliens uriH besonders audi Karfs von 'Anjou 
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S4erlang dkift feierlich an. i,Aaäi sotlten die deutschen Laie«* 
fürsten durch Rudolf eidlich veqrtliebtet Werden, cfet £«fkai$uuj£ 
des Bt^c^Nvdr^iitt iu über\vachiitJ^f So sfcheric der l^psT seine i 

SteUnng in ItaUen und Si?iiferi T f>eccfr et Rudolf affajell aner- • .’\i 
■kannte. . ••; ■.; V? '^ 1'vGvfu co- 

In Inescm entscheidenden Punkte unterwarf sich also Rudolf 
dem Willen der Kurie; erkannte er ihren App ohations^ispiüch an. 

Denn in der Tat berichtet keine em/ige Urkunde von einer Re« 

giertw^shättdlüt^-‘.i iti.,-/Ü vor meiner 8e$fätigüng,' ia 

Ersti»i*Jahre#u$drtK?kjiehe Veranlassung 
selbst entschloß sich Jttk. Hmt&flubg der Reichsgewalt 

>j.ul italienischem Boden. Doch blieb au,:l) dies Umernehtueij in 
•bestimmten Grenzen, G-Es_ ist' bezeichnend, me viel Rücksicht 
auf die Kurie der König auch dnirm's waheu iielk Seine Macht- 
• holen Verfuhren slraig nach 'den Abiha^hüi^tn.r sh 4 .traten, sogar 
«atwUlig jo der Tyomagiia tmiet päpstlicher Aufsicht und Be- 
gieitung nuf. Die Gebiete des Kitclums Gates • bliebe« unberührt, 

Hrnioii Huktyie auch mclit, dilt Kart von. Anjou das RdChsvk 
kanat in Tüsiiui nit.Jcrkgu-, Vidtnehi wurde e«. im foI|e«dätfc 
Jahre oline Einspruch emeum."' Italien blieb der Pies*, den 
Rudolf zu zahlen bereit 'was# tun seine wcitsch juenden Plano 
auf anderen Gebieten um so nachhaltiger tlttrDtsCuen zu kdnndti. G :i 
Ueberblickt mau den Gang der Eutvvickiung von den Tagen- '■ < 
Friedrichs 11. her, so erschdm die Erhebung- Rudolfs von Habs- 
burg (echt .cigfcn'tiich .als 'Produkt der zeit, die den Namen des 
Intrirrcgitum trägt . Die Anschauungen über .die Besetzung de; 

Thrones, die neben- und gegeneiftander Heien, sind hier zu ehien* 
gewisse« ÄiS^jS'cb bidäm Rudbit auf Grund ojn> 

mutiger Wahl und kierHchcr Krönung in Aachen' die Herrschaft 
h» imperium übernahm, indem er durdt seine Unterwerfung in 

TS. Cc-if-.i. Ifl. 42 !L Nr. 4 ä— 51. Im Oktober 1275 Srisfco RudoM t»i! 
den Nur»tvn den Vrid noch cdnmal persönlich, B. R. Nr. 439-42, 

49. Die erst« ntir lxrkaimte Urkunde Rudolfs für Italien datiert üngfe^ J 

(dhr Eiüte V274; ß. R. Kr. m •R. I 

, , -9&J. Der Titel des Rei-dtskajtiiers Rudolf, eüifes der drei Machtböten des 

KOtvig^. k»>vie ;rhr7eicUoertjerweL&;- o««-: „sacri »tnpecii m Lornbardia, R<> 
fftahicj» ac 01 utarcha Tarvi&itu ^icarlus generalis“. 

Aiso f 'ür «usgewbfosseici Vgi. Ficker, Forschungen II, 4511., ferner 
ueue-idingä Kern a. a. O. Ti, HS. Letzterer Will das Verbleiben Karls im 
Reichsvikaeiat darar» wklätenj daft dtiästr nur den gekrön-ten Kaiser hätte 
«iititiaanec« Wölfen t.K'rümifigsüieor«“). Ich gfewi* aber, daß -amr.su einer 
sotef»«»' Admajiiöe;tuchi erT «>. greifen braucht, <t* ja Rudolf das Zurück-., 
treren Karls bberfoaript mehr v^hngkhsl {vgl Otto, Beziehungen Rudolfs zu 
Papst Gregor X. 33). sich also ^«.«hweigend dem von 4erRitTiegeseksffenen 
Zusmade lügt*, --T?W;-:^öV ;‘T <‘*A 
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der italienischen Frage auch die Gunst des Papsttums für sich' 
gewann, war weltlicher und geistlicher Anschauung in gleicher 
Weise Genüge geleistet. 

Allein indem der Schwerpunkt des Reiches nunmehr über die 
Alpen zurückwich, läßt doch die beginnende Herrschaft Rudolfs 
von Habsburg einen außerordentlichen Erfolg des Papsttums her¬ 
vortreten. Gleichviel ob für Rudolf hier eine bewußte Abkehr 
von* der staufischen Reichsidee, eine ganz andere Auffassung! 
von den Aufjgaben seines Königstumsi 01 maßgebend war, — das 
Paipsttum zog einen schwerwiegenden Gewinn aus dem Abschluß 
des Interregnum. Eidlich und urkundlich wurde von König und 
Fürsten der Zustand anerkannt, den die Kurie im Laufe der 
letzten Jahrzehnte geschaffen hatte. Die Niederlage des staufi¬ 
schen Gedankens war besiegelt, das Papsttum stand frei und un¬ 
abhängig von dier weltlichen Gewalt, getragen zugleich von sei¬ 
nem wachsenden Einfluß auf die geistige Bildung der Zeit, er¬ 
füllt von einer Tradition weltumspannender Gedanken. 

So war gleichsam eine Grundlage geschaffen für die Aus¬ 
wertung der Ideen eines Innozenz HL, Gregors IX. und Innozenz 
IV. Hatte Gregor X. noch den friedlichen Ausgleich, das innige 
Zusammenwirken von Papsttum und Kaisertum für die Aufgaben 
der Christenheit im Auge gehabt, — für die Zukunft waren die 
Grundbedingungen vorhanden, daß neue gewaltige Männer in 
der Nachfolge Petri nun auch die Bahn zum prinzipiellen Erfolge 
beschriften, zum Gottesstaat auf Erden unter Führung der ober¬ 
sten geistlichen Macht, des Papsttums. 


5h Vgl die Ausführungen von Redlich, R. v. H. 710 f. 
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Sechstes Kapitel. 

Der Ausbau des päpstliphen Erfolges durch 
Nikolaus III. 

Das Jahrzehnt, das der Erhebung Rudolfs von Habsburg 
folgte, hat den politischen Erfolg des Papsttums ausgebaut und zu 
einem prinzipiellen weitergeführt. 1 

Wichtigste Aufgaben in Deutschland harrten der Lösung durch 
den König. Da mußte wohl Rudolf alles daran gelegen sein, dlaft 
die Autorität der geistlichen Macht, das sacerdotium, hinter seinen 
weltlichen Bestrebungen stand. Da mußte ihm vor altem auch 
die Kaiserkrone erstrebenswert sein als ein gewichtiges Kampf¬ 
mittel gegen seine Widersacher. 

Aber gerade auch in diesem Punkte hatte die letzte Ent¬ 
wicklung eine fast unmerkliche Verschiebung zu Gunsten des 
Papsttums eintreten lassen. 2 Die weltlich-nationafe Auffassung) 
hielt den in Deutschland erhobenen Herrscher für berechtigt 
zum Empfang der Kaiserkrone. 3 1257 hatten Richard und Alfons 
gebeten, sie zur Krönung ?u berufen, ebenso schrieben auch 
die Wähler Rudolfs. Dadurch war das Recht der Initiative dem 
Papste zugestanden, ebensogut konnte er daraufhin die Krönung 
verweigern oder zum mindesten an Bedingungen knüpfen. 

Innozenz V. hatte in dieser Auffassung Rudolf den Romzug 
untersagt, ehe nicht bestimmte Bedingungen erfüllt seien. 4 Die 
Gunst der Lage drängte, das in Italien Erreichte auszugestalten. 
Der Papst verlangte die Anerkennung seiner Herrschaft in der 
Romagna, obwohl die Städte dort bereits Rudolfs Machtboteo 
den Treueid geleistet hatten. 5 

Nikolaus III. ist es gelungen, auch diesen politischen Erfolg 

- < 

1. Hier ist alles Wesentliche bereits von Hauck, K.-Q. V 1, 447ff. er¬ 
schlossen worden. Es reiht sich unserm Zusammenhang als etwas Selbst¬ 
verständliches an. 

2. Vgl für das folgende Hauch, Festrede 15. 

3. 1199 schrieben die Wähler Philipps (Const. II. 3, Nr. 3): cum ipso 
dotnino nostro divinitate propicia veniemus pro imperatorie coronatioois 
digndtate ipsi subHmiter obtnnendsu 

4. Const. III. 97, Nr. 107. 

5. Ebd. 98, Nr. 1081 
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zu erringen. Rudolf und mit ihm die deutschen Fürsten haben 
die Zugehörigkeit der Romagna zum Kirchenstaat erklärt. 6 

Allein Nikolaus stammte aius der Schule Innozenz’ IV. und 
lebte in seinen Ideen. Ihm ist d!as Papsttum über alle irdische 
Gewalt erhaben. Es gleicht auch bei ihm dem großen Licht 
am Finnament der Kirche, von dem das kleine Licht des Kaiser¬ 
tums seinen Glän^ empfängt. Nach seinem Wink wird der Kaiser 
das weltliche Schwert führen. Was Wunder, wenn dieser Papst 
die Gelegenheit nutzt, dem politischen Erfolg, der die Herrschaft 
der Kurie in Italien erweiterte und stärkte, einen prinzipiellen im 
Sinne jener Machtgedanken anzureihen? Mit dem Gewinn der 
Romagna sollte verknüpft werden die Anerkennung der päpstlichen 
Obeigewalt über das Reich. 

Nikolaus III. hat es verstanden, um die Wende des Jahres 
1278 Rudolf von Habsbuig und die Fürsten des Reiches hierzu 
zu veranlassen. Er selbst entwarf den Text 7 für die Urkunden, 
in denen jene nunmehr erneut den Bestand der päpstlichen Herr¬ 
schaft in Italien bestätigten und zugleich ihre Abhängigkeit vom 
apostolischen Stuhl bekannten. Da betont also nun nicht mehr, 
wie einst bei Gregor X., die geistliche, sondern die weltliche 
Macht, daß imperium und sacerdotium einem und demselben 
Prinzip entstammen, 8 jene beiden Gaben, die Gott der Menschheit 
verliehen hat. Aber die Kirche als die eigentliche Nachfolgerin 
Christi gab den Königen erst ihre Stellung dadurch, daß sie einst 
das imperium von den Griechen auf die Deutschen übertrug.® 

Und mit dieser letzten Wendung ist nun auch schon gesagt, 
was der Kurie so besonders wertvoll in den Erklärungen der 
Fürsten 10 sein mußte. Das ; Papsttum war es, das den Deut¬ 
schen das Imperium gab, däs Papsttum war es auch, das die 
Kurfürsten einsetzte und ihnen das Recht verlieh, den zu wählen, 
der das Reich lenken soll. 11 Das Imperium, sein Herrscher 
-- < ' I 

6. Const. III. 177, Nr. 192; 186, Nr. 200/1; 191, Nr. 200-9; 198, Nr. 
216-31. 

7. Vgl. Const. III. 178, Nr. 193; 185, Nr. 198 mit ebd 206ff. 

8. Vgl. oben Kap. IV 1, Anm. 3. Hier: Const III. 207, Nr. 222: utra- 
que (sc. auetoritas sacra pontifioum et regalis exodlentia potestatis) ab ipso 
(sc. Christo) tamquam ex uno eodemque prindpio manifeste ^rooedere . . . 

9. Ebd.: eadem mater eedesia ipsos (sc .predessores Rudolfi) in dulce- 
dinis benediccione preveniens (ransferendo de Greds imperium in Oermanos 
eisdem dederat id quod erant . . . Vgl. dazu die Aeußerungen Innozenz’ TV. 
aus dem Jahre 1245 (Quellen I, 71). 

10. Ebd. 212, Nr. 225, der bekannte „Qesamtwiillebrief“. 

11. Ebd.: . . . pkntans in ea principes tanquam arbones preelectas et 
rigans ipsas gratia singdari, iUiud eis dedLt increme ntum mirande potentie, 
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und seine Kurfürsten also haben ihren Ursprung in der Kirche und 
sind ihr untertan. r 

Wir begreifen, hier liegt recht eigentlich erst der entscheid 
deode Erfolg des Papsttums. Mit welcher Kühnheit hatte eins* 
Indezenz III. im 1 Schreiben „Venerabilem“ seinen Machtgedanken 
Ausdruck verliehen in Worten, die — zum ersten Male — aus- 
sprachen, daß die deutschen Fürsten ihr Wahlrecht niemandem’ 
dankten, als dem päpstlichen Stuhl, der in der Krönung Karls 
des Großen das römische Imperium von den Griechen auf die 
Deutschen übertrug. Und nun, kaum dreiviertd Jahrhundert spa¬ 
ter, da reden der Herrscher des Reiches und die Fürsten, diel 
ihn gewählt haben, von diesem, damals unerhört klingenden An¬ 
spruch ohne Widerstand, wie von etwas Selbstverständlichem. 

Wir spüren es, wefch entscheidender Punkt in der gesamten 
Entwicklung hier vor uns liegt. Die Anerkennung nicht der tat¬ 
sächlichen Macht, sondern nunmehr der Idee der Unterordnung 
de« imperium unter das sacerdotium überhaupt krönt das Werk 1 
der beiden Innozenz. Und von hier aus eröffnen sich zugleich) 
neue Möglichkeiten zur tatsächlichen Durchführung des hierar¬ 
chischen Gedankens, wie sie unter Bonifaz VIII. noch einmal' 
überwältigend in Erscheinung trat. 

ut ipsrius eodesde auctoritate suffuMi welut {fermen dectum per ipsorum edectio- 
nem illum, qud Irena Romani teneret ünperü, genninarent 
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Beilage I. 

Die Wahlanzeigen von 1257 und 1273. 

1. Oie Wahlanzeigen der Fürsten. 

Eine 1257 von den Wählern Ridiards an den Papst gesandte 
Wahlänzeige ist uns nicht erhalten. Dem Entwurf der Bulle „Qui 
cehim“ vom Jahre 1263 liegen erneute, durch Richards Abge¬ 
sandte dem Papst Urban IV. vorgelegte Ausführungen zu Grunde, 
die in ihrer Zusammenstellung mit den rein theoretischen Grund 1 - 
sätzen Konrads von Hochstaden ka,um Spuren jener Wahlanzeige 
aufdecken lassen. 

Daß aber bereits dem Papst Alexander IV. Ausführungen Vor¬ 
gelegen haben, lehrt ein bisher wenig beachtetes Schreiben des 
Bischofs Johann von Lübeck an den Rat von Lübeck aus dem 
Jahre 1260. (Lübecker UrkunidenbUch J S. 233 Nr. 254.) Es 
stammt aus der Zeit, als Alexander vorübergehend Richard seine 
Gunst zugewandt hatte. Der Bischof schreibt von einer Reise, 
daß er in Verden einen Mann getroffen habe, „quem sänCtissimus 
pater noster et dominus, Alexander, divina providentia Summus 
Pontifex, ad presentiam magnificä prinäpis, domini Ridardi, Roma- 
noium Regis Ulustris, dum väHe affectuosis et favorabilibuisl 
apostolids Iitteris de suo l'atere Legatum et sollempnem nun- 
tium destinavit.“ Der päpstliche Legat habe ihm erzählt, daßl 
Alexander nunmehr Richard den Vorzug gebe. Der Bischof führt 
anschließend die Begründung an, von der unten ein Teil wieder« 
gegeben ist. 

Diese Begründung stimmt nun fast wörtlich überein mit den 
Worten, mit denen im Jahre 1247 Papst Innozenz IV. dem 1 Rek« 
tor von St. Maria in Cosmedin von der Wahl Wilhelms von 
Holland berichtete. Daß diesem Schreiben die Wahlanzeige Wil¬ 
helms zu Grunde gelegen hat, ist mit ziemlicher Sicherheit an« 
zunehmen (vgl. Bloch, Kaiserwahlen 216, Krammer, Kurfüsten- 
kotleg 97). Die Uebereinstimlmung der Berichte über die Person 
des Gewählten weist demnach schon einigermaßen bestimmt dar« 
auf hin, daß der Legat eine der Wahlänzeige von 1247 ähnliche 
für Richard gekannt hat 

' Diese Vermutung wird erhärtet durch die weitere Ueberein- 


Difitized 


bv Google 


Original fro-m 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 



Digitized by 


< — O f ) — 

Stimmung 'beider Schreiben mit der Anzeige über Rudolfs Er« 
hebüing, die Engelbert von Köln 1273 entworfen hat. (Quellen 
II 5, vergl. oben S. 81.) . . 

Ich stelle die UÜbereinstimmungen hier zusammen: 


1247 

Innozenz IV. an den 
Rektor von St. Maria in 
Cosmedin (Krammer, Quel¬ 
len I, 72). 

-Porro ut — — tibi 

etiam de persona electi 
peciale gaudium cumu- 
etur: 

idem rex, sicut predicto 
cardlnale 
referente cognovimus et 
fama 

publica protestatur, 

eat quldem fidelia catho- 
licus, 

animo prüden«, 
milicia strenuus, 

propriis potens viribus, 

multorum prindpum con- 
sanguinitate et afflnitate 
connexus, 
iuventute fervidu«, 
experientia moderatus, 
gratus moribus 
et specie corporis in oculis 
omnium graciosus. 

Quapropter speramus in 
Domino 

et in sue potencia maiestatis, 
quod sub pedibus eiusdem 
regia - - - fidea catholica, 
pax ecdesie, tranquilUtaa 
orbis - - - debeant 
-reparari. 


1260 

lohann von Lübeck an den 
<at von Lübeck. (LUb. 
Urk.-Buch I, S. 234). 


Ipae quidem dominus Rex, 
prout ab 

homine possumus exte- 
riore colligere 
et videre et publica fama 
testatur, 

eat fide catholicus, 

animo prudena, 
militia strenuus, 

propriis diuitiis potens et 
uiribus, 

multorum Regum et Princi- 
pum consanguinitate et 
affinitate connexus, 
satis feruidus iuuentute, 
gratus moribus 
et experienda moderatus, 


1273 

Formular des Wahldekrets 
der Fürsten an den Papst 
(Krammer, Quellen II, S. 6). 

Et ut de regia decti sic 
et coronati persona sancte 
R. ecdesie, matri nostre 
piissime, nova congaudia 
cumulentur, 
idem rex 


est fide catholicus, 

ecclesiarum amator 
lustlcie cultor, pollens con- 
silio, fulgens pietate, 
propriis potens viribus, 

et mult jrum potentum affl¬ 
nitate connexus, 

deo amabilis 


et humanis aspectibus 
graciosus 
ac insuper corpore strenuus 
Propter quod speramus in 
eo, qui reges 
et regna constituit, quod 
sub eius principatu pacifico 
quies regno proveniet, 

pax ecdesiis, 

concordia plebibus- 


Weist somit schon die äußere Uebereinstimmung £.uf Zu¬ 
sammenhänge zwischen den drei Schreiben hin, so bestätigen 
weiterhin auch die politischen Umstände, denen sie ihre Ent¬ 
stehung verdanken, ihre Abhängigkeit von einander. 

1247 war Konrad von Hochstaden hervorragend an der Er¬ 
hebung Wilhelms beteiligt, hatte somit sicherlich Einfluß au! 
die Redaktion des Wahldekrets an den Papst, zum mindesten 
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war es ihm bekannt. 1257 bei der Erhebung Richards lag die 
Haupttätigkeit wiederum in seinen Händen. Es war also natürlich, 
daß für die Abfassung des Wahldekrets ihm die Urkunde des 
Jahres 1247 als Muster diente. Das von Engelbert von Köln 
stalmmende Wahldekret von 1273 enthielt, wie wir sähen, ab¬ 
weichend von dem Schreiben Werners von Mainz, eine ausdrück¬ 
liche Betonung des Kölnischen Krönungsrechtes ganz im Sinne der 
Auffassung, die Konrad 1257 über die Besetzung des Thrones 
vertrat. Offenbar fand also 'Engelbert in seiner Kanzlei das For¬ 
mular des Wahldekrets von 1257 vor und brachte es 1273 er- 
**Hit in Vorschlag. 

Der Rest des Wahlschreibens von 1247, der von uns ver¬ 
mutete Rest des Dekrets von 1257 und das Formular kölnischer 
Fassung von 1273 zeigen also neben der äußeren Uebereinf* 
Stimmung den inneren Zusammenhang, daß sie wahrscheinlich 
alle aus der Kanzlei des Kölner Erzbischofs hervorgegangen sind. 

Damit ist die Tatsache eines Wahldekrets für Richards Er¬ 
hebung 1257 als erwiesen anzusehen, dessen Reste in jener 
Urkunde des Bischofs von Lübeck aus dem Jahre 1260 erhalten 
sind. Insgesamt muß das Dekret von 1257 etwa dem kölnischen 
Entwurf von 1273 geglichen haben (abgesehen natürlich von der 
Approbationsbitte, vgl. oben S. 41.) 

Die oben S. 81 behandelten Unterschiede der Wahldekrete 
von 1273 Kölner und Mainzer. Fassung erstrecken sich auch auf 
die Form. In auffallender Weise schließt sich der Kölner Ent¬ 
wurf den Dekreten von 1247 und 1257 an, während das Mainzer 
Sdireiben ein völlig anderes Bild zeigt und namentlich die für 
die anderen Wahldekrete charakteristische Aufzählung der guten 
Eigenschaften des Erhobenen vermissen läßt. 

Wir wissen, daß gerade diese Eigenschaften von den Päp^ 
sten für den defensor ecclesiae verlangt wurden. (Vgl. oben Kap. 
I 2, Anm. 7, III. Anm. 15 u. 28, IVt 1 Anm. 7.) Auch das kirch¬ 
liche Wahlrecht schrieb für das Wahldekret eine commendatio per- 
sonae et morum vor. Vergl. die Vorschrift des H. v. Susa in der 
Lektura (p. 77 B) Zu 20. X I, 6, s. v. eleetionis tiecreto: 

decretum istud debet cöntinere totam seriem s. formam eleC- 
tionis, nomina eligentium, oonsensum et subsCriptionem cuiuslibet 
sic: Ego talis . . . supradicte electioni et omnibus aliis interfui 
et donsensi et m. p. subscripsi. Debet etiam cöntinere nomen 
electi et ad quam dignitatem electus est — — et eiusdeml 
Commendationem. / 

Das erste Wahldekret, das sich dieser, also dem kirchlichen 
Muster nachgebildeten Form anschloß, war das Dekret für Otto 
IV. vom Jahre 1198 (Const. II 24 nr. 19, Quellen I 42), stammte 
also von einer Wahl, bei der man sich den päpstlichen An- 
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Sprüchen durchaus .unterwarf. (Vergl. Muth, Beurkundung und 
Publikation 11, der eine ausreichende Erklärung noch nicht fand.) 
Bei diesem Schreiben ist die Anlehnung an das kanonistjsche 
Vorbild besonders deutlich, da es als ausgefertigtes Schreiben 
tatsächlich die Unterschriften der Wähler in der von H. v. Susa 
angegebenen Form trägt. 

Die Wahl von 1247 war ebenfalls unter päpstlich-klerikalem 
Einfluß vollzogen, für 1257 erschlossen wir eine bewußte An¬ 
lehnung an die kanonistischen Wahlformen. Der Kölner Ent¬ 
wurf von 1273 war dem Dekret von 1257 offensichtlich nach¬ 
gebildet. 

Demgegenüber gewinnt also das Mainzer Schreiben von 1273 
die Bedeutung einer Ablehnung der päpstlichen Anschauung. Das 
äußerte sich einerseits in dem Fehlen einer Bitte um Approbation. 
Auf der andern Seite zog Werner von Mainz es vor, dem WahF- 
dekret auch nicht mehr die üblich gewordene, dem Standpunkt des 
Papstes entgegenkommende Forim zu geben. 

So spiegeln sich also auch in der Form der Wahldekreto 
die den Wahlen zugrundeliegenden Anschauungen, besonders be¬ 
zeichnend für den Gegensatz Köln-Mainz bei der Wahl von 1273. 


2. Die persönlichen Wahlanzeigen Richards und Rudolfs. 

Im Neuen Archiv XXX. 675 ff. hat Karl Hampe ungedruckte 
Briefe zur Geschichte König Richards von Cornwallis veröffent¬ 
licht, unter denen der erste schon vom Herausgeber als der wich¬ 
tigste bezeichnet ist. Er enthält eine Wahlanzeige Richards an 
die Stadt Rom. Die in einer Handschrift erhaltene IJeberschrift, 
nach der es sich um die Bereitwilligkeit Richards zur Annahme 
der Senatorenwürde handelt, stimmt mit dem Inhalt nicht über¬ 
ein. Klar ist nur, daß es sich um das Verhältnis Richards zur 
Stadt Rom handelt, zu deren Senator er im Jahre 1261 tatsäch¬ 
lich gewählt wurde. 

Die Auseinandersetzung über die Vorgänge bei seiner Wahl 
den Römern gegenüber dürfte jedoch befremden, da sie in keinem 
wesentlichen Zusammenhang stehen zu dem sonstigen Inhalt des 
Schreibens, das der Stadt Rom nur das Wohlwollen des Königs 
.versichert, nicht aber seine Berechtigung erweisen soll. Dies 
Mißverhältnis läßt sich jedoch klären durch einen Vergleich des 
Schreibens mit der persönlichen Wahlanzeige Rudolfs an den 
Papst (Gonst. III. 23 nr. 21, Quellen II 8). 
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Richard an den Senat von Rom. 

-nos ad ipsitis imperii regimen 

unanimiter et concorditer elegerunt, 
acceptatione nostra nihi- 
lominus instantissimc postu- 
lata - - et licet tarn ardui negocii 
difficultas, tarn laboriose sollici- 
tudinis exercitium et tarn 
onerosi cura regiminis gravia 
nostris humeris haberentur, utpote 
cum non ad hoc imperialis dignitatis 
aviditas neque diviciarum cupiditas 
excellenciam nostram alliceret, tarnen 
ad lau dem et gloriam regis 
regum, ob reverenciam 
sancte matrisecclesie et alme 
urbis honorem et orthodoxe fidei 
f u 1 c i m e n t u m negocium ipsum 
gerendum suscepimus, cre'dentes et 
sperantes agere causam Dei 
cuius d i s p e n s a c i on e vivimus 
et regnamus, operam inter alia 
dante Domino principaliter impensuri 


Rudolf an den Papst (Dez. 1273). 

-nos tarnen ad tarn honorabilis 

oneris et tarn onerosi honoris fastigium 
nulfo prorsus ambitu aspirante« ad 
imperii regimen erexerunt, accep¬ 
tatione nihilominus impor- 
tuna satis instancia postu- 
lata — — — ad lau dem et 
gloriam regis regum ob 
reverentiam sancte matris 
ecclesie et catholice fidei 
fulcimentum tarn laboriose 
s o 11 i citudinis exercicio et 
tarn onerosi eure regiminis, 
ne quod superni consilii altitudo de- 
creverat, scissionis aut rupture dis- 
pendio contingeret infirmari, subieci- 
mus humeros imbecilles, 

sperantes quod nobis cau¬ 
sam Dei et sacrosancte matris eccle¬ 
sie animose gerentibus non adesse 
non debeat paterni favoris et apostolice 
gracie plenitudo. lactatis igitur cogi- 
tacionibus nostris in illo cuius 
raciavivimus et in vobis post 
eum precipue- 


Die beiden Schreiben können also nicht unabhängig von 
einander entstanden sein. Die Abhängigkeit aber kann nur eine 
indirekte sein, da man nicht annehmen wird, daß Rudolf für 
seine Wahlanzeige das Schreiben Richards an die Stadt Rom 
benutzt hat. Vielmehr liegt der Schluß außerordentlich nahe, 
daß auch Richard in einem uns nicht erhaltenen Schreiben neben 
der Wahfanzeige der Fürsten selbst seine Wahl dem Papste mit¬ 
geteilt hat. 

Diese Wahlanzeige Richards wird in ihrem ersten Teil den¬ 
selben Text wie der von Hampe veröffentlichte Brief an Rom 
und statt der Versicherungen zu Gunsten Roms die Bitte um 1 
Berufung zur Kaiserkrönung getragen haben. Für diesen nicht 
erhaltenen Brief, also dem Papst gegenüber, ist dann auch die 
Auseinandersetzung über den Vorgang bei der Wahl vollkommen 
verständlich. * 

Das Schreiben Richards an den Papst diente also einmal, 
vielleicht gleichzeitig, als Vorlage für die erhaltene Anzeige 
Richards an Rom, bei der nur die Worte „et alme urbis honorem“ 
eingefügt und der Schluß geändert wurde. Dann benutzte aber 
audi Rudolf das nicht erhaltene Schreiben Richards als Vorlage 
für seine Wahfanzeige an den Papst. 
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Beilage II. 

Der Ausdruck „nominare“ im Sprachgebrauch 
bei Wahlen. 

Die Deutung «des Ausdrucks ^nominare“, den Gregor X. 
bei der Bestätigung Rudolfs gebrauchte, ist bisher Gegenstand 
einer Kontroverse gewesen. Während Engelmann, Anspruch der 
Päpste etc. 59, ihn der Wendung „appnobare“ gleichsetzte, faßten 
Redlich, Rudolf von Habs bürg 177 Anm. 3 und Lindner, Habs¬ 
bürger und Luxemburger 29 ihn als gemilderte Form der Appro¬ 
bation auf; dem schloß sich Hauck, K.-G. V 1, 59f. an. 

Wir wollen versuchen, der Verwendung dieses Ausdrucks 
in den Urkunden des 13. Jahrhunderts nachzugehen und seinq 
mutmaßliche Herkunft aufzudecken. * 

Dabei ist zunächst ein wichtiger Unterschied zu beachten. 
Es kommt nämlich außer dem „regem nominare“, w'as man- 
mit „König nennen, betiteln“ übersetzen müßte, noch „in regem 
nominare“ Vor, also „zuim König ernennen, nominieren“. Von 
der Wahl Heinrichs (VII.) 1220, die Kraimmer, Kurfürstenkolleg 
58f., nur durch die Speirer Annalen (SS. X,VII. 84) gestützt, als 
Nomination bezeichnen will (vgl. dazu die treffende Kritik v. 
Büchner, Hist. Jahrb. 36, 339 f.), glaube ich hier absehen zu 
dürfen. 

In allen Verboten der Päpste, Konradin zu wählen, heißt 

es (vgl. z. B. oben Kap. I '2, Atim. 13)-quatinus Conrad umi 

nullatenus in regem eligias neC nomines neque consentiafe 
in eundem. Daraus geht schon mit einiger Sicherheit hervor, 
daß die nominatio einen Teil der Wahlhandlung bildet. In der 
Tat war die Nomination bei den kirchlichen Wahlen der Be¬ 
ginn der Handlung, bei dem die einzelnen Kandidaten genannt 
wunden, vgl. Bloch, a. a. O. 28 2 . Die Päpste wollten also sogar 
diese anfängliche Ernennung Konradins von vornherein verbieten. 

Auf jeden Fall bedeutet das „nominare“ hier eine unvolF« 
ständige, noch nicht endgültige Handlung bei der Wahl. 

Von hier aus wird verständlich, wie bei den Doppehvahlen 
von 1198 und 1257 die eine Partei den Gegnern vorwirft, jene 
hätten sich angemaßt, ihren Kandidaten zum König zu nominieren,; 
Damit will sie also die gegnerische Erhebung offenbar nicht als 
eine rechtmäßige „electio“, sondern nur als einen vorläufig gahaj 
unverbindlichen WahlvorschJag bezeichnen, 
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So Otto IV, Gonst. II. 24 nr. 18:-Philippum in regent 

nominare-presumpserunt; ferner die Anhänger Alfons’, „Q. 

c.“ §, 11: presumpserunt te (sC. Rieh.) in regem Alemannie non 
sine mutto contemptu aliorum principum nominare — — — 

nominationem huiusmodi attendentes penitus esse nullam-, 

wobei, wie oben ausgeführt, noch hinzukommt, daß sie die „no- 
minatio“ Richards heraibsetzend als nur zum rex Alamannie er¬ 
folgt bezeichnen, während sie Alfons zum rex Romanorum ge¬ 
wählt haben wollen. 

Das kanonische Recht bezeichnet nun in der Tat mit diesem 
Ausdruck genau ebenso eine unvollendete, ungültige Wahlhand¬ 
lung: 

Cap. 6. X I, 6: — :— äut sibi alium praesumpserit nomir 
nare — — / 

cap. 28. X I, 6: — — Veruim quum ex prima electione, 
quae facta est de tribus, dicenda ividetur potius nominatio 
— — et ex illa tati nominatione nihil iuris acquisitum fueri# 
nominatis — — quia non simplex nominatio, sed sotennis elecs 
tk> debet principi pjresentari. 

Vgl. auch H. v. Susa, Lectura zu 58. X I, 6: Ante piijbliciatioflemi 
nominatio est, per quam non acquiritur ius; ferner die Bemer¬ 
kung über die nominatio bei Hugeimann, Wirkungen der Kaiser¬ 
weihe 21, die sich auf die glossa ordinaria stützt 

Dazu weist nun H. v. Susa in einer Glosse zu 23. X I, .6 
noch auf einen weiteren Gebrauch hin, der zu unserem Ergebt 
nis eine wertvolle Ergänzung liefert. Er sagt nämlich, bei einer 
Doppelwahl könne nicht jede der beiden Handlungen als eine 
„etectio“ bezeichnet werden (fol. 55 b): s. v. Nominatio i. cuim 
phires simul eliguntur, non potest did proprie electio, sed nomina¬ 
tio, quia non potest ecclesia ottinibus simul matrimoniatiter oon* 
sentire. ( 

Aus dieser Bemerkung wind dann auch ganz verständlich; 
daß Innozenz III. (Reg. de neg. imp. nr. 2) Über die Doppel¬ 
wahl von 1198 sagen kann: 

tantam inter vos discordiam seminavit, ut duos vobis in 
reges presumpseritis nominare 
und (Reg. de neg. imp. nr. 1): 

ut eum cuius nominatio per sedem fuerit apostolicam |approba- 
ta, in regem redpiant. Vgl. Bloch a. ,a. O. S. 28. 

„Nominare“ ist dann, wie gesagt, noch in dnetn andereil 
Sinne gebraucht worden. Gregor X. entschied sich für Rudolf 
mit den Worten „te regem nominamus“, (vgl. auch Gonst. III. 
65 nr. 22: Cum fratribus nostris diligenti tractatu habito deno- 
minatione tibi de ipsorum consilio ascripto.) 
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Mit eben diesen Worten sprach Innozenz III. in der Dekre- 
tale Venerabilem die Anerkennung Ottos IV. aus: 

nos utique non Philippum, sed Ottonem reputamus ettiomi- 
namus regem iustitia exigente. 

Ferner haben in dem Gutachten in der Bulle „Qui celum“ 
— also hier in theoretischer Fassung — die Anhänger Alfons’ dem 
Papste nahe gelegt, wie die Entscheidung bei Doppelwahfen zu 
fällen sei: ( 

§ 14: quando aliquj ad imperium in discordia principum 
eliguntur, scdes apostolica illum, qui electus est a parte inaiori, 
persone impedimentis cessantibus, denuntiat electum canonice ac 
regem nomin at - 

Wir haben diesen Satz schon auf Grund innerer Wahrschein¬ 
lichkeit als volle Anerkennung des Approbationsanspruches ge¬ 
deutet, oben S. 51. 

Es muß nun auffallen, daß der Ausdruck „nominare“ 1198 
wie 1263 gerade für die päpstliche Entscheidung bei Doppel¬ 
wahlen gebraucht worden ist, während bei den sonstigen Wah¬ 
len des 13. Jahrhunderts, überall wo von päpstlicher Bestätigung 
die Rede ist, Ausdrücke, wie „approbare, confirmare, assumere“ 
verwendet wurden. 

Liegt also eine bewußte Verwendung gerade vor „nominare“ 

vor? 

Die Lösung scheint mir auch hier Heinrich von Susa zu 
zeigen. In der Lectura zu 14. X I. 6, wo von der „nominatio“ Jbei 
der Vorwahl die Rede ist, sagt er (fol. 44 a): Alia est nominatio, 
que fit in tractatu, alia illa, que fit postea. — Welches ist diese 
andere Nomination? 
zu 23. X I, 6 schreibt Heinrich: 

s. v. Prepositum: et nota, quod i u s est in uominatione. 
Unde Otto rex nominatur et non Philippus — — — 
Et habet hoc locum in noininatione i u d i c i a 1 i ex causa et 
animo damnarttii vel approbandi facta. 

Diese Stelle bezeugt also ausdrücklich die Verwendung von 
„nominare“ für „approbare“ (confirmare) gleichsam als terminus 
technicus bei einer zwiespältigen Wahl. 

Gregor X. hat nun in der Tat, wie wir oben sahen (S. 8S), 
Alfons’ Ansprüche auch nach Rudolfs Wahl nicht direkt abge¬ 
lehnt, sondern ihn weiterhin mit dem Elektentitel angeredet und 
ihn bis zuletzt zu freiwilligem Rücktritt zu bewegen gesucht. 
Er sah also den Zustand des Jahres 1273 noch als «Jen einer zwie¬ 
spältigen Wahl an, bei der er die Entscheidung fällen mußte. 
(Zu dieser Auffassung kam er wahrscheinlich durch den Bericht 
des Bischofs Bruno von Olmütz über die deutschen Zustände. 

Dort heißt es: —-in diversos dividunt vota sua:-h— 

exemplum huiusmodi coram vestris oculis et nostris, iam pre- 
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teritum et iam instans: praeteritum in electione regis Hispanie 
et comitis Richardi, et nuncregis Hispanie et comitis Ru¬ 
dolph i. Const. III. 589 nr. 620). Vgl. Redlich Rud. v. Habs¬ 
burg 213. ' 

Von dieser Auffassung des Papstes her wird klar, warum 
der Ausdruck „nominare“ gebraucht wurde, und ferner, daß 
er rechtlich völlig ^gleichbedeutend mit „approbare“ war. 

In der Bewertung des Ausdrucks nominare komme ich also 
zum gleichen Ergebnis wie Krammer, Kurfürstenkolleg 166f. 
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